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PROTOKOLL
der 6ffentlichen Sitzung des Gemeinderates im Rathaussaal Gmunden.

Datum: 12.12.2019 Beginn: 17:10 Uhr Ende: 23:00 Uhr

Die Verhandlungsschrift

Anwesend sind: wurde in der Sitzung des

1. Krapf Stefan, Bgm. Mag.phil -

2. Schlair Wolfgang, Vzbgm. Dipl.-Ing. (FH) Gemeinderates am 16.04.2020
3. Hopoltseder Thomas Michael, StR. genehmigt.

4. Apfler Martin, StR. Mag. . .

5. Schonleitner rene, StR.in Der. Burgermelster:

6. Schneditz-Bolfras Michael Savo Oskar, GR Dr.iur. [

7. AndeBRner Manfred, StR. s ]

8. Thallinger Auguste, GR.in v /

9. Bergthaler Karl, GR Mag. Dr.iur N /

10. Peganz Elke Maria, Dir.in GR.in N

11. Vesely Recte Riha Bettina Sibylle, GR.in
12. Kosma Hans-Peter, GR
13. Zwachte Birgit Manuela, GR.in Mag.

14. Aigner Franz Josef, GR Vertretung fur Herrn GR Maximilian Attwenger
15. Reiter Ulrike Eva, GR.in Vertretung fur Herrn GR Johannes Bamminger
16. Lang Rainer Eduard, GR Vertretung fur Herrn GR MBA Franz Rudolf Moser

17. Oberwallner Gustav Nikolaus, GR MBA Mag. Dr.  Vertretung fiir Herrn
GR Michael Weichselbaumer
18. Laherstorfer Christiana, GR.in Vertretung fur Herrn GR Mag. Maximilian Loberbauer
19. Dobringer Ernst, GR Vertretung fir Frau GR.in Jane Beryl Simmer, MBA
20. Gruber Elisabeth, GR.in Vertretung fir Herrn GR Michael Nadler
21. Enzmann Beate, Vzbgm.
22. Colli Gunther, GR KR
23. Trieb Peter Josef, GR
24. Porstendorfer Dominik, GR
25. Fritz Rudiger, GR Dipl.-Ing. Vertretung fir Frau GR.in Mag.iur Dina Fritz
26. Sageder Wolfgang, StR.
27. Auer Elisabeth, GR.in
28. Hochegger Helmut, GR
29. Held Catharina, GR.in
30. Fronia-Forstner Ulrike, GR.in Vertretung fir Herrn GR Christian Henter
31. KaRmannhuber Reinhold, StR. Dipl.-Ing.
32. Hausherr Rosina, GR.in
33. Hecht Andreas, GR Dr.med.vet
34. Haider Bruno, GR Dipl.-Ing. Dr. Vertretung fiur Frau GR.in Margit Drack
35. Sperrer Josef, GR Dipl.-Ing.
36. Bors Johanna, GR.in Mag.a
37. Kienesberger Otto, GR Dipl.-Ing.
38. Pseiner Heimo, Dr. Stadtamtsdirektor
39. Schogl Monika als Schriftfihrerin
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Entschuldigt abwesend sind:
40. Bamminger Johannes, GR
41. Moser Franz Rudolf, GR MBA
42. Weichselbaumer Michael, GR
43. Attwenger Maximilian, GR
44. Lbéberbauer Maximilian, GR Mag.
45. Simmer, MBA Jane Beryl, GR.in
46. Nadler Michael, GR
47. Fritz Dina, GR.in Mag.iur
48. Henter Christian, GR
49. Drack Margit, GR.in

Nach Vorstellung des Programms der Veranstaltungsreihe FROZEN FLOWERS 2020 durch Vertrete-
rinnen des Gmundner Festwochenvereins, eréffnet Bgm. Mag. Krapf die Gemeinderatssitzung.

Bgm. Mag. Krapf:

Meine Damen und Herren!

Ich ertffne die 23. ordentliche o6ffentliche Sitzung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden
und begrufRe Sie sehr herzlich. Weiters begriiRe ich die Vertreter der Presse und die Zuhérerinnen
und Zuhorer.

Das Stattfinden dieser Sitzung wurde in der Presse und an der Amtstafel ortstiblich bekanntgemacht.
Sie selbst haben eine schriftliche Einladung erhalten.

Ich stelle fest, dass der Gemeinderat beschlussfahig ist.

Die Verhandlungsschrift Uber die 22. Sitzung des Gemeinderates lag zur Einsicht auf und blieb ohne
Beanstandung. Die rechtmafige Genehmigung gemafld den Bestimmungen der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. (8 54 Abs. 3-6) erfolgt am Schluss der Sitzung durch Beurkundung durch den Bur-
germeister und je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen.

Bgm. Mag. Krapf bringt drei Dringlichkeitsantrage zur Verlesung und ersucht um Abstimmung, ob
diese Tagesordnungspunkte auf die heutige Gemeinderatssitzung aufgenommen werden:

a)

,Geman § 46 der OO Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. bringt die Gemeinderatsfraktion der SPO
Gmunden einen Dringlichkeitsantrag auf Anderungen in diversen Ausschiissen ein und ersucht um
Zuerkennung der Dringlichkeit.

Begrundung:

Mag. Markus Medl hat am 6.12. 2019 auf sein Mandat als ordentliches Gemeinderatsmitglied verzich-
tet. Gleichzeitig hat er auch bekanntgegeben in allen Ausschussen nur mehr als Ersatzmitglied zur
Verfugung zu stehen. Da die Tagesordnung fur den Gemeinderat jedoch bereits am 5.12. zugestellt
wurde war die Aufnahme eines entsprechenden Tagesordnungspunktes fir die Nachwahl in den Aus-
schiissen nicht mehr méglich. Um die ordnungsgemafe Besetzung der Ausschisse zu gewahrleisten,
wére eine Nachwahl durch die SPO Gemeinderatsfraktion noch in diesem Gemeinderat notwendig.
Die Fraktionsmitglieder:*

Beschluss: einstimmig genehmigt (TO-Pkt. 56)

b)

,Dringlicher Antrag der BIG Gemeinderatsfraktion gem. § 46 Z.3 der OO Gemeindeordnung 1990
fur die Gemeinderatssitzung am 12.12.2019

Begrindung:

Seit Wochen wird verstarkt beobachtet, dass Gruppen von Personen, die aus der Region um die

Stadt Gmunden kommend, in den Nachtstunden vor allem an Wochenenden die Bezirkshauptstadt
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mit der Absicht aufsuchen, Passanten zu provozieren, um eine Situation herbeizufiihren, die sie zum
Anlass nehmen, in Uberzahl kérperliche Gewalt gegen Einzelpersonen auszuiiben. Dadurch wurden
junge Leute beiderlei Geschlechts massiv am Korper verletzt. Dieser Vorgangsweise muss massiv
und schnell entgegengewirkt werden. Der Antrag zielt daraufhin ab kinftighin vor allem durch Préven-
tivmaBnahmen Angriffe in dieser Art in Gmunden zu verhindern.

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mége daher beschliel3en:

Es ist von Seiten der Gemeinde eine Dienstanweisung an die Polizisten der Stadtpolizei zu erlassen
und durchzusetzen, die eine Anwesenheitspflicht am Rathausplatz zu den kritischen Tageszeiten
von

22 00 Uhr bis 4 00 Uhr des nachsten Tages an Freitagen und Samstagen vorschreibt.

Zur Evaluierung ist bis zum néchsten Gemeinderat eine Statistik aufgrund der Polizei-Tagesberichte
Uber diese Zeitraume vorzulegen.

Dr. Andreas Hecht

Fraktionsobmann der Burgerinitiative Gmunden B.l.G."

Beschluss: einstimmig genehmigt (TO-Pkt. 57)

c)

LDringlichkeitsantrag

der FPO-Fraktion

Gemal § 46 Abs. 3 der O8. Gemeindeordnung in der geltenden Fassung wird um Aufnahme des fol-
genden Tagesordnungspunktes in die Tagesordnung der ordentlichen Gemeinderats-sitzung am
12.12.2019 ersucht:
Antrag
Der Gemeinderat mdge beschlielen, dass vom Birgermeister der Stadt Gmunden nachstehende
Dienstanweisung zu erlassen ist:
Nach dienstlicher Mdglichkeit haben die Beamten der Stadtpolizei an Freitagen, Samstagen und vor
Feiertagen in der Zeit von 22:00 Uhr bis 04:00 Uhr friih in der Innenstadt von Gmunden durch Strei-
fendienst Prasenz zu zeigen. Dem Birgermeister ist Uber die dienstlichen Wahrnehmungen und das
polizeiliche Einschreiten taglich zu berichten.
Begrindung des Antrags
In der letzten Zeit hat es immer wieder Meldungen aus der Bevdlkerung gegeben, dass es in den
Néachten der Wochenenden in der Innenstadt vermehrt zu Provokationen der jugendlichen Nacht-
schwéarmer durch gewaltbereite Gruppen kommt. Leider ist es dabei auch zu erheblichen Kérperver-
letzungen gekommen. Ich habe auch schon gehort, dass Jugendliche sich deshalb nicht mehr in die
Stadt trauen und die Eltern um die Gesundheit ihrer Kinder firchten. Das nehme ich sehr ernst. Das
darf nicht sein. Da die Stadtpolizei aus Dienstrechtlichen Griinden in den Nachten der Wochenenden
nur zu zweit Dienst machen kann, das ganze Stadtgebiet zu tGberwachen hat und immer wieder zu
Einsatzen gerufen wird, ist es leider nicht immer mdglich, dass die Beamten sich ausschlie3lich auf
den Rathausplatz und die angrenzenden Gassen konzentrieren. Aufgrund des derzeit herrschenden
Gefihls der Unsicherheit in der Bevolkerung ist es jedoch unbedingt notwendig, dass die Gmundner
Stadtpolizei so viel Prasenz wie nur moglich in der Innenstadt zeigt. Deshalb wird es auch notwendig
sein, ernsthaft Uber die Besetzung des 12. Dienstpostens in der Stadtpolizei zu diskutieren.
Begrindung der Dringlichkeit:
Die Dringlichkeit ergibt sich daraus, dass schnell auf die Angste der Gmundner Bevolkerung reagiert
werden muss. Unsere Jugendlichen sollen sich wieder sicher in der Stadt fuhlen und die Eltern keine
Angst mehr haben muissen.

Vizeblrgermeisterin Beate Enzmann
Stadtratin fur Sicherheitsangelegenheiten”

Beschluss: einstimmig genehmigt (TO-Pkt. 58)

Weiters erklart Bgm. Mag. Krapf, dass der Tagesordnungspunkt 43) ,Beratung und Beschlussfas-
sung hinsichtlich einer allfalligen Uberarbeitung des Bebauungsplanes Altstadt — Linkes Traunufer, 3.
Auflage” abgesetzt wird.
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GR Hochegger stellt den Antrag, tber folgende Tagesordnungspunkte gesammelt abzustimmen:
TO-Pkt. 6) bis 8) — Kassenkredite,

TO-Pkt. 9) bis 13) — Finanzierungsplane,

TO-Pkt. 14) bis 17) und TO-Pkt. 19) bis 27) — Gebihren/Tarife.

Bgm. Mag. Krapf wirft ein, dass es sich bei den Punkten 9) und 10) um sehr hohe Investitionssummen
handelt und daher hier einzeln abgestimmt werden sollte.

GR. Hochegger zieht den Antrag fiur die TO-Pkt. 9) bis 13) zurtick und wird Gber den Antrag, die
TO-Pkt. 6) bis 8),

TO-Pkt. 14) bis 17) und

TO-Pkt. 19) bis 27)

gesammelt abzustimmen, abgestimmit.

Beschluss: einstimmig genehmigt

GR. DI Fritz stellt den Antrag, die TO-Pkt. 32) bist 34) zusammenzulegen, da sie ein Projekt (Schiffs-
lande) betreffen und daher dartiber zusammen diskutiert und abgestimmt werden sollte.

Beschluss: mehrheitlich abgelehnt

30 Gegenstimmen: OVP (20); SPO (5); BIG (4); GRUNE: GR DI Sperrer

Bgm. Mag. Krapf geht zur Tagesordnung Uber.
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Tagesordnung:

1.
2
3.
4

al

10.

11.

12.

13.

14 .

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

Nachwahl in Ausschiisse durch die OVP-Gemeinderatsfraktion;
Beratung und Beschlussfassung tber den Voranschlag 2020;
Beratung und Beschlussfassung tUber den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan 2020-2024;

Kenntnisnahme des Berichtes des Obmannes des Priiffungsausschusses der Stadtgemeinde
Gmunden betreffend der am 19. November 2019 abgehaltenen 26. Sitzung;

Kenntnisnahme des Prufberichtes der 26. Sitzung des Priifungsausschusses;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 8.500.000,00 bei der Allgemeinen Sparkasse 00., Geschéftsstelle Gmunden, fur die Stadt.
Hauptkasse Gmunden fiir das Finanzjahr 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 3.000.000,00 bei der Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, fir die Stadt. Hauptkasse
Gmunden fir das Finanzjahr 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von
€ 350.000,00 bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden, fur die Stadt. Hauptkasse Gmunden fur das
Finanzjahr 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Sanierung und Erweiterung des Eingangsgebaudes, die Sanie-
rung der Tribline und die Erneuerung der Leichtathletik-Rundlaufbahn in der SEP-Arena Gmun-
den";

Beratung und Beschlussfassung tUber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Generalsanierung der Tennisanlage Rennweg";

Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Poly-Schule (Erweiterung und Umbau) 1. Bauetappe + Vorzie-
hung 2. Bauetappe";

Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Landesmusikschule Erweiterung und Teilsanierung (Veranstal-
tungssaal)"

Beratung und Beschlussfassung tber einen Finanzierungsplan fur die Wasserversorgung BA 14;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Kanalgebuhrenordnung ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Wassergebihrenordnung ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Abfallgebiihrenordnung ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer neuen Friedhofgebihrenordnung fir den
kommunalen Friedhof der Stadtgemeinde Gmunden ab 01. Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erlassung einer Verordnung tber die Ausschreibung
eines Zuschlages zur Freizeitwohnungspauschale nach dem OO Tourismusabgabegesetz i.d.g.F.
ab 01. Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Hundeabgabeordnung ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung Uber die Festsetzung der Grundsteuerhebesatze fur das Haus-
haltsjahr 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Neufestsetzung von Tarifen der Stadtbetriebe-Energie ab
01. Janner 2020;
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22.

23.

24 .
25.

26 .

27 .

28.

29.

30.

31.

32.

33.

34.

35.

36 .

37.

38.

39.

40 .

41 .

42 .

Beratung und Beschlussfassung tber die Erhéhung der Tarife der Aktion "Essen auf Radern" ab
01. Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erh6hung der Tarife fur die "Sozialen Dienste" ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erhéhung von Tarifen der Tennishalle ab 01. Mai 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erh6hung der Stundensatze fir Gemeindebedienstete
und Schaffung eines Tarifes des Wirtschaftshofes ab 01. Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung einer neuen Tarifordnung fir den evangeli-
schen Friedhof Gmunden ab 01. Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung eines Tarifes fir das Seeschloss Ort ab 01.
Janner 2020;

Beratung und Beschlussfassung betreffend Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 26 bzw.
Umwidmung der Parz. 189/1 u. 199/1, KG. Ort-Gmunden von dzt. Grinland- Spiel- u. Liegewiese in
Bauland-Wohngebiet (Energie AG. 0O0) - endgiiltige Beschlussfassung;

Beratung und Beschlussfassung iiber die Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 28 bzw. Um-
widmung der Parz. 199/10, KG. Schlagen, von dzt. Verkehrsflache-FlieRender Verkehr in Bauland-
Betriebsbaugebiet (Fa. Rauch-Fichtenweg) - endgultige Beschlussfassung;

Beratung und Beschlussfassung iiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. Umwid-
mung der Liegenschaft Traunsteinstral3e 343 "Moaristidl" von dzt. Griinland best. Betrieb (Gast-
haus) des Gastgewerbes im Grinland (bis hdchstens 150 Sitzplatze) in Bauland-Dorfgebiet - Einlei-
tung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung (iber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 30 bzw.
Umwidmung der Liegenschaften Theresienthalstrae 73 u. 75 von dzt. Bauland-Wohngebiet in
Bauland-eingeschranktes gemischtes Baugebiet - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 31 im Be-
reich der Schiffslande im Zusammenhang mit dem neuen Hotelprojekt. - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung der Bebauungsplane Wohnen "Lacus Felix"
Nr. 02.1-3 und Inselhotel Lacus Felix Nr. 02-3 sowie den Anderungsplan Nr. 01 zum Bebauungs-
plan Inselhotel Lacus Felix - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erstellung eines Bebauungsplanes im Bereich der
Schiffslande iZm. dem neuen Hotelprojekt - Einleitung des Verfahrens;

Beratung und Beschlussfassung tber die Erstellung des Bebauungsplanes Nr. G-3-1, "Parkstra-
Re/Satoristral3e - Einleitung des Verfahrens;

Kenntnisnahme eines Schreibens des Amtes der OO. Landesregierung betreffend Beschwerden
einer Anrainerin iZm. dem Bauvorhaben Esplanade 18, 18a;

Beratung und Beschlussfassung tber die Auflassung des Gemeingebrauchs auf einem Teil der
Wunderburgstral3e im Bereich der Liegenschaft Wunderburgstral3e 17;

Beratung und Beschlussfassung tber die Auflassung des Gemeingebrauchs auf 6ffentlichen Ver-
kehrsflachen Parz. 763/2 sowie Teilflachen der Parz. 761/3, 763/1, 763/3, alle KG. Schlagen, im
Bereich des Lebenberg-Gutes an der Himmelreichstralie;

Beratung und Beschlussfassung tber die Vergabe von Kanalbauarbeiten in der Laudachseestral3e
und am Flachberg;

Beratung und Beschlussfassung tber die Beauftragung von ausfiihrenden Firmen fiir die notwendi-
ge Sanierung der Tennisplatzanlage des TC Gmunden;

Beratung und Beschlussfassung tber die Beauftragung von Fachplanern fiir die Sanierung und
Neugestaltung Sportplatz Gmunden,;

Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich Beantragung einer Erlassung eines Vorbehaltsgebie-
tes gem. § 6 O0. Grundverkehrsgesetz;
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43 .

44

45 .

46 .

47 .

48 .

49 .

50.

51.

52.

53.

54.
54.1.

55.
55.1.
56 .
57.

58.

59.
60 .

Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich einer allfalligen Uberarbeitung des Bebauungsplanes
"Altstadt" - Linkes Traunufer”, 3. Auflage; (Wurde vor Eingang der Tagesordnung abgesetzt)

Beratung und Beschlussfassung betreffend den Abschluss einer Dienstbarkeitsvereinbarung mit
der Eigentimergemeinschaft der Liegenschaft Sparkassegasse 1, 4810 Gmunden;

Beratung und Beschlussfassung Uber die Einrdumung der Dienstbarkeit des Gehens und Fahrens
auf dem gemeindeeigenen Grundstiick 162/11 KG Gmunden zugunsten der Eigentimer der Lie-
genschaften EZ 588 und 589 je KG Gmunden,;

Beratung und Beschlussfassung tber den Abschluss eines Flurbereinigungs-Tauschvertrages mit
der CS Lebenberg Entwicklungs KG;

Beratung und Beschlussfassung tber den Abschluss einer Hauptwohnsitzvereinbarung mit der
Energie AG 00., 4021 Linz;

Beratung und Beschlussfassung tber den Abverkauf eines Teilgrundstiickes aus Gst. 225/5, 42160
Traundorf, im Ausmalf3 von ca. 43 mz

Beratung und Beschlussfassung betreffend einer neuen Kinderbildungs- und Betreuungseinrich-
tungsordnung fur die stadtischen Krabbelstuben- und Kindergartengruppen;

Beratung und Beschlussfassung betreffend Anderung der Geschaftsordnung fiir Kollegialorgane
der Stadtgemeinde Gmunden aufgrund der Novellierung der O6. Gemeindeordnung 1990;

Beratung und Beschlussfassung der Geschéaftsordnung des Birgerbeirates "Zementwerk
Hatschek";

Antrag der GRUNEN-Gemeinderatsfraktion, im Bereich der Stadtgemeinde Gmunden keine Veran-
staltungen mehr zu genehmigen und zu unterstiitzen, die durch ihren Charakter massiv zu klima-
schadigenden Emissionen und einer enormen Larmbelastigung fihren und auch dem Charakter
eine "stilvollen Freizeitstadt" nicht entsprechen;

Antrag der GRUNEN-Gemeinderatsfraktion, eine 50 km/h-Zone anstelle des 70 km/h-Abschnittes in
der Linzerstral3e zu verordnen;

Verkehrsangelegenheiten;

Beratung und Beschlussfassung tber eine Abanderung des Halte- und Parkverbots in der Dr. Josef
Kliemstein-Stral3e;

Personelles:
Anderung Dienstpostenplan;
Nachwabhl in Ausschiisse durch die SPO-Gemeinderatsfraktion;

Beratung und Beschlussfassung Uber eine Dienstanweisung an die Polizisten der Stadtpolizei betr.
Anwesenheitspflicht am Rathausplatz zu den kritischen Tageszeiten an Wochenenden (Antrag der
BIG-Gemeinderatsfraktion);

Beratung und Beschlussfassung Uber eine Dienstanweisung an die Polizisten der Stadtpolizei betr.
Prasenz in der Innenstadt zu kritischen Tageszeiten an Wochenenden (Antrag der FPO-Gemeinde-
ratsfraktion);

Berichte des Burgermeisters;

Allfalliges;
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Beratung:

1. Nachwahl in Ausschiisse durch die OVP-Gemeinderatsfraktion;

Bgm. Mag. Krapf:

Die OVP-Gemeinderatsfraktion hat einen schriftlichen Antrag gemaR § 33 der O6. Gemeindeordnung
1990 i.d.g.F. betreffend Anderungen in folgenden Ausschiissen eingebracht:

Ausschuss fur Bau- und Stralenbauangelegenheiten sowie Angelegenheiten der oOrtlichen
Raumplanung:

Ersatz: StR. Manfred Andef3ner anstelle GR Franz Moser MBA

Ausschuss fur Wirtschafts-, Energie-, Burgerbeteiligungs-, Informations- und Kommunikati-
onsangelegenheiten:

Obmann: GR Johannes Bamminger anstelle GR Franz Josef MBA

Mitglied: GR Gabriel Grabner anstelle GR Johannes Bamminger

Personalbeirat:

Ersatz: StR." Irene Schonleitner anstelle GR Franz Moser MBA

Gemal § 52 O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. ist Uber jede Wahl des Gemeinderates geheim ab-
zustimmen, es sei denn, dass ein anderer Abstimmungsmodus einstimmig beschlossen wird.

Antrag:

Der Gemeinderat moge beschlie3en, Gber diesen Tagesordnungspunkt nicht geheim, sondern durch
Erheben der Hand abzustimmen.

Der gesamte Gemeinderat wird um ein Zeichen mit der Hand gebeten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Fir diese Nachwahlen sind nach den Bestimmungen der O9. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. nur die
Mitglieder der OVP-Gemeinderatsfraktion stimmberechtigt.

Antrag:

Die Mitglieder der OVP-Gemeinderatsfraktion werden ersucht, ein Zeichen mit der Hand zu geben,
wenn sie damit einverstanden sind, dass die oben angefiihrten Personen in die einzelnen Ausschiisse
gewahlt werden.

Beschluss: einstimmig genehmigt

2. Beratung und Beschlussfassung tber den Voranschlag 2020;

StR. Hopoltseder berichtet:

Die Budgeterstellung fir 2020 erfolgte erstmals auf Basis der Voranschlags- und Rechnungsab-
schlussverordnung 2015 (VRV 2015), die ab dem néchsten Jahr eine verpflichtende Umstellung von
der Kameralistik auf eine Bilanzbuchhaltung vorsieht. Das bedeutet, dass es beim neuen integrierten
Drei-Komponenten-Haushalt neben dem Finanzierungshaushalt — auf Basis der Einzahlungen und
Auszahlungen - auch einen Ergebnishaushalt — auf Basis von Ertragen und Aufwendungen — gibt. Mit
dem ersten Rechnungsabschluss 2020 wird dann auch eine Vermoégensrechnung erstellt, die das
Vermdgen auf der Aktivseite und die Eigen- und Fremdmittel auf der Passivseite darstellt. Damit wird
auch die Vermogenssituation einer Gemeinde transparenter gestaltet.

Die angefuihrte Umstellung auf die VRV und das damit verbundene umfangreiche Berichtswesen stell-
te die Mitarbeiter der Finanzabteilung aber auch mich als Finanzreferenten bei der Budgeterstellung
vor sehr groRe Herausforderungen. Ich darf betonen, dass es nicht selbstverstandlich ist, dass wir
heute bereits den Voranschlag 2020 beschlieRen. Viele Gemeinden und Stadte in OO beschlieRen
das nachste Budget erst im Laufe des nachsten Jahres. Der Finanzabteilung ist es aber gelungen, mit
viel Engagement und hoher Kompetenz, den Voranschlag termingerecht vorlegen zu konnen — dafur
schon vorweg den Mitarbeitern ein herzlicher Dank.
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Trotz der angefiihrten Verédnderungen und der laufend steigenden Pflichtausgaben ist es wieder ge-
lungen, ein ausgeglichenes Budget zu erstellen. Die Einnahmen der ordentlichen Geschéftstatigkeit
belaufen sich im nachsten Jahr auf insgesamt € 47.723.000,--, die Ausgaben auf € 48.900.000,--, der
Abgang von € 1.177.000,-- wird durch entsprechende Riicklagenentnahmen ausgeglichen. Bei den
Tarifen der Gebihren und Entgelte wurden die Wasser- und Kanalgebihren an die Mindestgebuhr
des Landes OO angepasst. Die Miillgebiihr wird um rund 5 % erhoht. Bei den Stundensétzen ist eine
generelle Anhebung um € 4,00 vorgesehen. Auch die Tarife bei Essen auf Radern werden angepasst,
wobei der Sozialtarif fast unveréandert bleibt.

Bei den Einnahmen wurden die grof3ten Posten wie folgt budgetiert:

Bundesertragsanteile: € 13,5 Mio. (+ 0,9 % gegeniiber 2019 It. Vorgabe Land 00)
Kommunalsteuer: € 7,5 Mio.

Kanalgebthren: € 3,7 Mio.

Wasserbezugsgebduihr: € 1,6 Mio.

Millgebihren: € 1,9 Mio.

Bei den Ausgaben ergeben sich die grof3ten Budgetposten wie folgt:

Personalkosten samt Pensionsbeitrage: € 14,1 Mio.

Sozialhilfeverband: € 5,0 Mio.

Krankenanstalten: € 3,6 Mio.

Landesumlage: € 1,5 Mio.

Investitionen 2020 — Investitionsschub von tber € 6 Mio..

Da es keine Unterscheidung mehr zwischen ordentlichen und aufRerordentlichen Haushalt gibt, sind in
den Salden des Ergebnis- bzw. Finanzierungshaushaltes auch die Budgetwerte der investiven Einzel-
vorhaben bericksichtigt.

Fur Anschaffungen sind 2020 im Finanzierungshaushalt, ohne investive mehrjahrige Einzelvorhaben
€ 682.300,-- geplant. Im Voranschlag der KG sind Investitionen von

€ 470.000,-- enthalten. Somit sind im laufenden Haushalt fir 2020 Investitionen von insgesamt
€ 1.152.300,-- geplant.

Investive mehrjahrige Einzelvorhaben:

Fur investive mehrjahrige Einzelvorhaben (AO-Haushalt) sind im Jahr 2020 Investitionen von € 4,640
Mio. geplant, denen Zufiihrungen aus dem laufenden Haushalt von € 630.400,--, Férdermittel in Héhe
von € 826.100,--, Interessentenbeitrdge in der Héhe von € 510.000,-- und Darlehensaufnahmen von
€ 1.865.000,-- gegentiber stehen. Erganzend muss festgehalten werden, dass diese mehrjahrigen
Projekte jahrlich ausgeglichen budgetiert werden miissen und daher eventuelle Uberschiisse bzw.
Fehlbetrage mittels Riicklagen bzw. innere Darlehen in das nachste Jahr Ubertragen werden.

Die grof3eren Investitionen im nachsten Jahr sind dabei:

Fur die Erhaltung der Infrastruktur fir Wasser und Kanal sind Investitionen in Hohe von insgesamt
€ 2.500.000,-- geplant. Fir Sanierungen der Trinkwasserversorgung sind

€ 950.000,-- und fur KanalbaumaRnahmen € 1.550.000,-- vorgesehen.

Fur den Ankauf des neuen Feuerwehrfahrzeuges RLF-A 2000 haben wir Ausgaben von

€ 410.000,-- vorgesehen. Im Jahr 2021 werden wir das Projekt ausfinanzieren.

Die Sanierung des Miesweges ist abgeschlossen und nach Vorlage der Endabrechnung erwarten wir
fur 2020 die Auszahlung der Forderung aus LEADER-Mitteln.

Fur die Radwegprojekte im Rahmen der Stadtregionalen Strategie und der Adaptierung des Pferdeei-
senbahnradweges haben wir € 300.000,-- vorgesehen.

Die Tennisplatze am Rennweg werden 2020 generalsaniert. Zur Ausfinanzierung ist eine Darlehens-
aufnahme in der Hohe von € 215.000,-- vorgesehen.

Fur Projekte der Wildbachverbauung haben wir fir 2020 Investitionskosten von insgesamt

€ 100.000,-- veranschlagt, die wir mit einer Rucklagenentnahme und einer Bedarfszuweisung finanzie-
ren werden.

Fur die weiteren Malinahmen des Projektes ,Neugestaltung Esplanade und Rathausplatz“ wurden
€ 100.000,-- vorgesehen, die bereits angespart wurden. € 50.000,-- haben wir noch in einer Rucklage
liegen.
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Die Schulsanierungen inklusive Musikschule sind mit den neuen Finanzierungsplanen fir die Poly-
schule und die Landesmusikschule, die wir heute noch unter TO 11 bzw. unter TO 12 beschliel3en
werden, endgiiltig abgeschlossen. An Kosten entfielen dabei:

auf die Musikschule € 4 Mio.,

auf die Nikolaus Lenau Schule inkl. neuer Kiiche € 3,2 Mio.,
auf die Polyschule € 1,1 Mio.

auf die NMS Traundorf € 1,3 Mio.

das sind insgesamt € 9,6 Mio. die wir nur mit einem Darlehen fir die Musikschule Gber € 800.000,00
fremdfinanziert haben, der Rest stammt aus Eigenmitteln und Landesférderungen und aus dem
Grundverkauf Braugttl — bei dem im Frihjahr 2020 Gbrigens Baubeginn ist. Ein finanzieller Kraftakt,
der uns nur aufgrund unserer guten Finanzkraft gelungen ist.

Die SEP-Arena soll in den Jahren 2020/21 saniert werden. Fir 2020 sind Baukosten von € 750.000,00
vorgesehen. Fir das Jahr 2021 ist eine Darlehensaufnahme zur Ausfinanzierung geplant.

Fur die Neugestaltung des Rathausplatzes oder die Modernisierung der SEP Arena missen wir 30 %
der Investitionskosten an Eigenmitteln nachweisen, damit eine Darlehensaufnahme vom Land OO
genehmigt wird. Die Investitionssumme beider Projekte bel&uft sich auf rd. € 5 Mio., 20 % davon for-
dert das Land OO., fir die verbleibenden Kosten werden die Eigenmittel rechtzeitig zur Verfugung
stehen. Die Umsetzung grof3erer Vorhaben wird aber in Zukunft nur mdglich sein, wenn verstéarkt Op-
timierungen bei den Ausgaben vorgenommen werden - auf der Einnahmenseite gibt es namlich kaum
mehr ein groReres Steigerungspotential.

Zusatzlich stehen im nachsten Jahr noch nachstehend angefuihrte Investitionen an:
Kanalliberwachungssystem — 2. Abschnitt — € 100.000,00,
Erweiterung/Modernisierung der WC-Anlage im Weyer - € 100.000,00,

Sanierung GemeindestraRen — € 500.000,00,

Kulturhauptstadt 2024 (Positionierung) — € 200.000,00,

Generationenflache Cumberland — € 30.000,00,

Straf3enbeleuchtung — Neuanlagen u. Instandhaltung — € 150.000,00,

Ufermauer Lehenaufsatz — € 65.000,00,

Planung Ersatzparkflachen ehem. Parkhotelareal — € 50.000,00

Sanierung Probenlokal der Stadtkapelle (Schlachthausgasse) - € 150.000,00.

Keine Kirzungen bei den Subventionen:

Bei den Vereinsférderungen und Subventionen sind 2020 keine Kirzungen vorgesehen. Die Stadt
Gmunden hat im nachsten Jahr fir Subventionen an heimische Verbénde, Vereine oder Institutionen
einen Betrag von immerhin knapp € 2 Mio. budgetiert. Damit will man einerseits das Ehrenamt, ander-
seits auch die hervorragende Arbeit in den Vereinen — insbesondere bei der so wichtigen Jugendar-
beit - entsprechend honorieren. Zudem wird das Veranstalten von Maturabéllen in Gmunden weiter-
hin finanziell unterstitzt und auch die Studentinnen und Studenten profitieren von einer Beibehaltung
der Studentengutscheine.

Darlehensaufnahmen:

Die derzeit geplanten Darlehensaufnahmen betragen insgesamt € 1.865.000,-- (€ 900.000,-- fur die
Wasserversorgung € 750.000,-- fir Kanalsanierungen und € 215.000,-- fir den Tennisplatz Rennweg)
Somit stehen Darlehensaufnahmen fir belastende Schulden fir die Stadtgemeinde und die KG in
Hohe von € 1.865.000,00, Tilgungen fir diese Schuldenart in H6he von € 2.295.600,00 gegenlber
und der Darlehensstand kann um € 430.600,00 reduziert werden. Der Schuldenstand der Stadt redu-
ziert sich trotz der angefiihrten Investitionen auf insgesamt 28,9 Mio. Euro. Darin enthalten ist das
Darlehen Uber 8 Mio. Euro fur den Ankauf des Parkhotelareals aus dem Jahr 2017. Anfang néchsten
Jahres wird die Ausschreibung in Form eines Bieterverfahrens gestartet, sodass eine Verwertung
dieses Areals im ndchsten Jahr realistisch erscheint und sich dadurch der Schuldenstand noch deut-
lich reduzieren kann. Die KG weist zum Jahresende 2020 Schulden von € 3,5 Mio. aus.

An Riicklagen stehen im Ubrigen zum Jahresende 2020 noch insgesamt € 460.000,00 zur Verfiigung.
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Mittelfristiger Finanzplan:

Der mittelfristige Finanz- und Investitionsplan der Planperiode 2020 —2024 wird im néchsten TO-Punkt
behandelt. Dazu darf ich schon jetzt anmerken, dass seitens des Landes ein besonderes Augenmerk
auf die Entwicklung des Maastrichtergebnisses gelegt wird. Daher durfen im mittelfristigen Investiti-
onsplan auch nur Vorhaben enthalten sein, die entweder zur Ganze von der Gemeinde finanziert wer-
den oder vorab mit dem Land OO. abgestimmt wurden. Weiters muss auf die zeitgerechte Finanzie-
rung geachtet werden, sodass die jahrlich anfallenden Investitionskosten durch Einnahmen im glei-
chen Zeitraum gedeckt sind, da fur den Osterreichischen Stabilitatspakt eine jahrliche Betrachtungs-
weise vorgesehen ist. Zudem kommt dem MFP im Zuge der ,Gemeindefinanzierung NEU" im Hinblick
auf die Realisierung kinftiger Vorhaben eine wesentliche Bedeutung zu, da der MFP die Prioritaten-
reihung der Vorhaben und den Nachweis der Aufbringung der dafir notwendigen Eigenmittel abbilden
muss. Eine Antragstellung um Fordermittel ohne entsprechende Prioritatenreihung ist nicht mehr mog-
lich. Eine Abanderung der Prioritatenreihung kann wéhrend des Finanzjahres nur durch einen Ge-
meinderatsbeschluss erfolgen.

Verwendung von Uberschiissen aus Kanal und Wasser im Gebiihrenhaushalt:

Ich darf berichten, dass im Voranschlagserlass des Landes OO, hinsichtlich der Entnahme von Uber-
schissen beim Gebuhrenhaushalt, auf die Notwendigkeit eines ,inneren Zusammenhanges” mit dem
Betriebszweck der Einrichtung gegeben sein soll. Hier kénnen einerseits kalkulatorische Kosten, wie
z.B. Verwaltungskostenbeitrdge, kalkulatorische Eigenkapitalzinsen, Miete oder Wagnisse in die Ge-
bihrenkalkulation einflieRen, andererseits kénnen Entnahmen mit einem inneren Zusammenhang*
begriindet werden. Zusétzlich kénnen auch verschiedene Lenkungsziele (z.B. 6kologischer Art) ver-
folgt werden. In unserem Fall werden Ausgaben mit einem inneren Zusammenhang“ mit der Wasser-
versorgung fir folgende MalRnahmen gesehen: StralRenbau und —sanierung aufgrund von Leitungs-
verlegungen bzw. —reparaturen, SchutzmafRnahmen fiir Wasserschutzgebiete (Brunnen), Schutzmal3-
nahmen fir Leitungstrassen (z.B. Gschliefgrabenrutschung), Sensibilisierung fir einen sparsamen
Umgang mit Wasser, MalRhahmen im Rahmen der Agenda 2030.

Ein ,innerer Zusammenhang“ mit der Abwasserbeseitigung ist bei folgenden MalRnahmen gegeben:
StralRenbau und —sanierung aufgrund von Kanalverlegungen bzw. —reparaturen, Schutz des Kanal-
netzes vor Uberflutung und tibermé&Riger Verschmutzung z.B. Wasser-

schutzbauten, StralRenreinigung zur Vermeidung von UbermaRigem Schmutz und Feststoffen im Ab-
leitungssystem (Vermeidung von Verstopfungen etc.), Bereitstellung von o6ffentlichen WC-Anlagen,
SchutzmaRnahmen fir Leitungstrassen (z.B. Gschliefgrabenrutschung), Sensibilisierung fir ord-
nungsgemafe Ableitung von flissigen Stoffen in das Kanalnetz, Mal3nahmen im Rahmen der Agenda
2030.

Ein ,innerer Zusammenhang bei der Abfallwirtschaft ist bei folgenden MaRnhahmen gegeben: Reinhal-
tung der Umwelt und des o6ffentlichen Raums, Millsammlung und Entsorgung im offentlichen Bereich,
Sensibilisierung der Bevélkerung fir die ordnungsgemafe Entsorgung von Abfall und Problemstoffen
bzw. Verminderung des Millaufkommens, MaRnahmen im Rahmen der Agenda 2030.

Zusammenfassend darf ich festhalten, wir kdnnen einerseits den Voranschlag fristgerecht vorlegen,
wir haben ein ausgeglichenes Budget und wir investieren im néchsten Jahr mehr als 6 Mio. Euro und
haben immer noch knapp eine halbe Million Euro an Rucklagen.

Meine Damen und Herren — die Herausforderung wachst und es wird von Jahr zu Jahr schwieriger,
weil die Begehrlichkeiten von allen Seiten immer mehr werden: Zudem missen wir immer mehr in die
Modernisierung und Instandhaltung unserer Infrastruktur investieren. Dies wird derzeit noch durch
eine gute Konjunktur und niedrige Zinsen erleichtert. Dennoch missen wir immer mehr mit Augenmal
agieren, um uns auf mdgliche gednderte Rahmenbedingungen rechtzeitig einstellen zu kénnen.

AbschlieRend mdchte ich mich in diesem Jahr ganz besonders herzlich bei den Mitarbeitern der Fi-
nanzabteilung — insbesondere bei Frau Silvia Truckendanner, Herrn Hubert Vogl und beim Leiter der
Finanzabteilung, Herrn Peter Buchegger bedanken — ihr habt tolle Arbeit geleistet. Bedanken mdchte
ich mich aber auch bei den Mitgliedern des Finanzausschusses fiir das kollegiale und konstruktive
Klima und das Bekenntnis zur Weiterentwicklung unserer Stadt.

Ich stelle nunmehr den Voranschlag 2020 zur Diskussion.
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GR." Thallinger unterstiitzt den Voranschlag, der iiber € 1 Mio. fiir MaRnahmen zum Klimaschutz
beinhaltet. Sie berichtet, dass im September-Gemeinderat der Klimapakt mit der Zustimmung aller
Parteien beschlossen wurde. Darin verpflichtet sich die Gemeinde, alle bestehenden und neuen Ver-
ordnungen, Bewilligungen und Projekte der Stadt auf ihre Auswirkungen auf das Klima sowie auf ihre
Okologische, soziale und 6konomische Nachhaltigkeit zu prifen und sie, wo immer es notwendig ist,
im Rahmen ihrer rechtlichen Méglichkeiten in diesem Sinn zu andern.

Zusatzlich verpflichtet sich die Gemeinde, Initiativen zu setzen, um den &ffentlichen Verkehr zu verbil-
ligen und damit zu attraktiveren, Bodenversiegelungen zu reduzieren und bei eigenen Bauprojekten
auf erneuerbare Energien zu setzen.

Im Zuge der Budgeterstellung 2020 wurden neben den bereits bestehenden Malinahmen zusétzliche
Budgetmittel freigegeben, um so einen ersten wichtigen Schritt in die gewlinschte Richtung zu setzen:
e Projekt Mlltrennung zuséatzliche Mittel von € 25.000,00

e Zusatzliche Baumpflanzungen € 25.000,00

e Offenhaltung der Kulturflachen € 10.000,00

e Budget Umweltausschuss f. offentliche Aufklarungsveranstaltungen € 5.000,00

Finanz. Mittel zur Erreichung einer ,bienenfreundliche Gemeinde® € 5.000,00

Erhéhung der Forderung fir E-Bikes € 5.000,00

Beitrag Wintershuttle Feuerkogel € 500,00

Bummelzug Unterm Stein € 20.000,00

OBB-Schnupperticket € 3.000,00

Anruf Sammeltaxi Traunseetaxi € 7.500,00

neu angelegte Radwege Strandbad + Pferdeeisenbahn € 150.000,00 (nach Abzug d. Férderung)
Gemeindeanteil fur die Stadt-Regio Tram jahrlich € 400.000,00

Gemeindebeitrag zum Offentl. Stadtverkehr OOVV jahrlich € 550.000,00

Landesbeitrag zum Offentlichen Verkehr € 105.800,00

Photovoltaikanlage bei Generalssanierung SEP-Arena — Kosten noch offen.

Weiters berichtet GR." Thallinger tiber das verpflichtende Abfallkonzept fiir Veranstaltungen. Beab-
sichtigt ist auch, Gemeindefoérderungen daran zu knipfen.

Sie halt abschlieBend fest, dass nun ein erster Schritt gesetzt ist, wenngleich es noch ein langer Weg
ist, das Bewusstsein bei allen zu wecken. Wichtig ist dabei nicht zu vergessen, dass jeder einzelne mit
seinen eigenen MalRnahmen sehr viel zum Umweltschutz beitragen kann.

GR KR Colli meint, dass in der vorgetragenen Budget-Rede alles gesagt wurde, ein ausgeglichenes
Budget durch Rucklagenentnahmen vorliegt und die einzelnen Positionen in Ausschissen diskutiert
werden. Er gratuliert dem Team um Buchegger Peter, und hebt hervor, dass die Umstellung auf die
Bilanzbuchhaltung von vielen Gemeinden noch nicht geschafft wurde und man sich gliicklich schatzen
kann, so ein Team hinter sich zu haben und Gmunden daher auch solide Finanzen hat. Er erklart,
dass die FPO dem Budgetvorschlag die Zustimmung erteilen wird, natiirlich manches anders gestaltet
werden konnte, jedoch die Richtung und das Grundkonzept dieses Budgets passen.

Kritisch auRRert sich GR KR Colli Uber die in Gmunden fehlende vorausschauende Planung. lhm fehlt
ein Sportstattenkonzept, damit Geldmittel nach Plan investiert werden. Dessen Umsetzung wurde bis
heute nicht geschafft und die Sportstatten, wie Tennishalle, Tennisplatz Rennweg und Ful3ballplatz
werden einzeln behandelt. Er berichtet weiters, dass sein damaliger Vorschlag, die Tennisplatze im
Sportzentrum zusammenzulegen, nicht aufgegriffen wurde und auch das ehemalige Gaswerk-Areal
noch immer vor sich hinddmmert — hier passiert gar nichts. Er halt fest, dass fir eine langfristige Ge-
staltung als Sportstadt, ein Sportstattenkonzept zu erarbeiten sei.

GR Hochegger schlief3t sich zum Teil den Worten des Vorredners an und erwéhnt, dass positive As-
pekte vorliegen und da und dort vielleicht etwas anders gemacht werden koénnte. Er informiert, dass
fur die Beamtenpensionisten € 400.000,00 mehr ans Land zu leisten sind, weil niemand mehr beamtet
wird und daher klar ist, dass auch dieses Pensionssystem nicht mehr ,weiterleben kann. GR Hoche-
gger erklart, dass die SPO dem Voranschlag zustimmt und bedankt sich ebenfalls bei Peter Bucheg-
ger und seinem Team fir die hervorragende Arbeit.

StR. DI KaBmannhuber erklart, dass das Budget gewissenhaft und perfekt aufgestellt wurde, dafir
gebihrt der Finanzabteilung sowie dem Finanzreferenten Dank. Die Doppik in so kurzer Zeit neu auf-
zustellen, ist eine sensationelle Leistung. Er berichtet, dass Investitionen den Willen oder die Zu-
kunftsstrategie einer Stadt ausdriicken. Aus den Investitionen ist ersichtlich, dass es einen intensiven
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Kanal- und Wasserbau gibt und der Sport grof3 geschrieben wird. Weiters scheint der Rathausplatz
nicht mehr im Budget auf, weil eventuell die Bedingungen fiir den Rathausplatz erweitert werden. Die-
se Aufschiebung ist im Hinblick auf die Sportinvestitionen von Vorteil.

StR. DI KaBmannhuber teilt mit, dass der BIG-Fraktion im Voranschlag jedoch entweder die Schaffung
eines Dachverbandes fiir die Agenden der Positionierung oder zumindest eine Zusammenlegung der
Kultur- und Wirtschaftsstelle fehlt. Er erklart, dass weder die Ergebnisse der Positionierung noch der
Minimalvorschlag der Organisationsuntersuchung, die Zusammenlegung dieser beiden Stellen, im
Voranschlag vorgesehen sind. Er meint, dass ein Budget das Darlegen einer Strategie ist und er hier
keine Strategie Richtung Positionierung und Berlicksichtigung der Positionen der Organisationsanaly-
se sieht. Die Stadt leistet sich weiterhin — salopp formuliert - zwei Veranstaltungsabteilungen, deren
Abstimmung aus seiner Sicht nicht immer funktioniert.

StR. DI KaBmannhuber hebt den zusétzlichen Budgetposten fir die Kulturhauptstadt positiv hervor. Er
erklart, dass jetzt dazu die Organisation benétigt wird und die genau mit der Zusammenlegung dieser
beiden Abteilungen und der Positionierung zu tun hat. Er informiert, dass dieser Budgetposten unter
der Wirtschaftsstelle gefuhrt wird, einerseits damit der Kulturamtsleiter beschaftigt ist und andererseits
auch die Innenstadt einen groRen Wert fir die Kulturhauptstadt hat. Aus seiner Sicht macht es der
Kompetenzwirrwarr sehr schwer, die Kulturhauptstadt ordentlich gegeniiber der Leaderstadt Bad Ischl
zu vertreten. Er sieht es neben den vielen positiven Sachen negativ, dass diese Chance, aus der Po-
sitionierung, Neuorganisation und Kulturhauptstadt sofort ,Nagel mit Képfen“ zu machen, verpasst
wurde.

Aus diesem Grund wird sich die BIG-Fraktion der Stimme enthalten.

StR. Hopoltseder korrigiert, dass € 50.000,00 fur die bauliche Zusammenlegung dieser beiden Abtei-
lungen budgetiert sind.

GR DI Sperrer erklart, dass ihm wichtig ist, dass die im Budget hinterlegten Positionen durch entspre-
chende Beschlisse legitimiert werden. Das ist nach seinem Kenntnisstand der Fall. Weiters stimmt die
Grundausrichtung des Budgets und werden Mehrheiten zur Kenntnis genommen.

Die Grunen werden dem Budget zustimmen.

Finanzreferent StR. Hopoltseder stellt in der Folge den
Antrag,
der Gemeinderat mdge den Voranschlag fur das Finanzjahr 2020, der

laufende Einnahmen von € 47.723.000,00
und laufende Ausgaben von € 48.900.000,00
und somit einen Abgang der laufenden Geschéftstatigkeit von € -1.177.000,00
ausweist, der mit Riicklagenentnahmen von € 1.177.000,00
ausgeglichen wird, genehmigen.

Das Ergebnis im Finanzierungshaushalt weist einen Saldo von € -1.985.500,00
aus und der Ergebnishaushalt € 1.192.100,00.

Zugleich soll allen einzelnen Positionen und Anséatzen, die in diesem Voranschlag Aufnahme finden,
die Zustimmung erteilt werden.

GemaR § 74 Abs. 1 der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. in Verbindung mit § 2 a des Gemeinde-
bedienstetengesetzes 2001 und § 7 des O6. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002, ist
zugleich mit dem Voranschlag der Dienstpostenplan, der einen Bestandteil des Gemeindevoranschla-
ges bildet, zu beschlieBen, dem in der vorliegenden Fassung ebenfalls die Genehmigung erteilt wer-
den soll.

Gemal § 74 Abs. 2 der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. ist zugleich mit dem Voranschlag der
Wirtschaftsplan der Firma ,Verein zur Forderung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmunden & Co
KG" zu beschlieBen. Diesem wesentlichen Bestandteil des Voranschlages soll ebenfalls die Zustim-
mung erteilt werden. Der Gesamtbetrag der Darlehen, der zur Finanzierung von investiven Einzelvor-
haben 2020 bzw. Projekte der Verein zur Forderung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmunden &
Co KG bestimmt ist, soll mit € 1.865.000,00 festgelegt werden.
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Der Hochstbetrag der Kassenkredite, der im Finanzjahr 2020 zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfa-
higkeit der Gemeindekasse in Anspruch genommen werden darf, ist nach § 83 der O6. Gemeindeord-
nung 1990 mit einem Viertel der Einnahmen der laufenden Geschaftstatigkeit limitiert und betragt so-
mit € 11.930.750,00.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt .
4 Stimmenthaltungen: BIG (4): StR. DI KaRmannhuber, GR." Hausherr, GR Dr. Hecht,

GR DI Dr. Haider;

Bgm. Mag. Krapf erklart abschlie3end, dass der Voranschlag mit den neuen modifizierten Rahmenbe-
dingungen erstellt wurde und dies eine besondere Herausforderung war. Er dankt dem Finanzreferen-
ten und dem Team der Finanzabteilung fir die grol3en Mihen.

3. Beratung und Beschlussfassung tber den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan
2020-2024;

StR. Hopoltseder:

Auf Grund des § 76a der 06. Gemeindeordnung 1990 bzw. § 11 der O6. Gemeindehaushaltsordnung
2019, sind die Gemeinden verpflichtet, mit dem Voranschlag einen mittelfristigen Finanzplan von vier
Haushaltsjahren zu erstellen und dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorzulegen. Gemaf dem
Osterr. Stabilitatspakt 2012 haben sich Bund, Lander und Gemeinden verpflichtet die mittelfristige
Finanzplanung auf das Voranschlagsjahr plus 4 Folgejahre zu erstellen.

Der mittelfristige Finanzplan umfasst sowohl die laufende Geschaftstatigkeit als auch die investiven
Einzelvorhaben mit ihren Folgewirkungen. Der mittelfristige Ergebnis- und Finanzplan ist in Form des
Ergebnishaushalts und des Finanzierungshaushalts auf kontenebene auszuarbeiten.

Der MEFP hat folgende Bestandteile zu enthalten:

e FUr jedes Haushaltsjahr des mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplans sind der Gesamthaus-
halt und die Bereichsbudgets auf MVAG-Ebene 2 auszuweisen;

e Zusammenfassung aller geplanter Vorhaben zum mittelfristigen Investitionsplan der Planperi-
ode der Jahre 2020 — 2024 (gereiht nach Prioritaten);

e Detaildarstellung der Kosten und Finanzierung je Vorhaben (inkl. Nachweis der Eigenmittel-
aufbringung) in der Planperiode der Jahre 2020 — 2024 = Nachweis Uber die Investitionstétig-
keit

e Darstellung der erwarteten Entwicklung des Maastricht-Ergebnisses der Jahre 2020 - 2024

In den mittelfristigen Investitionsplan dirfen zahlenmaRig nur jene Vorhaben aufgenommen werden,
bei denen die notwendige Eigenmittelaufbringung gesichert ist, wobei die Landesmittel entsprechend
der mitgeteilten Forderquote dargestellt werden durfen. Jene Projekte, fur die eine Eigenmittelaufbrin-
gung im MFP-Zeitraum nicht mdglich ist, sind nur mit einer Projektbeschreibung und einer entspre-
chenden Prioritatenreihung im MFP darzustellen.

Eine Antragstellung auf Landesmittel fir Vorhaben ohne entsprechende Prioritatenreihung im MFP ist
nicht mehr mdoglich. Die Prioritatenreihung von Vorhaben wéahrend des Finanzjahres kann nur mittels
Gemeinderatsbeschluss abgedndert werden. Die vom Gemeinderat beschlossene Prioritdtenreihung
ist Basis fur die Mittelgewahrung innerhalb der Gemeindefinanzierung NEU.

Das Land Obertsterreich stellt als Hilfestellung fiir die Berechnung der kinftigen Budgetspitzen Vor-
gaben fur die jahrliche Erhéhung der Ertragsanteile und Landesumlage zur Verfiigung, wobei zu beto-
nen ist, dass es sich um Prognosen handelt. So wurde mitgeteilt, dass fiir die Jahre 2020 bis 2024
mit einer Steigerung der Ertragsanteile bzw. Landesumlage von 3,8 % - 4,3 % gerechnet werden darf.
Der Krankenanstaltenbeitrag wird in den Jahren 2020 — 2023 sicher wieder betrachtlich steigen, je-
doch haben wir noch keine Prognose mitgeteilt bekommen und haben daher eine durchschnittliche
jahrliche Steigerung von 3,5 % vorsehen. Die Entwicklung der SHV-Umlage ist auch sehr schwer ein-
zuschatzen und hangt unmittelbar mit unserer Finanzkraft zusammen. Fir den MEFP haben wir eine
jahrliche Steigerung von rund 2,5 % angenommen.

Folgende Projekte haben wir fur 2020 und die weiteren Jahre bis 2024 in den mittelfristigen Investiti-
onsplan aufgenommen. Alle in der Folge angefiihrten Vorhaben waren bereits Gegenstand von Bera-
tungen in den jeweiligen Ausschissen, wurden bereits Finanzierungsplane beschlossen oder Antrage
auf Gewahrung einer Bedarfszuweisung gestellt.
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FF-Gmunden, Ankauf eines Rustléschfahrzeuges RLF-A 2000, 2020-2021
FF-Gmunden, Ankauf eines Kleinrustfahrzeuges-Logistik KRF-L, 2021
Neugestaltung Esplanade und Rathausplatz 2020- 2022

Sanierung Miesweg, 2020

Radwege — Stadtregionale Strategie, 2020

Wildbachverbauung, Interessentenbeitrage, 2020 — 2024
Wasserversorgung, verschiedene Leitungen, 2020 — 2024
Wasserversorgung, BA 13, 2020

Wasserversorgung, BA 14, 2020

Abwasserbeseitigung, verschiedene Kanale, 2020 - 2024
Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt 24, 2020

Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt 25 - Himmelreichstral3e, 2020
Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt 26 — Flachberg, 2020
Abwasserbeseitigung, Bauabschnitt 27 — Sanierungen, 2020
Sportzentrum, Tennisplatze Rennweg — Sanierung, 2020

SEP-Arena, 2020 — 2021

AuRerdem sollen Uber die Firma ,Verein zur Férderung der Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmun-
den“ & Co KG* folgende Vorhaben abgewickelt werden:

Erweiterung und Sanierung Probenlokal Stadtkapelle, 2020
Kleinbus fur DLZ, 2020

Unimog fur DLZ, 2020

Miullpresse LKW-Aufbau fur DLZ, 2020

Gabelstapler fur DLZ, 2021

Wie eingangs bereits berichtet, missen Projekte, fur die mittelfristig um Landesmittel angesucht wird,
mit einer Prioritatenreihung versehen werden. Folgende Reihung soll vorgenommen werden:

Beginn Zweck Gesamtkosten
1. 2020 Wildbach- und Lawinenverbauung € 500.000,00
2. 2020 Ankauf Unimog fur DLZ — VFI & Co KG € 260.000,00
3. 2022 FF Gmunden, KRF-L € 160.000,00
4, Uberdachung Innenhof Schloss Ort
5. Sanierung Musikschule
Antrag:

Finanzreferent Hopoltseder stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge
den Mittelfristigen Finanzplan fir die Planungsperiode 2020 — 2024, beim Verein zur Férderung der
Infrastruktur der Stadtgemeinde Gmunden & Co KG fir die Planungsperiode 2020 — 2022, die einen
Bestandteil des Voranschlages 2020 bilden, beschlie3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

4. Kenntnisnahme des Berichtes des Obmannes des Prifungsausschusses der Stadt-
gemeinde Gmunden betreffend der am 19. November 2019 abgehaltenen 26. Sitzung;
GR DI Sperrer berichtet, dass dem Gemeinderat nichts Nennenswertes von der 26. Sitzung des Pri-
fungsausschusses zu berichten ist und auch keine Antrage unter TO-Pkt. 5) gestellt werden.

Wird zur Kenntnis genommen.

5. Kenntnisnahme des Prufberichtes der 26. Sitzung des Prifungsausschusses;
GR DI Sperrer bringt den Prifbericht der 26. Prifungsausschusssitzung vom 19.11.2019 zur Verle-
sung:
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1. Vermietung der gemeindeeigenen Parzelle 171/4, KG 42150
Der Prufungsausschuss stellt keinen Antrag an den Gemeinderat zu diesem Tagesordnungspunkt.

2. Zusténdigkeit des Prufungsausschusses (Anfrage an die IKD und Stellungnahme Staudin-

ger)
Der Prufungsausschuss stellt keinen Antrag an den Gemeinderat zu diesem Tagesordnungspunkt.

Bericht wird zur Kenntnis genommen.

6. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Ho6he von € 8.500.000,00 bei der Allgemeinen Sparkasse 00., Geschéftsstelle Gmun-
den, fur die Stadt. Hauptkasse Gmunden fur das Finanzjahr 2020;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der H6he
von € 8.500.00,00 mit einer Bindung an den 12-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,42 %,
ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrankt ist, namlich vom 1.1. — 31.12.2020, bei der Allgemeinen Sparkasse 00. Ge-
schéftsstelle Gmunden, aufzunehmen.

Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mdge im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses
vom 3. Dezember 2019, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von € 8.500.000,00 bei der
Allgemeinen Sparkasse OO., Geschéftsstelle Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen,
beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: Vzbgm. DI (FH) Schlair (OVP) und GR Hochegger (SPO)

7. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Hohe von € 3.000.000,00 bei der Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, fir
die Stadt. Hauptkasse Gmunden fur das Finanzjahr 2020;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der H6he
von € 3.000.000,00 mit einer Bindung an den 12-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,48 %,
ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrankt ist, ndmlich vom 1.1. — 31.12.2020, bei der Raiffeisenbank Salzkammergut,
4810 Gmunden, aufzunehmen.

Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mége im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussbeschlusses
vom 3. Dezember 2019, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von € 3.000.000,00 bei der
Raiffeisenbank Salzkammergut, 4810 Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen, beschlie-
Ren.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: Vzbgm. DI (FH) Schlair (OVP) und GR Hochegger (SPO)

8. Beratung und Beschlussfassung uber die Aufnahme eines Kassenkredites in der
Ho6he von € 350.000,00 bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden, fir die Stadt. Hauptkas-
se Gmunden fur das Finanzjahr 2020;

StR. Hopoltseder:

Die Stadt. Hauptkasse Gmunden bendtigt zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfahigkeit fallweise Kas-
senkredite. Der Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat daher, einen Kassenkredit in der Hohe
von € 350.000,00 mit einer Bindung an den 3-Monats-EURIBOR mit einem Aufschlag von 0,95 %,

946



ohne weitere Spesen, mit einer Laufzeit, die nach § 83 der OO. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. mit
einem Jahr beschrénkt ist, namlich vom 1.1. — 31.12.2020, bei der Oberbank AG, 4810 Gmunden,
aufzunehmen.

Antrag:

Der Finanzreferent verliest vollinhaltlich den Kreditvertrag und stellt den Antrag, der Gemeinderat der
Stadtgemeinde Gmunden mége im Sinne eines einstimmig gefassten Finanzausschussheschlusses
vom 3. Dezember 2019, die Aufnahme eines Kassenkredites in der Héhe von € 350.000,00 bei der
Oberbank AG, 4810 Gmunden, zu den bereits genannten Bedingungen, beschliel3en.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: Vzbgm. DI (FH) Schlair (OVP) und GR Hochegger (SPO)

9. Beratung und Beschlussfassung tber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der O0.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Sanierung und Erweiterung des Ein-
gangsgebaudes, die Sanierung der Triblne und die Erneuerung der Leichtathletik-
Rundlaufbahn in der SEP-Arena Gmunden”;

StR. Hopoltseder:

Das Amt der O6. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales teilt mit Schreiben vom 21.
November 2019 mit, dass fir die Realisierung des Projektes ,Sanierung und Erweiterung des Ein-
gangsgebaudes, die Sanierung der Zuschauertribline und die Erneuerung des Leichtathletik-
Rundlaufbahn in der SEP-Arena“ folgende Finanzierung vorgeschlagen wird, die vom Gemeinderat
beschlossen werden muss.

Ausgaben € 1.850.615,00
Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2019 - 2021 € 475.615,00
Bankdarlehen 2021 € 950.000,00
LZ Sport 2020 - 2021 € 312.000,00
BZ-Mittel Projektfonds 2021 € 113.000,00
Gesamteinnahmen €1.850.615,00
Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass ihm die hohe Investitionssumme dieser beiden Sportprojekte (TO-Pkt. 9
und 10) bewusst ist. Als dreifacher Familienvater ist er aber der Uberzeugung, dass dieses Geld wirk-
lich sinnvoll investiert ist. Die Vereine, wie Rams, SV Gmundner Milch und Leichtathletiksektion sind in
der Stadt verwurzelt und leisten auch im gesellschaftlichen Leben sehr viel. Er betont, dass dieses
Projekt fur die Sportstadt Gmunden wichtig ist und der Fokus priméar auf den Kindern liegt. Er sieht es
zu Beginn des 21. Jahrhunderts als Aufgabe der Stadt, allen Generationen Perspektiven zur virtuellen
Welt in der realen Welt zu bieten und sind Sportstétten hier ein ganz wesentlicher Aspekt. Durch die
Errichtung von Bauprojekten auf diesen Flachen, wirden seiner Meinung nach auch die letzten Erho-
lungs- und Freizeitzonen in der Stadt verloren gehen. Er ersucht um Beschlussfassung zum Wohle
des Sports, der sinnvollen Freizeitbetatigung und aller Generationen.

StR. Mag. Apfler hebt hervor, dass die Kampfmannschaft des SV Gmundner Milch seit den 80er-
Jahren der héchsten Liga in O6 — mit Ausnahme von wenigen Jahren - angeh6rt und verweist auf die
hervorragende Nachwuchsarbeit in allen Altersstufen. Er informiert, dass dieser Verein bald sein 100-
Jahr-Jubilaum feiert und ein tolles Stadion eine Wertschétzung gegeniber dem Verein ware.

GR KR Colli erklart, dass er sich unter TO-Pkt. 2 mit keinem Wort gegen Sportstatten und die Unter-
stlitzung der Jugend ausgesprochen hat, sondern er sich — wie schon seit vielen Jahren - dafur stark
macht, ein Gesamtkonzept Uber die Sportstatten zu legen. Er verweist auf die fehlenden Parkplatze im
Bereich der SEP-Arena und halt nochmals fest, dass sich die FPO nicht gegen die Jugend und den
Sport ausspricht.
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Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt
Nicht anwesend: GR." Auer (SPO)

10. Beratung und Beschlussfassung Uber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der OG0.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fir das Projekt "Generalsanierung der Tennisanlage
Rennweg";

StR. Hopoltseder:

Das Amt der O6. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales teilt mit Schreiben vom 28.
Oktober 2019 mit, dass fiir die Realisierung des Projektes ,Tennisanlage Rennweg - Generalsanie-
rung” folgende Finanzierung vorgeschlagen wird, die vom Gemeinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben € 490.000,00
Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2018 - 2020 € 108.400,00
Bankdarlehen 2020 € 213.600,00
LZ Sport 2020 € 123.000,00
BZ-Mittel Projektfonds 2020 € 45.000,00
Gesamteinnahmen € 490.000,00

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO)

11. Beratung und Beschlussfassung Uber den Finanzierungsplan gemaf § 86 der OG.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Poly-Schule (Erweiterung und Umbau)
1. Bauetappe + Vorziehung 2. Bauetappe";

StR. Hopoltseder:

Wahrend der Umsetzung der 1. Etappe des Zubaus und der Sanierung der Poly-Schule hat sich erge-
ben, dass verschiedene MalBnahmen, die erst im 2. Bauabschnitt vorgesehen gewesen waren, vorge-
zogen werden mussten. Nach Riicksprache mit dem Land OO und dem Nachweis der Notwendigkeit
dieser Malinahmen hat uns das Amt der O6. Landesregierung, Direktion Inneres und Kommunales mit
Schreiben vom 10. September 2019 einen angepassten Finanzierungsvorschlag Gbermittelt, der vom
Gemeinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben € 1.092.996,00
Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2018 - 2021 € 524.796,00
BZ-Mittel Projektfonds 2019 - 2021 € 284.100,00
LZ Pflichtschulbau 2019 - 2021 € 284.100,00
Gesamteinnahmen € 1.092.996,00
Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

StR. Hopoltseder und Bgm. Mag. Krapf bedanken sich beim Mitarbeiter des Bauamtes, DI (FH) Putz,
fir den unermudlichen Einsatz im Rahmen dieser Baustelle sowie bei anderen Schul- und Sportstat-
tenprojekten.
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StR. Andel3ner schlief3t sich dem an und bedankt sich auch fur die Entscheidung, den Bauabschnitt 2
— mit dem Lifteinbau — gleich anzuschliel3en. Er informiert Gber die Vorsprache in Linz, Gber die Schi-
lerzahl in sechs Klassen, Uber die technische Ausstattung an dieser Schule sowie (iber die Kooperati-
onen mit Wirtschaftsbetrieben der Region.

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

12. Beratung und Beschlussfassung Uber den Finanzierungsplan gemaR § 86 der OG4.
Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. fur das Projekt "Landesmusikschule Erweiterung und
Teilsanierung (Veranstaltungssaal)"

StR. Hopoltseder:

Aufgrund der Uberpriifung der Endabrechnung fiir die Erweiterung der Landesmusikschule Gmunden
wurden die angefallenen Mehrkosten zum Grofteil anerkannt und der Férderrahmen angepasst. Mit
Schreiben vom 19. November 2019 wurde uns folgender Finanzierungsplan tbermittelt, der vom Ge-
meinderat beschlossen werden muss.

Ausgaben: € 4.007.000,00
Einnahmen:
Anteilsbetrag OHH 2013-2018 € 666.600,00
Bankdarlehen 2015 € 800.000,00

BZ-Mittel Projektfonds 2015 - 2020 € 1.267.400,00
LZ Landesmusikschulen 2014 - 2020 € 1.273.000,00
Gesamteinnahmen € 4.007.000,00

Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge dem vor-
liegenden Finanzierungsplan des Landes Oberdsterreich, Direktion Inneres und Kommunales, die
Zustimmung erteilen.

StR. AndeRRner informiert, dass an dieser Schule dzt. 1.050 Schiler/innen unterrichtet werden und in
naher Zukunft der nachste Bauabschnitt ,Fassade alte Villa Clusemann® auf die Stadt zukommen
wird.

Bgm. Mag. Krapf lasst tiber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

13. Beratung und Beschlussfassung tber einen Finanzierungsplan fir die Wasser-
versorgung BA 14,

StR. Hopoltseder:

Die stadtische Wasserversorgung plant im Jahr 2020 die Erneuerung verschiedener Wasserleitungen
im Stadtgebiet und fasst diese Malinahmen in den Bauabschnitt 14 zusammen. Um das Vorhaben
beginnen zu kdénnen, muss ein beschlossener Finanzierungsplan vorliegen. Folgende Finanzierung
wird vorgeschlagen:

Ausgaben:

2020 € 500.000,00
Einnahmen:

Darlehensaufnahme 2020 € 500.000,00
Antrag:

Der Finanzreferent stellt den Antrag, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége den vorlie-
genden Finanzierungsplan beschlie3en.
Beschluss: einstimmig genehmigt
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14. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Kanalgebihren-
ordnung ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fur den Voranschlag 2020 haben der Ausschuss fir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die nachstehenden
Kanalanschlussgebiihren sowie die Kanalbenutzungsgebihr ab 01. Janner 2020 wie folgt zu be-
schlie3en:

Die Kanalanschlussgebiihr soll ab 01. Janner 2020 mit € 22,72 pro m2 der Bemessungsgrundlage
(bisher € 22,39) festgesetzt werden. Die entsprechende Mindestkanalanschlussgebiihr sowie die Ka-
nalanschlussgebiihr fiir unbebaute Grundstiicke soll ab 01. Janner 2020 von € 3.359,00 auf
€ 3.408,00 erhoht werden.

Die Kanalbenltzungsgebuhr soll von € 3,83 auf € 3,91 pro m3 erhéht werden.

Den angefiihrten Betragen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 10 % hinzuzurechnen.

Die Erhéhung der Kanalanschlussgebiihren und der Kanalbenitzungsgebuhr ist auf Grund der Vor-
gaben der Aufsichtsbehdrde (Voranschlagserlass) notwendig, um nicht der Zuteilung von Bedarfszu-
weisungsmitteln verlustig zu werden.

Des Weiteren sollen nach einer Empfehlung der Aufsichtsbehdrde bzw. nach der Judikatur des Lan-
desverwaltungsgerichtes OO die Bestimmungen der 88 6 (Abs. 2 - ,Entstehen des Abgabenanspru-

ches®) und 7 (Abs. 1-3 ,Meldepflicht*) hinkuinftig wie folgt lauten:

8 6 — Entstehen des Abgabenanspruches— Absatz 2:

2. Der Abgabenanspruch auf die ergdnzende Kanalanschlussgebthr (8 4 Abs. 1-3) entsteht mit der
Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der vollendeten Anderung des Verwendungszweckes.

8 7 — Meldepflicht — Absétze 1-3:

1. Die Gebuhrenpflichtigen haben alle Anderungen, durch die der Tatbestand der erganzenden
Kanalanschlussgebuhr (8 4 Abs. 1-3) erfullt wird, der Abgabenbehérde unverzuglich, jedoch
spatestens binnen einem Monat nach Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der Anderung des
Verwendungszweckes schriftlich zu melden. Unterbleibt eine solche Meldung, so entsteht der
Abgabenanspruch (entgegen § 6 Abs. 2) mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Kenntnisnahme der
durchgefiihrten MalRnahmen durch die Abgabenbehdrde.

2. Die Gebihrenpflichtigen haben alle Veranderungen, die fur die Berechnung bzw. Neuberechnung
und Vorschreibung der Kanalbenttzungsgebuhr von Bedeutung sind, unverziglich der Abgaben-
behorde bekannt zu geben.

3. Wechselt eine Liegenschaft ihren Eigentimer, so obliegt dem neuen Eigentumer die Verande-
rungsanzeige an die Abgabenbehdrde. Diese Anzeige kann auch durch den frilheren Eigentimer
erfolgen.

Die Kanalgebihrenordnung des Gemeinderates vom 13. Dezember 2018 soll in ihrer Gesamtheit mit
Ablauf des 31. Dezember 2019 auf3er Kraft treten.

Alle Ubrigen Bestimmungen (zuziglich der geanderten 88 6 und 7) sollen in folgende, neu zu be-

schlieBende Kanalgebihrenordnung, welche mit 01. Janner 2020 in Kraft treten soll, wiederum aufge-
nommen werden:

Kanalgebuhrenordnung

Kundmachung

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) uber die Er-
lassung einer Kanalgebihrenordnung
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VERORDNUNG

8 1 Anschlussgebihr

Fur den Anschluss von Grundstiicken und Bauwerken an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage
(im folgenden Kanalisationsanlage genannt) wird eine Kanalanschlussgebihr eingehoben. Es ist
dabei unerheblich, ob der Anschluss unmittelbar oder mittelbar hergestellt wird oder ist.

8§ 2 Abgabenschuldner

Gebuhrenpflichtig ist der Eigentimer des an die Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundsti-
ckes. Bei Bauwerken auf fremden Grund, trifft die Gebuhrenpflicht den Bauwerkseigentimer. Sind
mehrere Miteigentimer an einem angeschlossenen Grundstick gegeben, so trifft die Verpflichtung
zur Entrichtung der vorgeschriebenen Gebuhren jeden zur ungeteilten Hand.

8 3 Gebuhrenbemessung

1.

10.

11.

Die Kanalanschlussgebiihr betragt ab 01. Janner 2020 fur bebaute Grundstiicke € 22,72 je
Quadratmeter der Bemessungsgrundlage.

Die Mindestanschlussgebuhr betragt € 3.408,00. Dies entspricht einer Flache bis 150 Quad-
ratmeter der Bemessungsgrundlage.

Die Kanalanschlussgebuhr fur unbebaute Grundstiicke betragt € 3.408,00.

Bemessungsgrundlage fur bebaute Grundsticke ist die Flache der an die Kanalisationsanlage
unmittelbar oder mittelbar angeschlossenen Bauwerke, und zwar:

a. bei eingeschossigen Bauwerken die bebaute Grundflache;
b. bei mehrgeschossigen Bauwerken die Summe der einzelnen Geschossflachen.

Die Feststellung der gebuhrenpflichtigen bebauten Grundflache erfolgt nach den eingereichten
bzw. genehmigten Bauplanen. Bei Abweichungen werden die NaturmaRe des endgiltig fertig
gestellten Bauwerkes herangezogen.

Kellergeschosse werden nur in jenem Ausmal bericksichtigt, als sie zu Wohn-, Geschéfts-
oder Betriebszwecken sowie zu Garagen ausgebaut sind.

Dachgeschosse und Dachraume werden nur in jenem Ausmald berlcksichtigt, als sie zu Wohn-,
Geschéafts- oder Betriebszwecken ausgebaut sind.

Schwimmbecken im Freien sind der Bemessungsgrundlage zuzuzéhlen.
Fest verankerte Wintergarten zéhlen zur Bemessungsgrundlage.

Freistehende Garagen, auch wenn sie nur mit den Dachwdassern an die Kanalisationsanlage
angeschlossen sind, werden zur Bemessungsgrundlage gerechnet.

Zur Bemessungsgrundlage werden nicht gerechnet:

Flugdacher, Vordacher, Terrassen, Lichtschéachte, AuRenstiegen, AuRenrampen, Gesimse, nicht
tragende AuBenwandvorspringe, Balkone, Balkonverglasungen, Verglasungen von Loggien,
sowie der Uber die Bauflucht hinausragende Teil von Loggien, Windfange, unabhéangig davon
ob sie seitlich offen oder von Wanden umschlossen sind und Uberdachte Abstell- und Lager-
platze.

12. Ein Abschlag von 65 % wird flr nachstehende Gebaude (-teile) festgelegt:

a. fur alle zur Ausiibung betrieblicher (gewerblicher) Tatigkeiten dienenden Gebaude (-teile)
(zB Elektro-, Metall-, Holz- und sonstige Erzeugungs- oder Be- und Verarbeitungsbetriebe,
Lager- und Fertigungshallen, Geschéfte, Banken, u.a.) in denen mit Ausnahme der Dach-
waésser und der Abwésser aus den sanitaren Anlagen keine sonstigen Abwasser anfallen;
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13.

b. fur unterirdische Garagen (ausschlieRlich Mittel- oder GroRRanlagen) Uber 100 m2 bebaute
Flache

Die errechnete Gesamtflache wird auf volle Quadratmeter abgerundet.

8 4 Erganzungsgebiuhr

1.

Bei einer nachtraglichen Anderung der Bemessungsgrundlage durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau
sowie bei Neubau nach Abbruch ist eine ergdnzende Kanalanschlussgebihr gem. § 3 in dem
Umfange zu entrichten, als gegenuber dem bisherigen Bestand eine Vergrof3erung der Bemes-
sungsgrundlage eingetreten ist. Hierbei ist die Bemessungsgrundlage fir den bisherigen Be-
stand ebenfalls nach den Bestimmungen dieser Verordnung zu ermitteln.

. Wurde fir ein an die Kanalisationsanlage angeschlossenes bebautes Grundstiick eine Mindest-

gebuhr entrichtet, so ist die erganzende Kanalanschlussgebihr mit dem Betrag festzusetzen,
der sich aus der fur samtliche angeschlossenen Bauwerke zu entrichtenden Gebuhr nach Abzug
der Mindestgebuhr nach § 3 Abs.2 ergibt.

Wird auf einem unbebauten Grundstick ein Gebaude errichtet, so ist von der ermittelten Ka-
nalanschlussgebuhr die Gebuhr gem. § 3 Abs.3 abzusetzen, wenn fir den Anschluss des betref-
fenden unbebauten Grundstickes seinerzeit schon eine Kanalanschlussgebuhr entrichtet wurde.

Eine Rickzahlung bereits entrichteter Kanalanschlussgebihren auf Grund einer Neuberechnung
nach den vorstehenden Absatzen findet nicht statt.

8 5 Kanalbenutzungsgebuhr

1.

Die Eigentumer (8 2) der an die Kanalisationsanlage angeschlossenen Grundstiicke bzw. Bau-
werke haben eine Kanalbenutzungsgebihr zu entrichten. Diese betrdgt ab 0l1. Janner 2020
(Wasserendabrechnung) € 3,91 fir jeden aus der Stadtischen Wasserversorgungsanlage bezo-
genen m?® Wasser. Die Registrierung erfolgt tber den von der Stadtischen Wasserversorgung
eingebauten Wasserzéhler.

. Bei offenkundiger Unrichtigkeit oder bei Ausfall des Wasserzahlers wird die verbrauchte Was-

sermenge geschétzt. Bei der Schatzung des Wasserverbrauches ist insbesondere auf den Was-
serverbrauch des vergangenen Ablesezeitraumes, unter Berlcksichtigung eventuell geanderter
Verhaltnisse im Wasserverbrauch, Bedacht zu nehmen.

. Die Kanalbenltzungsgebihr fir Grundsticke, die an die Stadtische Wasserversorgungsanlage

nicht oder nur zum Teil angeschlossen sind, betragt ab 01. Janner 2020 (Wasserendabrech-
nung) € 3,91 je m3 verbrauchtem Wasser, wobei der Verbrauch vom Abgabenschuldner durch
einen Wasserzéhler oder sonst glaubhaft nachzuweisen ist. Kann ein ausreichender Nachweis
nicht erbracht werden, erfolgt eine Schatzung des Wasserverbrauches.

. Wird auf einem unbebauten Grundstiick, welches an die gemeindeeigene Kanalisationsanlage

angeschlossen ist, ein Gebaude errichtet, so kann wahrend der Bauzeit, Uber Antrag, von der
Einhebung der Kanalbenutzungsgebiihr abgesehen werden, langstens jedoch bis zur erstmaligen
Einleitung von Abwassern.

FUr jene Eigentumer, deren Bauwerke nicht an die Stadtische Wasserversorgung angeschlossen
sind (Eigenwasser), wird fur die Bereitstellung eines Wasserzéahlers (,,Kanalzahler”) eine viertel-
jahrliche Gebuhr von € 12,00 berechnet. Diese Regelung gilt auch bei Nutzung von Regenwas-
ser, welches in das Kanalnetz eingeleitet wird.

. Bei Nutzung des Regenwassers z.B. fur WC-Spilung, Wasche waschen usw. ist zur Registrierung

der in den Kanal eingeleiteten Abwassermenge ein Wasserzéhler einzubauen. Die Kanalbenlt-
zungsgebuhr betragt ebenfalls € 3,91 je m3 Abwasser.

. Fur den Einbau eines zusatzlichen Wasserzahlers (Subzahler), zur Registrierung jener Wasser-

menge, welche fir das Gartenspritzen verwendet und nicht in den Kanal eingeleitet wird, gelten
folgende Richtlinien:
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a. Der Einbau eines zusatzlichen Wasserzéhlers, der jene Menge Wasser misst, das nicht in den
Kanal flie3t, kann nur Uber schriftliche Antragstellung des Liegenschaftseigentimers erfol-
gen.

b. Der Wasserzahler ist ausschlie3lich von Bediensteten der Stadtischen Wasserversorgung ein-
zubauen und obliegt dem gesetzlichen Eichrhythmus. Die technischen Voraussetzungen flr
den Einbau eines sogen. Gartenzahlers missen gegeben sein, andernfalls missen diese auf
Kosten des Antragstellers geschaffen werden.

c. Der Zahler wird jahrlich im Zuge der Wasserendabrechnung von Bediensteten der Stadti-
schen Wasserversorgung abgelesen. Die von diesem Zahler registrierte Menge Wasser wird
bei der Berechnung der Kanalbenttzungsgebuhr vom Hauptzahler in Abzug gebracht.

d. Die Kosten fur die Zurverfigungstellung, Eichung, Ablesung des Wasserzéhler sind in der je-
weils geltenden Kanalgebihrenordnung (8 5 Abs.5) geregelt. Die Kosten fiir den erstmaligen
Einbau werden samt bendtigtem Material extra in Rechnung gestelit.

e. Sollte auf Wunsch des Antragstellers innerhalb von 3 Jahren nach Zahlereinbau der Zahler
wieder ausgebaut werden, sind die Kosten fur den Ausbau vom Antragsteller zu entrichten
(Arbeitszeit, Fahrtkosten usw.). Ebenso sind die Kosten fir den notwendigen Ausbau bzw.
Wiedereinbau, z.B. wegen Frostgefahr usw., vom Antragsteller zu entrichten.

f. Jene Wassermenge, die Uber den Subzahler registriert wird, darf nur zum Gartenspritzen
verwendet und nicht in den Stadtischen Kanal eingeleitet werden.

8 6 Entstehen des Abgabenanspruches

1.

Der Abgabenanspruch auf die Kanalanschlussgebiihr entsteht mit dem Tag des Anschlusses
eines Grundstiickes an die gemeindeeigene offentliche Kanalisationsanlage.

Der Abgabenanspruch auf die erganzende Kanalanschlussgebiihr (§ 4 Abs. 1-3) entsteht mit der
Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der vollendeten Anderung des Verwendungszweckes.

. Die Kanalbenutzungsgebuhr ist vierteljahrlich zu entrichten und zwar am 15. 2., 15. 5., 15. 8.

und 15. 11. eines jeden Jahres. Der Vierteljahresbetrag wird auf Grund des Wasserverbrauches
des vorangegangenen Ablesezeitraumes festgesetzt. Der Wasserzahler wird einmal pro Jahr und
zwar Ende Dezember abgelesen. Die Wasserendabrechnung erfolgt mit der Vorschreibung der
Hausbesitzabgaben per 15. Februar eines jeden Jahres.

8 7 Meldepflicht

1.

Die Gebiihrenpflichtigen haben alle Anderungen, durch die der Tatbestand der ergadnzenden
Kanalanschlussgebuhr (8§ 4 Abs.1-3) erfillt wird, der Abgabenbehérde unverziglich, jedoch spa-
testens binnen einem Monat nach Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der Anderung des Ver-
wendungszweckes schriftlich zu melden. Unterbleibt eine solche Meldung, so entsteht der Abga-
benanspruch (entgegen § 6 Abs. 2) mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Kenntnisnahme der
durchgefuhrten MaRnahme durch die Abgabenbehdrde.

. Die Gebuhrenpflichtigen haben alle Veranderungen, die fur die Berechnung bzw. Neuberechnung

und Vorschreibung der Kanalbenttzungsgebihr von Bedeutung sind, unverziglich der Abgaben-
behérde bekannt zu geben.

Wechselt eine Liegenschaft ihren Eigentumer, so obliegt dem neuen Eigentimer die Verande-
rungsanzeige an die Abgabenbehdrde. Diese Anzeige kann auch durch den frilheren Eigentimer
erfolgen.

8 8 Sonderfalle

Durch diese Gebuhrenordnung werden privatrechtliche Regelungen nicht ausgeschlossen.

8 9 Umsatzsteuer

Zu den in dieser Gebuhrenordnung enthaltenen Gebuhrensatzen wird die jeweils in Geltung ste-
hende Umsatzsteuer hinzugerechnet.

8 10 In-Kraft-Treten

1.

Diese Gebuhrenordnung tritt am O1. Janner 2020 in Kraft.
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2. Gleichzeitig tritt die bisherige Kanalgebihrenordnung der Stadtgemeinde Gmunden vom 13.
Dezember 2018 aufler Kraft.

Rechtsgrundlagen:
8 17, Abs. 3. Ziffer 4 Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. 1/116/2016
Interessentenbeitragegesetz, LGBI. 28/1958 i.d.g.F.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mége die im Amts-
vortrag angefiihrte neue Kanalgebihrenordnung in ihrer Gesamtheit mit Wirksamkeit 01. Janner 2020
beschliel3en. Gleichzeitig soll die Kanalgebihrenordnung vom 13. Dezember 2018 auf3er Kraft treten.
Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang (OVP)

15. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Wassergebih-
renordnung ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fiir den Voranschlag 2020 haben der Ausschuss fiir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die nachstehenden
Wasseranschlussgebiihren sowie die Wasserbezugsgebuhr ab 01. Jdnner 2020 wie folgt zu beschlie-
Ben:

Die Wasseranschlussgebiihr soll ab 01. Janner 2020 mit € 13,62 pro m2 der Bemessungsgrundlage
(bisher € 13,43) festgesetzt werden. Die entsprechende Mindestwasseranschlussgebiihr sowie die
Wasseranschlussgebuhr fir unbebaute Grundstiicke soll ab 01. Janner 2020 von € 2.014,00 auf
€ 2.043,00 erhoht werden.

Die Wasserbezugsgebuhr soll von € 1,56 auf € 1,59 pro bezogenem m3 Wasser erhoht werden.

Den angefiihrten Betragen ist die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 10 % hinzuzurechnen.

Die Erhéhung der Wasseranschlussgebihren und der Wasserbezugsgebhr ist auf Grund der Vorga-
ben der Aufsichtsbehdrde (Voranschlagserlass) notwendig, um nicht der Zuteilung von Bedarfszuwei-
sungsmitteln verlustig zu werden.

Des Weiteren sollen nach einer Empfehlung der Aufsichtsbehdrde bzw. nach der Judikatur des Lan-
desverwaltungsgerichtes OO die Bestimmungen der 88 6 (Abs. 2 - ,Entstehen des Abgabenanspru-

ches") und 7 (Abs. 1-3 ,Meldepflicht*) hinkiinftig wie folgt lauten:

8 6 — Entstehen des Abgabenanspruches— Absatz 2:

2. Der Abgabenanspruch auf die ergdnzende Wasseranschlussgebihr (§ 4 Abs. 1-3) entsteht mit
der Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der vollendeten Anderung des Verwendungszweckes.

8 7 — Meldepflicht — Absétze 1-3:

4. Die Gebuhrenpflichtigen haben alle Anderungen, durch die der Tatbestand der erganzenden
Wasseranschlussgebihr (8 4 Abs. 1-3) erfullt wird, der Abgabenbehdrde unverziiglich, jedoch
spatestens binnen einem Monat nach Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der Anderung des
Verwendungszweckes schriftlich zu melden. Unterbleibt eine solche Meldung, so entsteht der
Abgabenanspruch (entgegen § 6 Abs. 2) mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Kenntnisnahme der
durchgefiihrten MalRnahmen durch die Abgabenbehdrde.

5. Die Gebuhrenpflichtigen haben alle Veranderungen, die fur die Berechnung bzw. Neuberechnung
und Vorschreibung der Wasserbezugsgebihr von Bedeutung sind, unverziglich der Abgabenbe-
hdrde bekannt zu geben.

6. Wechselt eine Liegenschaft ihren Eigentumer, so obliegt dem neuen Eigentumer die Verande-
rungsanzeige an die Abgabenbehdrde. Diese Anzeige kann auch durch den frilheren Eigentimer
erfolgen.
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Die Wassergebiuihrenordnung des Gemeinderates vom 13. Dezember 2018 soll in ihrer Gesamtheit
mit Ablauf des 31. Dezember 2019 auR3er Kraft treten.

Alle tUbrigen Bestimmungen (zuzuglich der gednderten 88 6 und 7) sollen in folgende, neu zu be-
schlieBende Wassergebiuhrenordnung, welche mit 01. Janner 2020 in Kraft treten soll, wiederum auf-
genommen werden:

Wassergebuhrenordnung

Kundmachung

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) Uber die Er-
lassung einer Wassergebuhrenordnung

VERORDNUNG

8 1 Anschlussgebuhr

Fur den Anschluss von Grundstiicken und Bauwerken an die gemeindeeigene Wasserversorgungs-
anlage (im folgenden Wasserversorgungsanlage genannt) wird eine Wasserleitungsanschlussge-
buhr eingehoben. Es ist dabei unerheblich, ob der Anschluss unmittelbar oder mittelbar hergestellt
wird oder ist.

8 2 Abgabenschuldner

Gebuhrenpflichtig ist der Eigentimer des an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen
Grundstuckes. Bei Bauwerken auf fremden Grund, trifft die Gebuhrenpflicht den Bauwerkseigentu-
mer. Sind mehrere Miteigentimer an einem angeschlossenen Grundstiick gegeben, so trifft die
Verpflichtung zur Entrichtung der vorgeschriebenen Gebiuhren jeden zur ungeteilten Hand.

8§ 3 Gebuhrenbemessung

1. Die Wasserleitungsanschlussgebihr betragt ab 01. Janner 2020 fir bebaute Grundsticke
€ 13,62 je Quadratmeter der Bemessungsgrundlage.

2. Die Mindestgebuhr betragt € 2.043,00. Dies entspricht einer Flache bis 150 Quadratmeter
der Bemessungsgrundlage.

3. Die Wasserleitungsanschlussgebuhr fir unbebaute Grundstiicke betragt € 2.043,00.

4. Bemessungsgrundlage fir bebaute Grundsticke ist die Flache der an die Wasserversorgungs-
anlage unmittelbar oder mittelbar angeschlossenen Bauwerke, und zwar:

a. bei eingeschossigen Bauwerken die bebaute Grundflache;
b. bei mehrgeschossigen Bauwerken die Summe der einzelnen Geschossflachen.

5. Die Feststellung der gebuhrenpflichtigen bebauten Grundflache erfolgt nach den eingereichten
bzw. genehmigten Bauplanen. Bei Abweichungen werden die Naturmafle des endgultig fertig
gestellten Bauwerkes herangezogen.

6. Kellergeschosse werden nur in jenem Ausmal berlcksichtigt, als sie zu Wohn-, Geschéafts-
oder Betriebszwecken sowie zu Garagen ausgebaut sind.

7. Dachgeschosse und Dachrdume werden nur in jenem Ausmal berucksichtigt, als sie zu Wohn-,
Geschéafts- oder Betriebszwecken ausgebaut sind.

8. Schwimmbecken im Freien sind der Bemessungsgrundlage zuzuzahlen.

9. Fest verankerte Wintergarten zdhlen zur Bemessungsgrundlage.
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10. Zur Bemessungsgrundlage werden nicht gerechnet:

Flugdacher, Vordacher, Terrassen, Lichtschachte, AuRenstiegen, AulRenrampen, Gesimse, nicht
tragende Auflenwandvorspringe, Balkone, Balkonverglasungen, Verglasungen von Loggien,
sowie der Uber die Bauflucht hinausreichende Teil von Loggien, Windfange, unabhangig davon
ob sie seitlich offen oder von Wanden umschlossen sind und Uberdachte Abstell- und Lager-
platze.

11. Ein Abschlag von 65 % wird fiir nachstehende Gebaude (-teile) festgelegt:

c. fur alle zur Ausuibung betrieblicher (gewerblicher) Tatigkeiten dienenden Gebaude (-teile)
(zB Elektro-, Metall-, Holz- und sonstige Erzeugungs- oder Be- und Verarbeitungsbetriebe,
Lager- und Fertigungshallen, Geschafte, Banken, u.a.) in denen lediglich die sanitaren An-
lagen Uber die o6ffentliche Wasserversorgungsanlage angeschlossen sind und sonst keine
Wasserentnahmestellen vorhanden sind;

d. fur unterirdische Garagen (ausschlielich Mittel- oder GroRanlagen) tUber 100 m2 bebaute
Flache;

12. Die errechnete Gesamtflache wird auf volle Quadratmeter abgerundet.

8 4 Erganzungsgebuhr

1.

Bei einer nachtraglichen Anderung der Bemessungsgrundlage durch Auf-, Zu-, Ein- oder Umbau
sowie bei Neubau nach Abbruch ist eine ergdnzende Wasserleitungsanschlussgebuhr gem. 8 3 in
dem Umfang zu entrichten, als gegenuber dem bisherigen Bestand eine VergroRerung der Be-
messungsgrundlage eingetreten ist. Hierbei ist die Bemessungsgrundlage fur den bisherigen Be-
stand ebenfalls nach den Bestimmungen dieser Verordnung zu ermittein.

. Wurde fur ein an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenes bebautes Grundsttick eine Min-

destgebihr entrichtet, so ist die ergdnzende Wasserleitungsanschlussgebihr mit dem Betrag
festzusetzen, der sich aus der fir samtliche angeschlossenen Bauwerke zu entrichtenden Ge-
buhr nach Abzug der Mindestgebihr nach § 3 Abs.2 ergibt.

. Wird auf einem unbebauten Grundstick ein Gebaude errichtet, so ist von der ermittelten Was-

serleitungsanschlussgebihr die Gebuhr gem. § 3 Abs. 3 abzusetzen, wenn fir den Anschluss
des betreffenden unbebauten Grundstiickes seinerzeit schon eine Wasserleitungsanschlussge-
buhr entrichtet wurde.

. Eine Ruckzahlung bereits entrichteter Wasserleitungsanschlussgebiihren auf Grund einer Neube-

rechnung nach den vorstehenden Abséatzen findet nicht statt.

8 5 Wasserbezugsgebuhr

1.

Die Eigentumer (8 2) der an die Wasserversorgungsanlage angeschlossenen Grundstiicke bzw.
Bauwerke haben eine Wasserbezugsgebihr zu entrichten.

. Die Wasserbezugsgebuhr betragt pro m3 der bezogenen und durch den Wasserzéahler gemesse-

nen Wassermenge € 1,59.

. Fur die Beistellung der Wasserzéahlereinrichtung samt der amtlichen Eichung und der Abdeckung

der Festkosten wird eine vierteljéhrliche Grundgebuhr je Anschluss an die Wasserversorgungs-
anlage in folgender H6he eingehoben:

a) bei einer ZahlergroRe von 3 m3 € 12,00
b) bei einer ZahlergroRe von 10 m3 € 30,00
c) bei einer ZahlergréRe von 20 m=3 € 80,00
d) bei einer ZahlergréRe von 80 m3 und 100 m=3 € 250,00

. Bei offenkundiger Unrichtigkeit oder bei Ausfall des Wasserzahlers wird die verbrauchte Was-

sermenge geschétzt. Bei der Schatzung des Wasserverbrauches ist insbesondere auf den Was-
serverbrauch des vergangenen Ablesezeitraumes, unter Bericksichtigung eventuell geanderter
Verhéltnisse im Wasserverbrauch, Bedacht zu nehmen.
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8§ 6 Entstehen des Abgabenanspruches

1.

Der Abgabenanspruch auf die Wasserleitungsanschlussgebihr entsteht mit dem Tage des An-
schlusses eines Grundstiickes an die gemeindeeigene offentliche Wasserversorgungsanlage.

. Der Abgabenanspruch auf die erganzende Wasseranschlussgebihr (8 4 Abs. 1-3) entsteht mit

der Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der vollendeten Anderung des Verwendungszweckes.

. Die Wasserbezugsgebuhr ist vierteljahrlich zu entrichten, und zwar am 15.2., 15.5., 15.8. und

15.11. jeden Jahres. Der Vierteljahresbetrag wird auf Grund des Wasserverbrauches des vo-
rangegangenen Ablesezeitraumes festgesetzt. Der Wasserzéhler wird einmal pro Jahr, und zwar
Ende Dezember, abgelesen. Die Wasserendabrechnung erfolgt mit der Vorschreibung der Haus-
besitzabgaben per 15. Februar jeden Jahres.

8 7 Meldepflicht

1.

Die Gebuihrenpflichtigen haben alle Anderungen, durch die der Tatbestand der ergidnzenden
Wasseranschlussgebihr (8 4 Abs. 1-3) erfullt wird, der Abgabenbehdrde unverziiglich, jedoch
spatestens binnen einem Monat nach Vollendung der Rohbauarbeiten bzw. der Anderung des
Verwendungszweckes schriftlich zu melden. Unterbleibt eine solche Meldung, so entsteht der
Abgabenanspruch (entgegen § 6 Abs. 2) mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Kenntnisnahme der
durchgefuhrten Mallhahmen durch die Abgabenbehdrde.

. Die Gebuhrenpflichtigen haben alle Veranderungen, die fur die Berechnung bzw. Neuberechnung

und Vorschreibung der Wasserbezugsgebuhr von Bedeutung sind, unverzuglich der Abgabenbe-
hérde bekannt zu geben.

. Wechselt eine Liegenschaft ihren Eigentimer, so obliegt dem neuen Eigentimer die Verédnde-

rungsanzeige an die Abgabenbehdrde. Diese Anzeige kann auch durch den frilheren Eigentimer
erfolgen.

8 8 Sonderfalle

Durch diese Gebiuhrenordnung werden privatrechtliche Regelungen nicht ausgeschlossen.

8 9 Umsatzsteuer

Zu den in dieser Gebuhrenordnung enthaltenen GebuUhrensatzen wird die jeweils in Geltung ste-
hende Umsatzsteuer hinzugerechnet.

8 10 In-Kraft-Treten

1.

2.

Diese Gebihrenordnung tritt am O1. Janner 2020 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Wassergebthrenordnung der Stadtgemeinde Gmunden vom
13. Dezember 2018 auller Kraft.

Rechtsgrundlagen:
8 17, Abs. 3. ziffer 4 Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. 1/116/2016
Interessentenbeitragegesetz, LGBI. 28/1958 i.d.g.F.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefuhrte neue Wassergebihrenordnung in ihrer Gesamtheit mit Wirksamkeit 01. Jénner
2020 beschlie3en. Gleichzeitig soll die Wassergebiihrenordnung vom 13. Dezember 2018 aulRer Kraft
treten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang (OVP)
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16. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Abfallgeblihren-
ordnung ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Auf Grund einer Empfehlung des Ausschusses fir Finanzangelegenheiten sollen séamtliche Abfallge-
biihren auf Grund der stetig steigenden Kosten (Abfallwirtschaftsbeitrag, etc.) um ca. 5 % (gerundete
Betrage) erhoht werden.

Die Abfallgebuhrenordnung des Gemeinderates vom 13. Dezember 2018) soll daher in ihrer Gesamt-
heit mit Ablauf des 31. Dezember 2019 aul3er Kraft treten.

Alle Ubrigen Bestimmungen der alten Gebuhrenordnung (vom 13. Dezember 2018) sollen in folgende,
neu zu beschlieRende Abfallgebiihrenordnung, welche mit 01. Janner 2020 in Kraft treten soll, wiede-
rum aufgenommen werden:
Abfallgebiihrenordnung

Kundmachung

Des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) uber die Er-
lassung einer Abfallgebihrenordnung

VERORDNUNG
8 1 Gegenstand der Gebuhr

Fur die Sammlung und Behandlung von Siedlungsabféllen und haushaltsahnlichen Gewerbeabfallen
ist eine Abfallgebihr zu entrichten.

8 2 Hohe der Gebuhren

Die nachstehend angefuihrten Gebuhren werden je Behélter/Container/Sack festgesetzt und inklu-
dieren die Grundgebuhr pro gehaltenem und abgefiihrtem Behéalter/Container/Sack und die Geblhr
fur die laut Abfallordnung vorgesehene Abholung der Hausabfélle bzw. der haushaltsahnlichen Ge-
werbeabfélle pro abgefiihrtem Behélter/Container/Sack.

1. Die Abfallgebihr fur die in Haushalten anfallenden Abfalle (Hausabfélle) betragt pro abgefihr-
tem Behaélter/Container/Sack:

60 Liter Tonne/2-wdchentliche Abfuhr € 7,50
60 Liter Tonne/4-wdchentliche Abfuhr € 11,00
90 Liter Tonne/2-wochentliche Abfuhr € 11,60
120 Liter Tonne/2-wochentliche Abfuhr € 15,40
240 Liter Tonne/2-wochentliche Abfuhr € 30,00
770 Liter Tonne/2-wochentliche Abfuhr € 94,50
1.100 Liter Tonne/2-wdchentliche Abfuhr € 134,80
Mullsack — 60 Liter € 5,50

Bei Anschluss von Liegenschaften an die Millabfuhr mit jahrlich 13 Abfallsacken wird die Gebihr
far eine 60-Liter Tonne mit 4-wdéchentlicher Entleerung, bei Anschluss mit 26 Abfallsacken, die
Gebuhr fur eine 60-Liter Tonne mit 2-wdchentlicher Entleerung vorgeschrieben.

Die angefuhrten Gebuhren der 240, 770 und 1.100 Liter Tonnen gelten bei den Hausabfallen auch
bei wochentlicher Entleerung (Gebuhr pro Abfuhr).
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2. Die Abfallgebihr fiir haushaltsdhnliche Gewerbeabfalle (Gewerbeabfalle) betrégt pro abgefiihr-
tem Container:

770 Liter Container/2-wochentliche Abfuhr € 79,40
1.100 Liter Container/2-wochentliche Abfuhr € 90,40
Die angefuhrten Gebihren gelten bei den haushaltsahnlichen Gewerbeabféallen auch bei wo-

chentlicher Entleerung (Gebuhr pro Abfuhr).

3. Die Abfallgebuhr fiur Bioabfalle (Biotonnenabfélle) bemisst sich pro abgefiihrtemm Behalter wie
folgt:

Den an die Mullabfuhr angeschlossenen Liegenschaftseigentimern (Hausabfélle- und haushaltsahn-

liche Gewerbeabfélle) wird die Bio-Tonne (120 Liter bzw. 240 Liter) nach Bedarf (inkl. Abholung

und Abfuhr der Biotonnen) kostenlos zur Verfugung gestellt.

Die Abfallgebihr fir Bioabfalle wird fur alle anderen Liegenschaftseigentiimer wie folgt festgesetzt:
120 Liter Bio-Tonne (41 Abfuhren/Jahr) € 6,70
240 Liter Bio-Tonne (41 Abfuhren/Jahr) € 11,60

4. Die Abfallgebuhr pro ausgegebenem Biomullsack betragt:

BlIO-Mullsack 80 Liter € 1,20
8 3 Gebuhrenschuldner
Gebuhrenschuldner ist der Liegenschaftseigentimer. Sind mehrere Eigentimer an einem an die
Mullabfuhr angeschlossenem Grundstiick gegeben, trifft die Verpflichtung zur Entrichtung der vor-
geschriebenen Gebihren jeden zur ungeteilten Hand. Im Falle des Bestehens von Baurechten ist
der Bauberechtigte zur Entrichtung der Gebuhren verpflichtet.

8§ 4 Umtausch und Neuzuweisungen von Abfallbehéltern — Beginn der Gebulhrenpflicht

Der Umtausch von grofBeren auf kleinere Behéalter oder umgekehrt, Zuweisungen von zusatzlichen
Abfallbehéltern bzw. Neuzuweisungen von Abfallbehaltern sind jederzeit maglich.

Der Verrechnungsstichtag auf Grund der geanderten Verhéltnisse ist

a) fur einlangende Antrage bis zum 15. des Monates, der vorangegangene 1. eines Monates und

b) fur Antrédge, die zwischen dem 16. und Ende eines Monates einlangen, der darauf folgende 1.
eines Monates.

8 5 Abmeldungen

Abmeldungen von Abfallbehaltern sind nur vierteljahrlich zum 31. Marz, 30. Juni, 30. September

und 31. Dezember maglich. Abmeldungen sind bis spatestens eine Woche vor Ablauf des jeweiligen

Quartals beim Stadtamt Gmunden, Bauabteilung, vorzunehmen.

8§ 6 Falligkeit

Die Gebuhren nach 8 2 Absatz 1 bis 3 sind vierteljéhrlich und zwar am 15. Februar, 15. Mai, 15.

August und 15. November eines jeden Jahres zur Zahlung fallig. Die Gebuhr nach § 2 Absatz 4

(Biomullsack) ist bei Abgabe des Biomullsackes zu entrichten.

8§ 7 Umsatzsteuer

Zu den im § 2 geregelten Gebuhren ist die Umsatzsteuer im gesetzlichen AusmalR (derzeit 10 %)
hinzuzurechnen.
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8 8 In-Kraft-Treten

Diese Verordnung tritt mit 01. Janner 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die AbfallgebUhrenordnung
vom 13. Dezember 2018 auler Kraft.

Rechtsgrundlagen:
8 17 Abs. 3 Z. 4 des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBI. 1/116/2016
§ 18 00 Abfallwirtschaftsgesetz 2009, LGBI. 71/2009 i.d.g.F.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die im Amts-
vortrag angefihrte neue Geblihrenordnung in ihrer Gesamtheit mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 be-
schlieRen. Gleichzeitig soll die Abfallgeblihrenordnung vom 13. Dezember 2018 aulRer Kraft treten.
Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang (OVP)

17. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Friedhofgebh-
renordnung fir den kommunalen Friedhof der Stadtgemeinde Gmunden ab 01. Janner
2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beratungen Uber den Voranschlag 2020 haben der Ausschuss fur Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, folgende (seit 2018
unveranderten Gebuhren) fir den kommunalen Friedhof ab 01. Janner 2020 um ca. 5 % (gerundete
Betrage) zu erhdhen.

Grabplatzgebihren (inkl. Urnennischen),
Beisetzungsgebuhren,

Friedhof-Sondergebuhren,

Gebihren anlasslich der Auflassung von Grabern,
e Gebuhr anlasslich von anonymen Beisetzungen,
e Friedhofgebihr;

Die Friedhofgebihrenordnung des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden vom 14. Dezember
2017 soll mit Ablauf des 31. Dezember 2019 aul3er Kraft treten.

Alle Gbrigen Bestimmungen der alten Gebuhrenordnung (vom 14. Dezember 2017) sollen in folgende,
neu zu beschlieBende Friedhofgebuhrenordnung, welche mit 01. Janner 2020 in Kraft treten soll, wie-
derum aufgenommen werden:

Friedhofgebihrenordnung

KUNDMACHUNG

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) uber die Erlas-
sung einer Friedhofgebihrenordnung

VERORDNUNG
§1
Fur die Benutzung des Friedhofgrundes infolge der Errichtung bzw. den Bestand einer Grabstatte in

der im § 3 bezeichneten Art, sowie fir die Inanspruchnahme der Friedhofeinrichtungen, ist eine Ge-
bihr zu entrichten.
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§2

Abgabepflichtig im Sinne dieser Verordnung ist jeweils der Nutzungsberechtigte einer Grabstétte nach
§ 21 Friedhofsordnung der Stadtgemeinde Gmunden bzw. der Auftraggeber fir die Durchfiihrung
einer Beerdigung oder Beisetzung.

§3

1. Grabplatzgebihr

Diese Gebuhr gilt fur jeweils zehn Jahre vom 1. Janner des Jahres, in welchem die Belegung erstma-
lig erfolgte, gestaffelt nach Art der Grabstatte.

Reihengrab, einfach € 150,00 Tiefgrab, einfach € 177,00
Reihengrab, zweifach € 213,00 Tiefgrab, zweifach € 238,00
Reihengrab, dreifach € 276,00 Tiefgrab, dreifach € 301,00
Reihengrab, vierfach € 341,00 Tiefgrab, vierfach € 363,00
Zuschlag fur die vorstehend angefiihrten Grabstatten: a) fir Randlage € 49,00

b) an der Friedhofsmauer € 127,00

Gruft, einfach € 603,00 Kindergrab € 127,00
Gruft, zweifach € 767,00 Urnengrab 2 Urnen € 127,00
Gruft, dreifach € 929,00 Urnengrab 4 Urnen € 188,00
Gruft zw. d. Grabern € 465,00 Wandgrab gemauert € 465,00

2. Friedhofgebuhr

Die Friedhofgebuhr betragt jahrlich je Grabstéatte € 22,00 unabhéangig von der Art und Grole der
Grabstatte.

3. Beisetzungsgebiihren

Pauschalbetrage fiir gesonderte Leistungen der Friedhofverwaltung anlasslich einer Beerdigung oder
Beisetzung:

Erdbestattung Einzelgrab € 788,00 Urnengrab € 298,00

Gruft € 461,00 Urnennische € 180,00
Kindergrab € 364,00

Exhumierung je Grabstatte € 524,00 Exhumierung Urne € 137,00
Kostenersatz fir Exhumierung pro Sarg aus Griften € 153,00
Beisetzung von Totgeburten und Féten in Erdgrabern € 298,00

Fur Erd- und Urnenbestattungen an Freitagen ab 12:00 Uhr wird ein Zuschlag von 28,5 % zu der je-
weiligen Beisetzungsgebihr pro Begrabnis gerechnet.

4. Friedhof-Sonderentgelte

Liegegebuhr im Obduktionsraum fur Auswartige, je Fall € 142,00
Liegegebuhr im Kidhlraum, je Tag € 41,00

5. Urnenplatzgebuhr

Nutzungsdauer: 10 Jahre 20 Jahre 30 Jahre
Nische fur 3 Urnen € 1.428,00 € 2.856,00 € 4.284,00
Nische fur 4 Urnen € 1.633,00 € 3.266,00 € 4.898,00
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In den angefiihrten Betrdgen ist der fir die Erhaltung der Urnenmauer notwendige Erhaltungsaufwand
bereits enthalten.

Die angefiihrten Gebuhren fur 20 bzw. 30 Jahre gelten nur bei unmittelbarer Bezahlung anlésslich der
Erstbelegung der Urnennische. Bei Verldngerung des Nutzungsrechtes nach 10 Jahren kommen die
zu diesem Zeitpunkt geltenden Gebuihren zur Anwendung.

Die Nutzungsdauer wird vom 1. Janner des Jahres an gerechnet, in welchem die Erstbelegung der
Urnennische erfolgt.

Die Kosten fiir die Beschriftung der Steinplatte, welche von einem konzessionierten Unternehmen und
innerhalb von zwei Monaten nach Belegung durchzufiihren ist, sind vom Nutzungsberechtigten zu
tragen.

Bei Entrichtung der vorgesehenen Gebiihren ist auch eine Reservierung einer Urnennische, bei spate-
rer Belegung, maoglich.

Neben der Urnenplatzgebihr ist die jahrliche Friedhofgebuhr, gem. geltender Friedhofgebihrenord-
nung, zu entrichten.

Die Urnenplatzgebiihr ist innerhalb eines Monates nach der Erstbelegung bzw. bei Verlangerung des
Nutzungsrechtes innerhalb eines Monates nach Erhalt der Gebuhrenvorschreibung fallig.
Abgabepflichtig ist der jeweilige Inhaber des Nutzungsrechtes, welches sich nach der jeweils gelten-
den Friedhofordnung richtet.

6. Kostenbeitrag bei Auflassung von Grabern (Pauschalbetrage):

Urnen- u. Kindergrab € 49,00 Einfachgrab € 102,00 Doppelgrab € 152,00

Sollte jedoch bei einer Grabstatte auf Grund ihrer Gré3e bzw. den damit verbundenen Arbeitsauf-
wand, mit den o.a. Pauschalbetragen nicht das Auslangen gefunden werden kénnen, sind der tatséch-
liche Arbeitsaufwand (Stundensatz) bzw. die angefallenen Entsorgungskosten in Rechnung zu stellen.
7. Pauschaler Kostenbeitrag anl. einer anonymen Bestattung

Anlasslich der Beisetzung einer Urne in einem Sammelgrab (anonyme Bestattung) ist eine einmalige

Pauschalgebihr von € 400,00 (Beisetzungs- u. Grabplatzgebuihr, Verwaltungskosten usw.) zu entrich-
ten.

§4

1. Die Gebuhrenschuld nach § 3 (1) ist fallig:

a) bei erstmaliger Belegung der Grabstatte: innerhalb eines Monates nach Zustellung des Fried-
hofgebihrenbescheides;

b) bei Verlangerung des Nutzungsrechtes auf weitere 10 Jahre: innerhalb eines Monates, vom
Tagesdatum der Vorschreibung an gerechnet.

2. Bei Fristverlust treten mit 31. Dezember des Vorschreibungsjahres die Bestimmungen des
§ 21 (6) der Friedhofsordnung der Stadtgemeinde Gmunden in Kratft.

3. Die jahrlich zu entrichtende Friedhofgebiihr gemaf § 3 (2) ist innerhalb eines Monates, vom
Tagesdatum der Vorschreibung an gerechnet, féllig.

4. Die Gebuhren gemaR § 3 (3, 4, 5, 6 und 7) sind innerhalb eines Monates nach Zustellung des
Friedhofgebihrenbescheides fallig.

§5

1. Erfolgt die erstmalige Belegung der Grabstéatte nach dem 30. Juni eines Jahres, so wird die
Friedhofgebihr geméan § 3 (2) um 50 % erméaRigt.

2. Erfolgt die erstmalige Belegung der Grabstétte erst im Dezember eines Jahres, so entfallt die
Friedhofgebiihr geman § 3 (2).

§6

ErmaRigungen der Friedhofgebihr geman § 3 (2) von € 22,00 sind Uber Antrag mdglich.
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100 % ErméaRigung wird jenen Personen gewahrt, deren Einkommen um nicht mehr als 10 % Uber
den jeweils geltenden ASVG-Richtséatzen liegt,

50 % Ermafigung, wenn diese um nicht mehr als 25 %, und

25 % ErméRigung, wenn diese um nicht mehr als 35 % uberschritten werden.

87

Bei vorzeitigem Verzicht auf eine Grabstatte erfolgt keine Riickerstattung bereits entrichteter Gebiih-
ren.

§8

Diese Verordnung tritt mit 01.01.2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Friedhofgebiihrenordnung vom
14.12.2017 aul3er Kraft.

Rechtsgrundlage:
§ 17 (Absatz 3 Ziffer 4) des Finanzausgleichsgesetzes 2017, BGBI. 1/116/2016

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefiihrte neue Friedhofgebihrenordnung fir den kommunalen Friedhof der Stadtgemeinde
Gmunden in ihrer Gesamtheit mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 beschlieRen. Gleichzeitig soll die
Friedhofgebuhrenordnung vom 14. Dezember 2017 in ihrer Gesamtheit aul3er Kraft treten.
Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang (OVP)

18. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer Verordnung Uber die
Ausschreibung eines Zuschlages zur Freizeitwohnungspauschale nach dem OO Tou-
rismusabgabegesetzi.d.g.F. ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Das Amt der OO Landesregierung hat den OO Gemeinden mit Schreiben vom 14. November 2019
(Zahl: IKD-2017-368879/94-Gb) empfohlen, ab 01. Janner 2020 eine neue Verordnung tber die Aus-
schreibung eines Zuschlages zur Freizeitwohnungspauschale zu erlassen. Dies deshalb, da die Aus-
nahmetatbestande der Freizeitwohnungspauschale, die Falligkeit, die Abgabenschuldner, etc. bereits
von Gesetzes wegen bestimmt sind und somit nicht in die Verordnung aufgenommen werden sollen.
Die Prozentséatze Uber den Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale sollen unveréndert in die neu zu
beschlielende Verordnung aufgenommen werden.

Es soll daher nachstehende Verordnung beschlossen werden und in ihrer Gesamtheit mit 01. Janner
2020 in Kraft treten (gleichzeitig soll die Verordnung vom 26. September 2019 in ihrer Gesamtheit
aul3er Kraft treten):

Verordnung Uber die Ausschreibung eines Zuschlages zur Freizeitwohnungspauschale
Kundmachung

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) Uber die Erlas-
sung einer Verordnung, mit welcher der Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale ausgeschrieben
wird.

VERORDNUNG

8 1 — Gegenstand der Abgabe, Abgabenhéhe

1. Die Stadtgemeinde Gmunden erhebt einen Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale geméaR § 54
OO Tourismusgesetz 2018, LGBI. 3/2018 i.d.F. LGBI. 56/2019.
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2. Der jahrliche Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale betragt ab dem Haushaltsjahr 2020:
a) fur Freizeitwohnungen bis 50 m2 Nutzflache sowie fur Dauercamper: 150 % der Freizeitwoh-
nungspauschale
b) fur Freizeitwohnungen uber 50 m2 Nutzflache: 200 % der Freizeitwohnungspauschale

8§ 2 — Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit 01. Janner 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des Gemeindera-
tes vom 26. September 2019 Uber den Zuschlag zur Freizeitwohnungspauschale auf3er Kraft; sie ist
jedoch weiterhin auf Sachverhalte anzuwenden, die sich vor dem 01. Janner 2020 ereignet haben.

Rechtsgrundlage:
§ 57 Absatz 1 OO. Tourismusgesetz 2018, LGBI. Nr. 3/2018 i.d.F. LGBI. 56/2019

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge die im Amts-
vortrag angeflihrte neue Verordnung Uber die Ausschreibung eines Zuschlages zur Freizeitwoh-
nungspauschale in ihrer Gesamtheit beschlieen. Die angefiihrte Verordnung soll mit 01. Janner 2020
in Kraft treten. Gleichzeitig soll die Verordnung Uber die Ausschreibung eines Zuschlages zur Frei-
zeitwohnungspauschale vom 26. September 2019 in ihrer Gesamtheit auRer Kraft treten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang (OVP)

19. Beratung und Beschlussfassung Uber die Erlassung einer neuen Hundeabgabe-
ordnung ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fur den Voranschlag 2020 haben der Ausschuss fir Finanzangelegenhei-
ten und der Stadtrat dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die Hundeabgabe
01. Janner 2020 von derzeit € 62,00 auf € 65,00 zu erhéhen.

Die Hundeabgabeordnung vom 13. Dezember 2018 soll in ihrer Gesamtheit mit Ablauf des 31. De-
zember 2019 auRer Kraft treten.

Alle Ubrigen Bestimmungen der alten Gebuhrenordnung (vom 13. Dezember 2018) sollen in folgende,

neu zu beschlielende Hundeabgabenordnung, welche mit 01. Janner 2020 in Kraft treten soll, wiede-
rum aufgenommen werden:

Hundeabgabeordnung
Kundmachung

des Gemeinderates der Stadtgemeinde Gmunden (Sitzung vom 12. Dezember 2019) Uber die Er-
lassung einer Hundeabgabeordnung

VERORDNUNG
8 1 — Gegenstand der Abgabe

FUr das Halten von Hunden einschliel3lich von Wachhunden und Hunden, die zur Ausiibung eines
Berufes oder Erwerbes notwendig sind, wird eine Hundeabgabe eingehoben.

8 2 — Hobhe der Abgabe
Die Hundeabgabe wird fur das Haushaltsjahr (Kalenderjahr) erhoben und betragt

a. fur Wachhunde und Hunde die zur Austibung eines Berufes
oder Erwerbes notwendig sind, je Hund € 20,00

964



b. fur jeden sonstigen Hund, je Hund € 65,00

8 3 — Abgabepflichtiger

Abgabepflichtiger ist der Hundehalter oder die Hundehalterin.

8 4 — Entrichtung der Abgabe

a. Die Hundeabgabe ist erstmals binnen zwei Wochen nach der Meldung (§ 2 Abs. 1 des OO Hun-
dehaltegesetzes 2002) und in der Folge jahrlich bis 31. Marz zu entrichten.

b. Die Hundeabgabe ist fur jeden Hund im vollen Jahresbetrag zu entrichten. Dies gilt auch dann,
wenn die Haltereigenschaft nicht das ganze Haushaltsjahr besteht.

8§ 5 — Schlussbestimmungen

a. Im Ubrigen sind bei der Einhebung der Hundeabgabe die Bestimmungen des OO Hundehaltege-
setzes 2002 anzuwenden.

b. Fur das Verfahren sind die Bestimmungen des Bundesabgabenordnung, BGBI. Nr. 194/1961,
zuletzt geadndert durch Bundesgesetz BGBI. | Nr. 3/2018, anzuwenden.

8 6 — Inkrafttreten

Diese GeblUhrenordnung tritt mit 01. Janner 2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hundeabgabenver-
ordnung vom 13. Dezember 2018 auller Kraft.

Rechtsgrundlagen:
Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. | Nr. 116/2016
00 Hundehaltegesetz 2002, LGBI. Nr. 147/2002, zuletzt geédndert durch LGBI. 113/2015

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefuihrte neue Hundeabgabeordnung in ihrer Gesamtheit mit Wirksamkeit 01. Janner 2020
beschlieen. Gleichzeitig soll die Hundeabgabeordnung vom 13. Dezember 2018 in ihrer Gesamtheit
auBBer Kraft treten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

20. Beratung und Beschlussfassung tber die Festsetzung der Grundsteuerhebesatze
fur das Haushaltsjahr 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Beschlussfassung des Voranschlages der Stadtgemeinde Gmunden ist es notwendig, die
Hebeséatze der Grundsteuer fir das Haushaltsjahr 2020 festzusetzen.

Die Grundsteuerhebesétze sollen wie folgt beschlossen werden:

Grundsteuer-Hebesatz fir land- und forstwirtschaftliche Betriebe (Grundsteuer A):
500 v.H. des Messbetrages

Grundsteuer-Hebesatz fir Grundstiicke (Grundsteuer B):
500 v.H. des Messbetrages

Rechtsgrundlagen:
Grundsteuergesetz 1955, BGBI. 1955/149 i.d.g.F.
Finanzausgleichsgesetz 2017, BGBI. 1/116/2016

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdége die Grund-
steuerhebesétze fur das Jahr 2020 wie im Amtsvortrag ausgefiihrt festsetzen.

Beschluss: einstimmig genehmigt
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21. Beratung und Beschlussfassung tUber die Neufestsetzung von Tarifen der Stadtbe-
triebe-Energie ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen des Voranschlages 2020 hat der Ausschuss fir Finanzangelegenheiten
empfohlen, die Tarife der Stadtbetriebe-Energie ab 01. Janner 2020 wie folgt festzusetzen (Erhéhung
der Tarife mit Arbeitsstunden um jeweils € 4,00):

e Fur Arbeiten, die von Monteuren der Stadtbetriebe erbracht werden, wird ein Stundensatz von
€ 55,00 in Rechnung gestellt. Bei Arbeiten, die aulR3erhalb der normalen Dienstzeit erbracht wer-
den, wird der gesetzliche Uberstundenzuschlag hinzugerechnet.

e Fir Meisterstunden wird ausnahmslos ein Stundensatz von € 60,00 verrechnet.

e Fir Fahrten mit Dienstfahrzeugen zu Arbeiten, die vom Kunden in Auftrag gegeben werden, wird
pro Fahrt (Hin- und Ruckfahrt) innerhalb des Stadtgebietes eine Pauschale von € 10,00 berechnet.

e FUr ein Gerateservice, das vom Kunden in Auftrag gegeben wird, wird ein Pauschale von € 79,00
und fur das dazu bendtigte Kleinmaterial ein Pauschalbetrag von € 3,50 berechnet.

e Pauschale fur wiederkehrende Uberpriifung (§ 25) inkl. Abgasmessung im Zuge eines Gerateser-
vices € 44,00;

e Pauschale fiir wiederkehrende Uberpriifung (8 25) inkl. Abgasmessung ohne Gerateservice
€ 64,00;

e Entgelt fur die Beistellung eines Gelenksteigers, pro Stunde inkl. Lenker € 69,00;
e kleines Service-Pauschale € 52,00;

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefihrten Tarife der Stadtbetriebe-Energie mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 beschlieen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

22. Beratung und Beschlussfassung tber die Erh6éhung der Tarife der Aktion "Essen
auf Radern" ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Vom Ausschuss fiir Finanzangelegenheiten wurde in seiner letzten Sitzung empfohlen, die (seit 01.
Februar 2017 unverénderten) Tarife fur die Aktion ,Essen auf Radern ab 01. Janner 2020 wie folgt
festzusetzen:

Sozialtarif ErmaRigter Tarif Normaltarif

Tarif ,,Essen auf Radern* pro Portion | € 6,00 (bisher € 5,89) € 8,50 (bisher £7,81) € 11,00 (bisher € 10,07)

Die angefuihrten Tarife enthalten die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 10 %.

Alle Ubrigen Bestimmungen (Ermafigungsbestimmungen) sollen bis auf weiteres unverandert bleiben.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die Tarife fur
Aktion ,Essen auf Radern* wie im Amtsvortrag ausgefuhrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 festset-
zen.

Beschluss: einstimmig genehmigt
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23. Beratung und Beschlussfassung uber die Erhohung der Tarife fur die "Sozialen
Dienste" ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Der Ausschuss fiir Finanzangelegenheiten sowie der Ausschuss fir Sozial-, Familien- und Senioren-
angelegenheiten haben dem Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden empfohlen, die seit dem Jahr
2017 unveranderten Tarife der ,Sozialen Dienste” ab 01. Janner 2020 wie folgt festzusetzen:

Sozialtarif: € 10,00 pro Stunde bisher € 9,00
ErmaRigter Tarif: € 13,00 pro Stunde bisher € 12,00
Normaltarif: € 17,50 pro Stunde bisher € 15,60

Alle Ubrigen Bestimmungen (zB Berechnungsgrundlagen etc.) sollen bis auf weiteres unverandert
bleiben.
Die angefuhrten Tarife unterliegen nicht der Umsatzsteuer.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moége den im Amts-
vortrag angefuhrten Tarifen mit Wirksamkeit 01. J&dnner 2020 seine Zustimmung geben.

Beschluss: einstimmig genehmigt

24. Beratung und Beschlussfassung uber die Erh6hung von Tarifen der Tennishalle ab
01. Mai 2020;

StR. Hopoltseder:

Der Ausschuss fir Finanzangelegenheiten hat empfohlen, folgende -seit Oktober 2017 unveréanderte-
Tarife der Tennishalle ab 01. Mai 2020 um ca. 5 % zu erhdhen: Einzelstunden, Tennis-Abos, Som-
mertarife sowie die Squash-Tarife.

Die angeflihrten Tarife stellen sich ab Mai 2020 somit wie folgt dar:

Tennis Einzelstunden (inkl. Licht):

Montag bis Freita Samstag, Sonntag und Feiertage
8:00 — 9:00 Uhr €14,70 8:00— 9:00 Uhr €14,70
9:00 — 12:00 Uhr € 16,80 9:00 — 12:00 Uhr €16,80
12:00 — 14:00 Uhr €14,70 12:00 — 14:00 Uhr €14,70
14:00 - 16:00 Uhr € 16,80 14:00 - 16:00 Uhr €15,80
16:00 — 21:00 Uhr €24,10 16:00 — 21:00 Uhr €16,80
ab 21:00 €14,70 ab 21:00 €14,70

Tennis Abonnements (inkl. Licht):

Montag bis Freita Samstag und Sonntag

8:00 — 09:00 Uhr € 347,00 8:00— 9:00 Uhr € 357,00

9:00 — 12:00 Uhr € 378,00 9:00 — 12:00 Uhr € 378,00
12:00 — 14:00 Uhr €347,00 |12:00-14:00 Uhr € 357,00
14:00 — 16:00 Uhr €378,00 |14:00-16:00 Uhr € 378,00
16:00 — 21:00 Uhr €599,00 |16:00—21:00 Uhr € 378,00
ab 21:00 €357,00 |ab21:00 € 357,00
Sommertarife (jeweils ab 01. Mai):
Hallenplatz pro Stunde flir Vereine mit Wintertennisabonnement, inkl. Licht € 950
Hallenplatz pro Stunde fiir Privatpersonen, inkl. Licht € 11,60
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Squash-Tarife je Box, inkl. Beleuchtung u. Heizung pro ¥ Stunde:

Montag bis Freita Samstag, Sonntag und Feiertage
8:00 bis 12:00 Uhr € 8,40 8:00 bis 21:00 Uhr €10,50
12:00 bis 15:00 Uhr € 9,50 ab 21:00 Uhr € 840
15:00 bis 21:00 Uhr € 10,50
ab 21:00 Uhr € 8,40

Alle Gbrigen Tarife und Bestimmungen sollen bis auf weiteres unveréandert bleiben.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdége die Erhéhung
der Tarife der Tennishalle wie im Amtsvortrag ausgefiihrt mit Wirksamkeit 01. Mai 2020 beschlieBen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

25. Beratung und Beschlussfassung tUber die Erh6hung der Stundensétze fir Gemein-
debedienstete und Schaffung eines Tarifes des Wirtschaftshofes ab 01. Janner 2020;
StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen fir den Voranschlag 2020 hat der Finanzausschuss empfohlen, infolge
der gestiegenen Personalkosten die Stundensatze fur Arbeiten, welche von Gemeindebediensteten
geleistet werden, ab 01. Janner 2020 wie folgt festzusetzen (lineare Steigerung um € 4,00/Stunde):

Stadtische Wasserversorgung und Stadtbetriebe-Energie:

Stundensatz € 55,00
Stundensatz fur Meister € 60,00
Tarif fur ,Partie” (zwei Bedienstete & eine Stunde) € 110,00
Entgelt fir die Beistellung des Kranwagens (inkl. Lenker), pro Stunde € 80,00
Fahrtkostenpauschale fur Auftrdge von Kunden im Stadtgebiet € 10,00

Stundensatze fiir den restlichen Gemeindebereich:
Stundensatz € 54,00

EDV-Technik-Stundensatz:
Stundensatz € 60,00

Fur die Berechnung von Arbeitsleistungen zwischen den Verwaltungszweigen und Betrieben der
Stadtgemeinde Gmunden soll der Stundensatz ab 01. Jadnner 2020 von derzeit € 42,00 auf € 46,00
erhoht werden.

Des Weiteren soll ein (Wirtschaftshof-) Tarif fir die Einrichtung der benétigten Verkehrsmaf3nahmen
(,Verkehrsregelung-Umleitungseinrichtung) anlasslich von grolReren Veranstaltungen zu € 900,00
geschaffen werden. Die Einrichtung dieser Verkehrsregelung soll zwingend durch die Stadtgemeinde
Gmunden durchgefihrt werden.

Den angefiihrten Tarifen ist die gesetzliche Umsatzsteuer hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden moge den im Amts-
vortrag angeflhrten Bestimmungen mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 seine Zustimmung geben.
Beschluss: einstimmig genehmigt

26. Beratung und Beschlussfassung tber die Schaffung einer neuen Tarifordnung fur
den evangelischen Friedhof Gmunden ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Der Ausschuss flir Finanzangelegenheiten und der Stadtrat haben dem Gemeinderat der Stadtge-
meinde Gmunden empfohlen, folgende (seit 2018) unveranderte Entgelte fir den evangelischen
Friedhof Gmunden ab 01. Janner 2020 um ca. 5 % (gerundete Betrage) zu erhdhen:
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Grabplatzentgelte,

Beisetzungsentgelte,
Friedhof-Sonderentgelte,

Entgelte fir die Auflassung von Grabern;

Das Friedhofentgelt soll ab 01. Janner 2020 von derzeit € 21,00 auf € 22,00 erhéht werden.

Alle Gbrigen Bestimmungen der Tarifordnung fiir den evangelischen Friedhof Gmunden sollen bis auf
Weiteres unverandert bleiben.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge die im Amts-
vortrag angefiihrten Anderungen ab 01. Janner 2020 beschlieRen. Die dementsprechende Tariford-
nung fiur den evangelischen Friedhof (Beilage ./A) soll daher ab 01. Janner 2020 in Kraft treten.
Beschluss: einstimmig genehmigt

27. Beratung und Beschlussfassung uber die Schaffung eines Tarifes fur das See-
schloss Ort ab 01. Janner 2020;

StR. Hopoltseder:

Im Zuge der Vorberatungen des Voranschlages 2020 hat der Ausschuss fir Finanzangelegenheiten
empfohlen, ab 01. Jdnner 2020 einen Tarif fur die Vermietung der Kapelle des Seeschlosses Ort zu
schaffen, da die Pfarre Gmunden (nach der Fusion mit der Pfarre Gmunden-Ort) den Mietvertrag be-
treffend der Kapelle gekiindigt hat und auch weiterhin kirchliche Feiern in der Kapelle stattfinden sol-
len.

Es wurde vorgeschlagen, einen

Tarif fir die Vermietung der Kapelle des Seeschlosses (Trauungen, Taufen, etc.):

pro Beniitzung (inkl. Reinigung) ‘€ ‘200,00 |

zu schaffen.
Die gesetzliche Umsatzsteuer von derzeit 20 % ist dem angefuhrten Tarif hinzuzurechnen.

Antrag:

Es wird daher der Antrag gestellt, der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdge den Tarif flr
das Seeschloss Ort wie im Amtsvortrag ausgefuhrt mit Wirksamkeit 01. Janner 2020 beschliel3en.
Beschluss: einstimmig genehmigt

GR Mag. Dr. Bergthaler erklart vor Eingang in den TO-Pkt. 28), dass dieser inhaltlich mit dem TO-Pkt.
47) — Hauptwohnsitzvereinbarung — zusammenhangt und stellt den Antrag zur Geschéftsordnung,
Uber die Tagesordnungspunkte 28) und 47) gemeinsam zu referieren und abzustimmen.

Beschluss: einstimmig genehmigt

28. Beratung und Beschlussfassung betreffend Anderung des Flachenwidmungspla-
nes Nr. 26 bzw. Umwidmung der Parz. 189/1 u. 199/1, KG. Ort-Gmunden von dzt. Grin-
land- Spiel- u. Liegewiese in Bauland-Wohngebiet (Energie AG. O0) - endgiiltige Be-
schlussfassung;

(Die Tagesordnungspunkte 28 und 47 wurden zeitlich gemeinsam diskutiert und abgestimmt)

StR. DI KalBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fur Bau-, Stralenbau- u. Raumplanungsangelegenheiten vom
14.05.2019 wurde die gegenstandliche Anderung des rechtswirksamen Flachenwidmungsplanes der
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Stadtgemeinde Gmunden positiv beurteilt, wobei aus Sicht des Ausschusses im Hinblick auf die For-
derung nach Schaffung von Hauptwohnsitzen eine Widmung fir den mehrgeschossigen férderbaren
Wohnbau (WF) erfolgen sollte. Da das Modell der Wohnbauférderung dzt. unattraktiv ist und daher
Bautrager keine wohnbaugeférderten Projekten realisieren wollen, wurde seitens der Energie AG eine
Vereinbarung fir eine privatrechtliche Absicherung der Hauptwohnsitze vorgelegt. Diese privatrechtli-
che Vereinbarung wurde im Rechtsausschuss beraten und soll im Gemeinderat beschlossen werden.

Die Anderung betrifft die Umwidmung der Parz. 189/1 u. 199/1, KG. Ort-Gmunden, von dzt. Grunland
— Spiel- u. Liegewiese in Bauland — Wohngebiet im Bereich der OKA-Siedlung (Energie AG. OO) im
Ausmafl von ca. 2.000 mz.

Es ist die Errichtung von 2 Wohngebauden vorgesehen.
Weiters ist eine Anderung des OEKs Nr. 02, Anderung Nr. 15, erforderlich.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Die Anderung dient im Beson-
deren der Schaffung von zusétzlichem Wohnraum im Bereich eines bereits bestehenden grof3en
Wohnbau-Siedlungsgebietes.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Mit Kundmachung des Stadtamtes Gmunden vom 19.08.2019 wurden die 6ffentlichen Dienststellen
zur Abgabe einer Stellungnahme geladen.

Im Schreiben der Naturschutzabteilung des Amtes der OO. Landesregierung vom 17.09.2019 wird
darauf hingewiesen, dass das Umwidmungsvorhaben eine Ortsbild- u. Stadtentwicklungsfrage dar-
stellt. Aus Sicht des Natur- u. Landschaftsschutzes stellt die best. Grinanlage aufgrund ihres Baum-
bestandes, ihrer Situierung und GréR3e einen hochwertigen Siedlungsfreiraum dar. Aufgrund der nicht
exponierten Lage innerhalb der geschlossenen Ortschaft wird die Umwidmung jedoch zur Kenntnis
genommen.

Ansonsten erfolgten ausschlief3lich positive Rick&aufRerungen.

Mit Kundmachung des Stadtamtes Gmunden vom 14.10.2019 wurden die betroffenen Anrainer von
der Umwidmung in Kenntnis gesetzt und Gelegenheit zur Stellungnahme eingerdumt. Innerhalb der
offenen Frist erfolgten keine Riickmeldungen.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 26 bzw. Umwidmung der
Parz. 189/1 u. 199/1, KG. Ort-Gmunden, von dzt. Grunland — Spiel- u. Liegewiese in Bauland —
Wohngebiet im Bereich der OKA-Siedlung (Energie AG OO) beschliel3en — endgultige Beschlussfas-
sung.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 u. 36 00. ROG 1994, LGB. Nr. 1993/114

Beschluss: mehrheitlich genehmigt _ _

8 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR." Held,
GR." Fronia-Forstner; .
GRUNE (3): GR DI Sperrer, GR." Mag.? Bors, GR DI Kienesberger;

29. Beratung und Beschlussfassung tiber die Anderung des Flachenwidmungsplanes
Nr. 28 bzw. Umwidmung der Parz. 199/10, KG. Schlagen, von dzt. Verkehrsflache-
FlieRender Verkehr in Bauland-Betriebsbaugebiet (Fa. Rauch-Fichtenweg) - endgultige
Beschlussfassung;

StR. DI KaBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fir Bau-, StraBenbau- u. Raumplanungsangelegenheiten vom
10.09.2019 wurde die gegenstandliche Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 04 grundséatzlich
positiv beurteilt.
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Die Anderung betrifft die Umwidmung der Parz. 199/10, KG. Schlagen, von dzt. Verkehrsflache Flie-
Bender Verkehr in Bauland-Betriebsbaugebiet (Fa. Rauch, Fichtenweg).

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Bei der gegenstandliche Par-
zelle handelt es sich um eine private Verkehrsflache der Fa. Rauch die keine verkehrsmafige Bedeu-
tung hat und an das best. Betriebsbaugebiet dieser Firma am Fichtenweg angrenzt.

Konkret soll auf dem geg. Grundstiick ein Zubau zum best. Betriebsgebaude erfolgen.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Mit Verstandigung des Stadtamtes Gmunden vom 07.10.2019 wurden die 6ffentlichen Dienststellen in
Kenntnis gesetzt und Gelegenheit zur Stellungnahme eingeraumt.

Das Amt der OO. Landesregierung, Direktion Umwelt u. Wasserwirtschaft, Abt. Umwelt-, Bau- und
Anlagentechnik, empfiehlt mit Schreiben vom 30.10.2019 den Planungsraum (Verkehrsflache) entwe-
der als eingeschrankt gemischtes Baugebiet (MB) auszuweisen oder diesen, wie geplant, als Be-
triebsbaugebiet auszuweisen, aber eine Schutzzone im Bauland: Immissionsschutzmalinahme Luft:
.Nach Erfordernis Festlegung von immissionsbezogenen Nutzungszonierungen, Abluftfiihrungen,
Filtersysteme etc.” driber zu legen.

Vom Amt der OO. Landesregierung, Direktion fiir Landesplanung, wirtschaftliche u. landliche Entwick-
lung, Abt. Raumordnung, wurde mit Schreiben vom 27.11.2019 hiezu ausgefiihrt, dass diese Empfeh-
lungen bzw. Planungsiberlegungen aufgrund der untergeordneten GréRenordnung der zusétzlichen
Betriebsbaugebietsflachen relativiert werden kénnen.

Ansonsten erfolgten ausschlie3lich positive Riickmeldungen.

Mit Verstandigung des Stadtamtes Gmunden vom 29.11.2019 wurden die betroffenen Anrainer von
der Planénderung in Kenntnis gesetzt. Es erfolgten innerhalb der eingerdumten Frist keine Ruckmel-
dungen.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 28 bzw. die Umwidmung der
Parz. 199/10, KG. Schlagen, von dzt. Verkehrsfliche FlieRender Verkehr in Bauland-
Betriebsbaugebiet (Fa. Rauch, Fichtenweg) beschlieen — endgiiltige Beschlussfassung..
Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

8§ 2,33,34 u. 36 O0. ROG 1994, LGBI. Nr. 114/1993

Beschluss: einstimmig genehmigt

30. Beratung und Beschlussfassung tiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes
bzw. Umwidmung der Liegenschaft TraunsteinstraRe 343 "Moaristidl" von dzt. Griin-
land best. Betrieb (Gasthaus) des Gastgewerbes im Griunland (bis héchstens 150 Sitz-
platze) in Bauland-Dorfgebiet - Einleitung des Verfahrens;

StR. DI KalBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fiur Bau-, StralRenbauangelegenheiten sowie Angelegenheiten der
ortlichen Raumplanung vom 05.11.2019 wurde die gegenstandliche Anderung des Flachenwidmungs-
planes Nr. 04 positiv beurteilt.

Die Anderung betrifft die Umwidmung der Liegenschaft TraunsteinstraRe 343 ,Moaristidl“ von dzt.
Grunland, best. Betrieb (Gasthaus) des Gastgewerbes im Grinland (bis héchstens 150 Sitzplatze) in
Bauland-Dorfgebiet.

Da die Nutzung als Gasthaus beendet wurde, soll nunmehr das best. Objekt zu Wohnzwecken aus-
gebaut werden.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Sie dient im Besonderen der
Schaffung einer Mdglichkeit nach Beendigung des Gasthausbetriebes das best. Objekt fir Wohnzwe-
cke fur den Eigentimer um- u. auszubauen und zu nutzen.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.
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Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes bzw. Umwidmung der Liegen-
schaft TraunsteinstraBe 343 ,Moaristidl“ von dzt. Griinland, best. Betrieb (Gasthaus) des Gastgewer-
bes im Griinland (bis hochstens 150 Sitzplatze) in Bauland-Dorfgebiet einschlieBlich der Anderung
des OEKs Nr. 02, beschlieRen — Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 u. 36 00. ROG. 1994, LGBI. Nr. 193/114

GR Hochegger bedauert die SchlieBung dieser Gaststatte und hofft, dass gesichert ist, dass der Ei-
gentumer diese Liegenschaft fur eigene Zwecke verwendet, denn es entzieht sich seiner Kenntnis,
was genau mit dieser Liegenschaft passiert.

GR DI Kienesberger fihrt aus:

Der Gasthof ,Moaristidl“ liegt in einem landschaftlich sensiblen Bereich ohne soziale Infrastruktur. Das
heil3t, die Einrichtungen des taglichen Bedarfs sind praktisch nur mit einer Gber 5 km langen Autofahrt
erreichbar. Wéahrend der Gasthof funktionell in der Erholungslandschaft begriindet ist, fehlt beim Um-
und Zubau fur ein Wohngebaude in dieser abgeschiedenen Lage jedes raumordnerisch sinnvolle Ar-
gument.

Aus touristischer Sicht halten es die Grlinen fur erstrebenswert, die Jausenstation zu erhalten. Natur-
lich kann niemand dazu gezwungen werden. Wenn jedoch die Umwidmung in ,Dorfgebiet* nicht
durchgefihrt wird, dann bleibt der Anreiz, das Geb&aude weiter als Jausenstation zu fihren, bestehen.
Mit der Umwidmung gibt man jedoch leichtfertig eine beliebte Institution in Gmunden auf.

Als durchaus vergleichbares Beispiel fuhrt er das Gasthaus ,Seeraunzen am Hallstattersee Ostufer-
weg in der Gemeinde Bad Goisern an. Als dort vor ca. 15 Jahren ein Eigentimerwechsel bevorstand,
hat die Gemeinde das Geb&ude mit Hilfe eines Bebauungsplanes auf den Bestand beschrankt, um
von vornherein zu signalisieren, dass eine Erweiterung fir Wohnzwecke nicht mdglich sei.

Aus Sicht der Grunen Uberwiegen die touristischen Interessen an der Erhaltung der Jausenstation vor
den rein privaten Interessen einer Wohnnutzung. Die Griinen lehnen die Umwidmung daher ab.

GR DI Fritz stimmt zu, dass hier eine sensible Situation vorliegt. Das Bestreben der FPO ist ebenfalls,
dass dort eine Jausenstation in ahnlicher Art und Weise erhalten bleibt und sollte seiner Meinung
nach nicht beim ersten Begehren des Eigentimers nachgegeben werden. Er greift die Wortmeldung
von GR DI Kienesberger auf und schlagt vor, sollte es zu einer Umwidmung kommen, dass fir das
Gebaude ein Bebauungsplan mit max. zwei GeschoRen (Untergeschol3 + ausgebauter Dachraum
bzw. max. ein Dachgeschol?) erstellt wird. Er spricht sich fiir eine nochmalige Behandlung im Bauaus-
schuss aus.

GR DI Sperrer weist darauf hin, dass eine Umwidmung an diesem exponierten Platz am See eine
enorme Wertsteigerung mit sich bringt und das Interesse finanzkréaftiger Personen, diesen Platz zu
entwickeln, steigt. Weiters wird auch das Interesse steigen, nicht mehr so viele Personen an diesem
Privatgrundstiick vorbeizulassen. Er meint, dass es in diesem Bereich raumplanerisch ganz leicht
ware, die Entwicklung dieses Gebaudes zu steuern und erklart, dass dieses Raumordnungsinstrument
und dieses Recht, so vorzugehen, die Gemeinde hat. Die Plane, was dort passieren soll, liegen vor:
ein wunderschones Wohnobjekt unmittelbar am See. Er meint daher, wenn der Gemeinde der Tou-
rismus wichtig ist, besteht die Moglichkeit, das zum Ausdruck zu bringen und der Besitzer ware folg-
lich gefordert, eine Nutzung — der Widmung entsprechend — zu suchen. Seiner Ansicht nach ware es
ein Fehler, diese Umwidmung zu ermdglichen, da Klar ist, was dort nach einer Umwidmung passiert.

StR. DI KalBmannhuber zeigt sich verwundert, dass angeblich alle wissen, was dort passiert und stellt
fest, dass es sich jetzt um die Einleitung des Verfahrens handelt. Er verweist auf die Wortmeldung von
GR DI Kienesberger und meint, dass die Diskussion im Bauausschuss wahrscheinlich bei Anwesen-
heit von GR DI Kienesberger anders verlaufen wére. Er stellt klar, dass die Gemeinde nicht beschlie-
Ben muss und ersucht, dieses Thema wieder im Bauausschuss aufzunehmen. Grundsatzlich gibt es
nun zwei Mdglichkeiten: Absetzung dieses Punktes oder Einleitung des Verfahrens. Derzeit kommt es
noch zu keinem endgultigen Beschluss.

Auf die Frage von GR KR Colli, warum hier nur ein Grundstick umgewidmet wird, informiert GR DI

Kienesberger (iber die allgemeine Uberlegung, dass in dieser Zone kein zusétzliches Bauland mehr
ausgewiesen werden sollte.
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GR Hochegger meint, dass die Diskussion zeigt, dass der verniunftigste Weg wére, diesen Tagesord-
nungspunkt abzusetzen und wieder an den Bauausschuss zuzuweisen.

Bgm. Mag. Krapf spricht sich ebenfalls dafiir aus, da sich nun herausgestellt hat, wie viel unterschied-
liche Facetten dieses Projekt hat.

Bgm. Mag. Krapf stellt den Antrag diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen und dem Bauausschuss
zuzuweisen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

31. Beratung und Beschlussfassung uber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes
Nr. 30 bzw. Umwidmung der Liegenschaften Theresienthalstral3e 73 u. 75 von dzt. Bau-
land-Wohngebiet in Bauland-eingeschranktes gemischtes Baugebiet - Einleitung des
Verfahrens;

StR. DI KaBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses flr Bau-, Straenbau- u. Raumplanungsangelegenheiten vom
05.11.2019 wurde die gegenstandliche Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 04 positiv beurteilt.

Die Anderung betrifft die Umwidmung der Liegenschaften TheresienthalstraRe 73 u. 75, Parz. Teil
320/4, 320/6, .210, .209, .287, 320/7, KG. Ort-Gmunden, von dzt. Bauland-Wohngebiet in Bauland —
eingeschranktes gemischtes Baugebiet unter Ausschluss jeglicher Wohnnutzung (MB1).

Weiters ist auch eine Anderung des Ortlichen Entwicklungskonzepts erforderlich.

Es ist nach erfolgtem Abbruch der Bestandsgebdude der Verkauf der Liegenschaften an die Fa. So-
malon Georg Hipp Gmunden AG & Co OG vorgesehen welche darauf Mitarbeiterparkplatze errichten
mdochte.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen- u. —grundsétzen. Sie dient im Besonderen der
Schaffung einer Mdglichkeit der Errichtung zuséatzlicher Parkplatze fur die Mitarbeiter eines im Nahbe-
reich ansassigen Betriebes, der zu den gréf3ten u. wichtigsten Arbeitgebern im Gemeindegebiet zahlt.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 30 bzw. Umwidmung der Lie-
genschaften Theresienthalstralle 73 und 75, Parz. Teil 320/4, 320/6, .210, .209, .287, 320/7, KG. Ort-
Gmunden, von dzt. Bauland-Wohngebiet in Bauland-eingeschrénktes gemischtes Baugebiet unter
Ausschluss jeglicher Wohnnutzung (MB1) fur die Errichtung von Mitarbeiterparkplatzen durch die Fa.
Somalon Georg Hipp Gmunden AG & Co OG. beschlie3en — Einleitung des Verfahrens.
Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

88 2, 33, 34 u. 36 00. ROG. 1994, LGBI. 114/1993

Beschluss: einstimmig genehmigt A
Nicht anwesend: GR." Thallinger und GR Aigner (OVP); GR." Fronia-Forstner (SPO);
GR Dr. Schneditz-Bolfras (OVP) nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

32. Beratung und Beschlussfassung tiber eine Anderung des Flachenwidmungsplanes
Nr. 31 im Bereich der Schiffslande im Zusammenhang mit dem neuen Hotelprojekt. -
Einleitung des Verfahrens;

StR. DI KalBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fiir Bau-, StraRenbauangelegenheiten sowie Angelegenheiten der
ortlichen Raumplanung vom 03.12.2019 wurde die gegenstandliche Anderung zum rechtswirksamen
Flachenwidmungsplan der Stadt Gmunden Nr. 04 positiv beurteilt.
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Parallel dazu soll auch ein neuer Bebauungsplan erstellt werden. Den Planungsabsichten liegt eine
Bebauungsstudie des Architekturbiiros Hallel zu Grunde. Die Bebauungsstudie wurde in einem mo-
derierten Workshopverfahren unter Einbeziehung samtlicher GR Fraktionen entwickelt und wurde in
der Sitzung des Gestaltungsbeirates am 03.12.2019 grundsétzlich positiv beurteilt. Insbesondere
folgende stadtebauliche Qualitaten wurden bei dem Konzept festgestellt:

e Erhaltung des Charakters mit hohem Erholungswert (Baumbestand, Seeufer etc) und der 6&ffentli-
chen Nutzung der unverbauten Freiflache beim sogen. ,Seebahnhof-Spitz".

e Durch die Ausbildung eines ,Gelenkes" im Bereich Schiffslande bzw. Krakowitzer-Kai wird im Be-
reich der neu geplanten Bucht ein groR3zlgiger Platzraum fir das Stadtentwicklungsgebiet
LSchiffslande” geschaffen. Dieser zentrale Platzraum soll durch Zuordnung von attraktiven Erdge-
scholR-Zonen eine ganzjéhrige Nutzung fir die Bewohner und Touristen sicherstellen. Dies wird
durch die attraktiven Wegfluhrungen zur Traunsteinstr., zur Mauergasse und zu den offentlichen
Erholungsflachen im Bereich Seebahnhof angedacht.

e Das geplante Hotel bildet durch die geplante Situierung den baulichen Abschluss des neuen
Stadtteils.

Wesentliche Anderung gegeniiber den bereits baubewilligten Hotelprojekten ,Lacus Felix | und I1* ist
also die Freihaltung des sogen. ,Seebahnhof-Spitz" zur Gewéahrleistung einer weiterhin unverbauten,
offentlich nutzbaren Freiflache auch in diesem Bereich. Das Hotel soll anstelle dessen am Ende des
Krakowitzer-Kais errichtet werden, wobei auch bei diesem Konzept flr das Hotel ein direkter Seezu-
gang mit eigener Liegeflache am See berlcksichtigt wurde.

Da Teile der Flachen im Bereich des geplanten Hotelgebdudes (dzt. als Verkehrsflache (Krakwoitzer-
Kai) bzw. als Gewdasser) gewidmet, innerhalb der HQ 30 — Hochwasseranschlagslinie (424,46 miA)
des Traunsees zu liegen kommen, ist derzeit seitens der Stadtgemeinde die Ausarbeitung eines Ein-
reichprojektes fir eine prov. Anschittung des relevanten Bereiches bei der Wasserrechts- und Natur-
schutzbehorde anhangig. Diese Anschittung soll nach Vorliegen der erforderlichen Bewilligungen
noch wahrend diesem Umwidmungsverfahren durchgefiihrt werden, um spétestens bei der Vorlage
zur aufsichtsbehdordlichen Genehmigung die notwendigen Voraussetzungen im Hinblick auf die Hoch-
wasserbestimmungen vorweisen zu kdnnen. Die prov. Anschittung soll jedenfalls lediglich jene Fla-
chen umfassen, in denen eine Baulandausweisung aufgrund des geplanten Hotelgebaudes erforder-
lich ist. Die im Anderungsplan im Bereich des geplanten Freibeckens ausgewiesene Griinland-Flache
wird erst im Zuge der Ausarbeitung der Einreichplane entsprechend konkret zu planen sein.

Durch die parallele Erstellung eines Bebauungsplanes werden zudem die erforderlichen Héhen der
ErdgeschoR-Ful3bodenniveaus betreffend Hochwasserschutz sichergestellt. Weiters beinhaltet der
Bebauungsplan als AusgleichsmalBnahme zu den geplanten Anschittungen, eine Abgrabungsflache
zur Schaffung einer Bucht.

An der seeabgewandten Seite des Hotels soll eine attraktive Wegfuhrung zwischen Krakowitzer-Kai
und den o6ffentlich nutzbaren Frei- und Erholungsflachen im Bereich Seebahnhof erfolgen. Aber auch
Richtung Traunsteinstr. und Mauergasse bzw. Schiffslande sollen attraktive Wege berilicksichtigt wer-
den.

Die geplante dichte Verbauung anschl. an das Hotel Richtung Traunsteinstrale soll durch versch.
gewerbliche Nutzungen in der ErdgeschofRzonen und Wohnen in den Obergeschof3en eine ganzjahri-
ge gute Frequenz gewahrleisten.

Zu der relativ gro3 geplanten Ausweitung des Kerngebietes auf dem traunsteinstral3enseitigen Teil
des Grundstticks des ehem. Seebahnhof-Geléndes ist zunéachst darauf hinzuweisen, dass schon der
bisher in diesem Bereich bestehende oberirdische Parkplatz durch Benitzer aus unterschiedlichen
Bereichen frequentiert wurde (Bade- und andere Géaste etc aber auch Kunden und Mitarbeiter von div.
Unternehmen im innerstadt. Bereich). Nun soll diesem Bereich zusatzlich zu einem oberirdischen
Parkplatz, eine Tiefgarage errichtet werden, die auch fir die verschiedenen gewerblichen Nutzungen
im Erdgeschol? der geplanten neuen Bebauung, aber auch als zuséatzliches Angebot fir die Besucher
der offentlich nutzbaren Frei- u. Erholungsflachen (z.B. Badegaste) zur Verfigung stehen soll. Die
Tiefgarage fur das geplante Hotel soll, baulich abgetrennt, auf den als weiterhin als SO-TB gewidme-
ten Grundstucksflachen errichtet werden. Die Errichtung einer mehrgeschof3igen und dafir allenfalls
flachenmaRig kleineren Tiefgarage auf den Grundsticken die bereits als Kerngebiet gewidmet wurde,
ist aufgrund der schwierigen Bodenverhaltnisse nicht realisierbar. Dies wurde bereits im Zuge des
Projekts ,Lacus Felix“ ndher gepruft. Weiters wird darauf hingewiesen, dass gegenuber der Traun-
steinstr, eine Kerngebietswidmung bis zum Bereich der Grinbergseilbahn schon seit Erlassung des 1.
Flachenwidmungsplanes ausgewiesen ist
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Konkret betrifft die Anderung die Umwidmung von Teilen

- der Parzellen 43/4, .32/3, .66, 223/5, 26/2, 22716, 229, 242/2, 227/3, 227/4, 228/1, 227/1 alle KG.
Traundorf von Verkehrsflache, Sondergebiet — Tourismusbetrieb (SO-TB und TB-1) in Bauland-
Kerngebiet;

- der Parzellen .242, 242/2, 229, 22713, 227/1, 223/5, 242/4, 227/2 KG. Traundorf von Sondergebiet
— Tourismusbetrieb (SO — TB1), Verkehrsflache, Parkanlage, Gewasser in Sondergebiet — Tou-
rismusbetrieb (TB) teilw. Uberlagert mit Aufschuttungsgebiet

- der Parzelle 228/1, 227/5 KG. Traundorf von Gewasser in Parkanlage,

- der Parzelle 242/2 KG Traundorf von Sondergebiet — Tourismus (TB-1) in Verkehrsflache,

— der Parzellen 242/4, 227/2 KG Traundorf von Gewasser in Aufschittungsgebiet Uberlagert mit
Freibad,

- der Parzelle 227/5, 227/1, 227/2, 242/1 KG Traundorf von Parkanlage in Griinland — Sport u.
Spielflache

— der Parzelle 227/1, 227/2 von Sondergebiet- Tourismusbetrieb (SO-TB) in Griinland — Sport u.
Spielflache;

Somit soll also auch der exponierte Bereich des ,Seebahnhof-Spitzes" nicht mehr als Bauland (SO-
TB), sondern als Grinland gewidmet und die im Bebauungsplan ohnehin vorgesehene Nicht-
Verbauung mit offentlicher Nutzbarkeit dieses Bereiches, auch auf Ebene der Flachenwidmung fest-
gelegt werden.

Die Anderung entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen. Die Anderung dient im Beson-
deren der Moglichkeit zur Errichtung einer Hotel- sowie Wohnbebauung im Bereich der Schiffslande.
Die Errichtung des Hotels an der Schiffslande zur Starkung des Tourismus ist fur die Stadt Gmunden
von gréf3ter Wichtigkeit und ist daher im o6ffentlichen Interesse gelegen. Durch die Errichtung des
Hotels soll dem gravierenden Mangel an fehlenden Qualitdtszimmern in der Bezirkshauptstadt entge-
gen gewirkt werden.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fiir die Anderung des Flachenwidmungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Anderung des Flachenwidmungsplanes Nr. 31, konkret die in diesem
Amtsvortrag sowie im Anderungsplan im Detail aufgelisteten Anderungen bei den einzelnen Grund-
stiicken sowie eine Anderung des Ortlichen Entwicklungskonzeptes iZm. mit dem Stadtentwicklungs-
gebiet Schiffslande beschlieRen — Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage jeweils in der geltenden Fassung:

88 2, 33, 34, u. 36 0O0. ROG 1994 Nr. 114/1993

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass mit dem Ankauf dieses Areals im Jahr 2017 die richtige Entscheidung
getroffen wurde, weil dadurch die Stadt ,die Ziigel in die Hand nehmen* konnte. Jetzt liegt nach einem
Jahr des konstruktiven Prozesses mit allen Fraktionen ein Vorschlag fur einen Bebauungsplan und ein
Projekt vor, welches eine Verbesserung zu jetzt darstellt und nicht ausschlie3lich touristisch ist. Fir
ihn ist es eine der gréRten Chancen fir die Zukunft, die Wirtschaft und den Tourismus. Er berichtet,
dass gemeinsam mit architektonischer und touristischer Begleitung ein tolles Projekt ausgearbeitet
wurde, welches einen ganzen Stadtteil aufwertet und nun die Chance besteht, dieses Projekt zu reali-
sieren. Er freut sich, dass im Gegensatz zu den anderen Projekten, die offentlichen Bade- und Erho-
lungsflachen jetzt erhalten bleiben. Bgm. Mag. Krapf ersucht personlich um Zustimmung zum FI&-
chenwidmungs- und Bebauungsplan.

GR DI Fritz erklart, dass dieses Projekt als Gesamtes zu sehen ist und die Tagesordnungspunkte 32-
34 unmittelbar miteinander verbunden sind.

Er berichtet, dass das Projekt im Bauausschuss am 3.12. zum ersten Mal ausfihrlich vorgestellt wur-
de und er sich damals Uberrascht zeigte, dass das Projekt schon so weit fortgeschritten ist. Er hat sich
letztendlich im Bauausschuss der Stimme enthalten, da dieses Projekt viel zu detailliert ausgearbeitet
war und somit kein weiterer kreativer Wettbhewerb mehr mdglich ist. Seiner Ansicht nach ware es Auf-
gabe des Architekten gewesen, die Gemeinde als Moderator an die Hand zu nehmen, die eine oder
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andere Moglichkeit aufzuzeigen und vor allem zu bestimmen, welche Funktionen (Hotelgrol3e, Betten-
anzahl, Wohngebaude, Verkaufsflachen) benétigt werden. Es kann jedoch nicht sein, dass jetzt ein
fixes Projekt von einem Architekturbiro vorliegt und sich die Architekten der Investoren bzw. Bautra-
ger nur mehr bei der Fassadengestaltung einbringen kénnen. Fir ihn leider ein negativer Punkt.

Das sieht auch der Gestaltungsbeirat so, welcher in seinem Protokoll festhalt, dass ein viel zu detail-
liertes Bauvorhaben vorliegt und mit dieser Vorgangsweise ein nachgeschalteter kreativer Architek-
tenwettbewerb schwer méglich sein wird, der jedoch fiir ein Planungsgebiet in der vorliegenden Gro-
Benordnung erforderlich ist. Der Gestaltungsbeirat ist der Ansicht, dass das Stadtentwicklungsgebiet
LSchiffslande” eine einzigartige Moglichkeit und Chance bietet, ein Vorzeigeprojekt der Gemeinde
Gmunden hinsichtlich Baukultur zu werden und schlagt die Ausschreibung eines Architektenwettbe-
werbes auf Grundlage des positiv begutachteten Stadtentwicklungskonzeptes vor, wobei das Ergebnis
des Wetthewerbs die Basis fiur die Erstellung des Bebauungsplanes und die Realisierung bilden soll.
GR DI Fritz stellt fest, dass das Projekt nun schon von den Baukdrpern so eingeschrankt ist, dass sich
daraus nichts Neues entwickeln kann und, dass das Projekt seiner Meinung nach noch nicht zu Ende
gedacht ist und es noch viele Punkte gibt, die nicht geldst sind (z.B. Kubatur, EG). Er meint, dass jetzt
das Projekt bereits in einen Bebauungsplan ,hineingestopft* wird und somit jegliche Kreativitat, die
dort entwickelt werden kann, fehlt und so woméglich das optimale Projekt verhindert wird. Auch der
Gestaltungsbeirat hat diese Vorgangsweise nicht goutiert.

GR DI Fritz informiert ausfihrlich Gber die Anspriiche eines Wettbhewerbes und dariber, dass mit ei-
nem Wettbewerb auch eine Ideenkonkurrenz und ein Ideenpool — aus dem gewéhlt werden kann —
vorliegt. Das alles hat die Gemeinde nun nicht, da nur ein Projekt und eine einzige Losung vorliegen.
Weiters liegt keine Transparenz bei den Vergaben vor, gibt es keinen Wettbewerb der besten Ideen
und keine Beteiligung der Gemeinderate bei der Auswahl des besten Projektes. Auch ist die 6ffentli-
che Diskussion zur Génze untergegangen.

Seiner Meinung nach dienen die Arbeiten, die bis jetzt gemacht wurden, als Grundlage dafir, dass ein
Raumkonzept fur einen Wettbewerb entsprechend erarbeitet werden kann. Mit dem vorliegenden Pro-
jekt sucht die Gemeinde aber einen Investor, keine Kreativitat. Er erklart, dass der Investor beim
Wohnprojekt zwar verdient, aber zugleich das Hotel finanzieren und die 6ffentlichen Bereiche mitfi-
nanzieren muss. Bei den Wohnprojekten besteht die Gefahr von qualitativen Einbu3en, da die Ge-
meinde nicht mitsprechen kann. Er verweist hier auf die Erfahrungen beim StadtRegioTram-Projekt
hinsichtlich Brucke. Auch hier ist die Stadt dem Bautrager immer hinterhergelaufen. Jetzt besteht die
gleiche Situation, denn es liegen keine ausgearbeiteten Plane Uber die 6ffentlichen Anlagen, Gebau-
dedetails usw. vor. Er hélt nochmals fest, dass sich die Gemeinde durch die Vorgabe der Gebaude-
formen in der Ideenvielfalt einschrénkt.

Die FPO wird diesem Antrag und den beiden folgenden Antrégen nicht zustimmen.

GR Hochegger erklart, dass sich die SPO grundsatzlich nicht gegen das Projekt ausspricht und viel-
leicht da und dort noch nachjustiert werden kann. Hinsichtlich Einbindung der anderen Fraktionen und
der angeblichen Transparenz meint er, dass morgen eine Sitzung stattfindet und er noch keine Einla-
dung erhalten hat. Er fragt daher, ob es sich hier um Schlamperei oder Absicht handelt, oder wieder
etwas ,im stillen KAmmerlein“ ausgemacht wird?

StR. DI KalBmannhuber zeigt sich Uber diese Wortmeldung Uberrascht, erklart dass keine Absicht
vorliegt und informiert, dass der morgige Termin bei der letzten Sitzung fix vereinbart wurde und daher
keine eigene Einladung mehr erfolgte. Die Wortmeldung betreffend ,stillen Kammerlein® versteht er
ebenfalls nicht, da GR Hochegger bei vier Workshops anwesend war.

GR Hochegger hinterfragt die Rickwidmungen in Grinland, da die Gemeinde sowieso bestimmt, was
auf diesen Grundstiicken passiert. Es ist namlich fraglich, ob die Gemeinde die jetzige Widmung je-
mals wieder erhalt und sich daher mit der Riickwidmung selbst die Tur — z.B. fir eine 6ffentliche Sau-
na - zumacht.

GR Dr. Hecht reagiert mit Unverstandnis auf die Wortmeldung von GR Hochegger, da in der Vergan-
genheit die offentliche Nutzbarkeit dieses Bereiches gefordert wurde und sich jetzt die SPO gegen
eine Rickwidmung querlegt.

Zur Wortmeldung von GR DI Fritz erklart er, dass er bei der Projektvorstellung und den AuRRerungen
des Gestaltungsbeirates dabei war und seine dortige Wahrnehmung eine andere war. Zumindest bei
der mundlichen Beurteilung des Gestaltungsbeirates zeigten sich die Architekten von der Vorgangs-
weise der Stadtpolitik begeistert und beurteilten das Projekt an sich positiv, nur die Durchwegung und
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die Fassadengestaltung sollten flexibler gestaltet werden. Sein Eindruck ist, dass zwischen mundli-
cher und schriftlicher Begutachtung etwas vorgefallen sein muss - sei es durch die Architektenkammer
-, dass massiv auf einen Wettbewerb beharrt wird. Er meint, dass mit einem Wettbewerb flnf ver-
schiedene massiv abweichende Modelle vorliegen wiirden, folglich wieder heftig politisch diskutiert
und das Projekt wieder nicht verwirklicht wird.

GR DI Kienesberger erklart, dass sich seine Stellungnahme auf die TO-Pkt. 32 bis 34 bezieht und

fuhrt aus:

Fur die Grunen ist bei den Planungen am Seebahnhof und Parkhotel-Areal immer die soziale

Nachhaltigkeit im Vordergrund gestanden. Nicht die Gewinnmaximierung der Investorinnen und

Investoren oder die Begehrlichkeiten einer reichen Kundschatft ist fir die Griinen das Ziel, sondern der

optimale Nutzen fur die Bevolkerung Gmundens.

Die Griinen haben daher ihren Standpunkt fir die Planungen immer klar formuliert:

» Ja zu einer 6ffentlichen Erholungsflache am Seebahnhof,

» Nein zu einem Verkauf offentlicher Erholungsflachen, sondern lediglich Einrdumung eines
Baurechts,

» Ja zu einem Hotel am Parkhotel-Areal,

» Ja zu einer durchgehenden Verbindung entlang des Sees (Krakowitzerkai) von der Traunbrticke
bis zum Seebahnhof.

Die Gemeinde hat nunmehr Grundstiick und Planung nicht mehr ,Hoffnungstragern“ Uberlassen,

sondern selbst Vorstellungen mit Hilfe von Experten entwickelt. Im Zuge des Lenkungsausschusses

wurde auch Uber das Thema Architektenwettbewerb diskutiert, folglich wurden aber so klare

Vorstellungen entwickelt, dass dieser nicht notwendig ist, da die Stadt genau weil3, was sie will. Im

Lenkungsausschuss wurde allgemein festgehalten, dass bei der Vermarktung des Areals der optimale

Nutzen fur die Allgemeinheit im Vordergrund stehen soll.

Die dabei formulierten Ziele sind jetzt im Bebauungsplan ,Stadtquartier Schiffslande” von Arch. DI

Sailer festgehalten. Gegenliber dem Rechtsstand von ,Lacus Felix II* hat sich Folgendes geandert:

» Die Baumasse und die Geb&audehdhe beim Hotel sind reduziert, der Standort ist weniger
exponiert.

> Nur ein kleiner Teil der Erholungsflache Seebahnhof wird dem Hotel zugeordnet.

» Die StralRe entlang des Sees (Krakowitzerkai) wird Uber eine ,Marina“ umgeleitet und

» der Grund fuir das Hotel wird nicht verkauft sondern lediglich ein Baurecht eingerdumt.

Die Grinen sehen in diesem Projekt eine groRe Chance fiir die Stadtentwicklung. Der aufstrebende

Stadtteil Traundorf kann durch diesen Impuls maf3geblich aufgewertet werden. Wo, wenn nicht an der

StadtRegioTram in fuBlaufiger Entfernung vom Stadtzentrum ist es sinnvoll, Wohngebiet maf3voll zu

verdichten? Begleitende MaflRnahmen fir klimafreundliche MaRnahmen werden notwendig sein und

liegen im Verantwortungsbereich der Gemeinde, die den Klimapakt einstimmig verabschiedet hat.

Diese Aspekte einer 6kologischen Siedlungsentwicklung, die Gber den Bebauungsplan hinausgehen,

sind in der Ausschreibung des Bieterverfahrens zu beriicksichtigen. Er erneuert bei dieser Gelegen-

heit auch seinen Vorschlag, Geb&dude, wo hotelservisiertes Wohnen bzw. Zweitwohnungen zulassig

sind, vorzugeben und den Rest der Gebaude mit 100 % Hauptwohnsitze festzulegen, da eine Festle-

gung im Bieterverfahren mit 3/4 Hauptwohnsitze rechtlich schwierig sein wird.

Vergleicht man jetzt die Festlegungen des Bebauungsplanes mit den Grinen Standpunkten, kann

man festhalten, dass sie doch in wesentlichen Punkten berticksichtigt sind. Die Griinen sehen daher

in der vorliegenden Planung eine deutliche Verbesserung gegeniiber dem Rechtsstand und einen

akzeptablen Kompromiss und stimmen daher der Anderung des Flachenwidmungsplanes und dem

Bebauungsplan zu. Bei allen Beteiligten méchte er sich fir das Engagement bedanken.

Bgm. Mag. Krapf stellt klar, dass seit einem Jahr Beratungen stattfinden und man sich dazu ent-
schloss, keinen Wettbewerb durchzufiihren. Es wurde in diesem Gremium dezidiert Uberfraktionell
einstimmig vereinbart, dass seitens der Stadt ganz klar Richtlinien, Parameter, Rahmenbedingungen
vorgegeben werden, damit nicht der Fehler der Vergangenheit wiederholt wird und nicht die Investo-
ren entscheiden, was dort passiert. Nun liegt ein gutes Projekt vor und sollte nicht knapp vor der Ziel-
linie eine Extraschleife eingelegt werden. Er glaubt, dass die Bevdlkerung dieses Projekt will und die
Bevdlkerung auch erwartet, dass nun eine Entscheidung getroffen wird.

StR. DI KaRmannhuber verweist auf die arbeitsintensive Zeit in den letzten Monaten, um dieses Pro-
jekt nachhaltig zu entwickeln.
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Er berichtet, dass der Gestaltungsbeirat mit diesem Projekt zwei Mal befasst wurde, er bei beiden
Gesprachen anwesend war und diese auflerst positiv verliefen. Nach dem zweiten Gesprach wurde
ein Protokoll verfasst. Er ist verwundert tber dieses Protokoll und meint, dass angeblich zwischenzeit-
lich mit der Architektenkammer Kontakt aufgenommen worden ist und die Architektenkammer das
Projekt nicht so positiv sieht. Er stellt klar, dass sich die Architektenkammer zwar dartiber beschweren
kann, dass das Verfahren nicht ganz richtig war, das Modell nicht vollstandig vorlag, und ihnen ein
Wettbewerb lieber wére, aber es kann nicht etwas Gesagtes in einem Protokoll anders dargestellt
werden. Er wird das bei der morgigen Sitzung zur Sprache bringen.

Er verweist nochmals auf die positive Stimmung im Gestaltungsbeirat und berichtet, dass auch die
Vertreterin des Denkmalamtes begeistert war. Das verfalschte Protokoll wurde von ihm reklamiert.
Weiters erklart er, dass die Wortmeldungen von GR DI Fritz fur ihn einen Widerspruch darstellen, da
einerseits die zu detaillierten Plane und andererseits die fehlenden Plane kritisiert werden. Er infor-
miert, dass die Stadt nun Richtlinien vorgibt, und zwar wo gebaut wird, in welcher H6he und Durchwe-
gung. Weiters wird die Qualitat noch definiert und ist das auch Teil der Ausschreibung.

Er meint, dass nun die Aufruhr der Architekten vernommen wurde, stellt aber fest, dass sich die Stadt
zu dieser Vorgangsweise entschlossen hat, die er als au3ert positiv empfindet. Er informiert, dass mit
diesem Projekt die Investoren eingeschrankt werden, dass das Projekt noch nicht abgeschlossen ist
und noch Behandlungen im Gestaltungsbeirat und Bauausschuss erfolgen und wahrscheinlich beim
Hotel selbst ein groRerer Spielraum vorliegt. Auch die Durchfiihrung eines Bauwerber-Wettbewerbs ist
nicht ausgeschlossen.

Er stellt nochmals klar, dass gerade bei diesem Projekt nichts geheim ist. Er berichtet, dass es ein
gutes Miteinander und Erarbeiten gab und die Lenkungsgruppe in einem Jahr schaffte, was in 20 Jah-
ren nicht moglich war. Er ist optimistisch, dass die nachsten Schritte gemacht werden kénnen, wie die
Suche nach einer Investorengruppe.

Abschlieend halt er nochmals fest, dass sich die Stadt zu diesem Weg — ohne Wettbewerb - ent-
schieden hat und nun vorgibt, was gewollt wird und nun der Vorschlag fir einen Flachenwidmungs-
plan und Bebauungsplan vorliegt.

Vzbgm. DI Schlair berichtet, dass vor zwei Jahren mit einer Lenkungsgruppe begonnen und gemein-
sam mit allen Fraktionen mit Kohl & Partner diskutiert wurde und man tbereinkam, dass dort eine
gesamte Stadtentwicklung benétigt wird. Das Projekt wurde kritisch entwickelt und man war sich auch
ganz sicher, dass das vergangene Hotelprojekt mit Luxuschalets nicht mehr gewollt wird, sondern ein
neuer Stadtteil, der fir die Zukunft herzeigbar ist. In dieser Lenkungsgruppe hatte jeder die Chance,
sein Statement abzugeben und wurden die Diskussionen auch aufgenommen und protokolliert. Er ist
enttauscht, dass es jetzt im Gemeinderat zu Diskussionen kommt und ersucht, diese gute Zusam-
menarbeit wirklich zielstrebig weiterzuverfolgen. Er verweist auf das Kulturhauptstadtjahr 2024 und
erklart, dass Gmunden ohne Hotelbetten zur Durchzugsstadt zum Inneren Salzkammergut wird.

Zur kritischen Wortmeldung betr. Rickwidmung meint er, dass bei Beibehaltung der Widmung die
Gefahr besteht, dass ein Investor dieses Grundstiuck noch beanspruchen will. Er befiirchtet, dass der
Gemeinderat hier in eine Sackgasse getrieben und eventuell dann z.B. zu Luxuschalets gezwungen
wird. Er sieht grundsétzlich kein Problem, wenn sich der Gemeinderat gemeinsam fir ein Hallenbad,
eine Wellnessanlage oder eine Sauna ausspricht, aber die heutige Diskussion zeigt, dass sich die
einen oder anderen jetzt im Gemeinderat nicht mehr erinnern, was in den letzten Jahren diskutiert und
zu Protokoll gebracht wurde.

GR DI Fritz erklart, dass er mit seiner Wortmeldung vermitteln mdchte, dass bei Wettbewerben viele
Ideen auftauchen, jetzt aber nur ein Vorschlag erarbeitet wurde. Da bei diesem Vorschlag viele einge-
bunden waren, fuhlen sich daher auch viele damit verbunden. Als Architekt ist er jedoch der Meinung,
dass vielleicht jetzt nicht die beste Losung vorliegt und er sich noch andere Losungen gerne ange-
schaut hatte, denn diesen Stadtteil gibt es seinesgleichen in Gmunden nicht mehr. Fir ihn war es
daher vollig befremdlich, dass man sich dagegen so verwehrt und jeglichen Wettbewerb ausschlief3t.
Er glaubt, dass hier einige Gemeinderate ,an die Hand genommen“ und zu einem Projekt gefiihrt wur-
den, mit dem sie sich jetzt identifizieren. Er ist der Ansicht, dass es neben diesem Projekt noch mehre-
re gleichwertigere oder auch bessere gibt. GR DI Fritz betont, dass jetzt noch die Mdglichkeit besteht,
mit der Vorgabe von Rahmenbedingungen einen Wettbewerb auszurichten. Erst nach Vorliegen eines
Siegerprojektes ist der Flachenwidmungs- und Bebauungsplan danach auszurichten. Er meint daher,
dass man sich jetzt noch Zeit nehmen misste, um zum besten Projekt zu kommen. Der Gemeinderat
wird Uber die vielen Ideen Uberrascht sein.

GR DI Fritz hofft, dass sich bei dem Vergabeprozedere nichts widerspricht und wére dies wahrschein-
lich auch noch zu priifen, um nicht das ganze Projekt zu geféahrden.
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StR. DI KalRmannhuber erklart, dass ein anderer Weg gewahlt wurde und es immer wieder etwas
Besseres gibt. Er informiert, dass in der Lenkungsgruppe auf zwei Ebenen gefahren wurde: Einerseits
wurden Workshops abgehalten und andererseits wurde in viele Gesprachen mit Investoren und Hotel-
betreibern ausgelotet, ob man am richtigen Weg ist, um fur Investoren interessant zu sein.

Er meint, dass das Ergebnis nun vorliegt und es eine tolle Leistung ist, dass dies in einem Jahr ge-
schafft wurde.

GR KR Colli verwehrt sich dagegen, nicht zu wissen, was bei den Gesprachen tatséchlich stattgefun-
den hat. Er erinnert daran, dass damals mit Kohl & Partner auf Drangen des Landes zusammengear-
beitet wurde, weil diese auch das Hotel auf der Toskana-Halbinsel entwickeln. Damals wurde viel Zeit
und Geld vergeudet, schlussendlich die Zusammenarbeit aufgekindigt und eine Lenkungsgruppe
installiert. In der ersten Sitzung wurde ihm auf seine Anfrage erklart, dass der anwesende Architekt
Sailer der Moderator dieser Angelegenheit ist. Nun ist er aber plétzlich Planer, ohne Auftrag. Der Auf-
trag wurde erst in der vergangenen Stadtratssitzung vergeben.

Er berichtet, dass bereits in den April-Rechnungen Planungsarbeiten angefiihrt wurden und es Aufga-
be vom Baustadtrat gewesen ware, zu informieren, dass Architekt Sailer langsam zum Berater und
letztendlich zum ausfuihrenden Architekten wird.

Es ist richtig, dass im Ausschuss gewollt wurde, dass dort die Rahmenbedingungen festgelegt werden
und es ist auch richtig, dass er mit dem Stadtplaner Kontakt betr. Umwidmung aufgenommen hat,
denn von einer Umwidmung war nie die Rede — auch in keinem Ausschuss. Genau wie GR Hocheg-
ger hinterfragt auch er die Umwidmung, denn auf Grundstiicken, die der Gemeinde gehoéren, bestimmt
die Gemeinde, was damit geschieht. Damit wird ein Grundstiick entwertet und womd&glich eine spater
bendtigte Widmung, nicht mehr méglich sein.

Er meint, dass die letzten zwei Jahre verschlafen wurden und nun mit dem Kulturhauptstadt-Projekt
Druck gemacht wird. Er erinnert, dass er sich damals bemihte, etwas weiterzubringen, verweist auf
den aufliegenden Schriftverkehr und darauf, dass sich damals nicht alle - wie auch Baustadtrat Kal3-
mannhuber - fir einen Ankauf ausgesprochen haben.

GR KR Colli halt fest, dass er das Projekt von Architekt Sailer nicht kritisiert, jedoch, dass kein Auftrag
dazu erfolgt ist und es sich seiner Kenntnis entzieht, wieviel dieser Architekt genau fur das gesamte
Projekt erhalt.

Er betont, dass zugestimmt wurde, ein gemeinsames Projekt zu entwickeln. Er informiert, dass der
Lenkungsausschuss aus Laien bestand und man sich daher Fachkraften bedient hat. Nun liegt ein
tadelloses Projekt vor. Er hinterfragt aber, ob dieses Projekt wirklich das Projekt ist, was alle Wiinsche
endgiiltig erfillt, denn dazu wéren Architekten hinzuzuziehen gewesen.

Er erinnert an seine Wortmeldung in der letzten Sitzung, und zwar, dass der Ablauf nicht in Ordnung
ist.

StR. Hopoltseder meint, dass nun an erster Stelle die Stadt und die Bevolkerung stehen sollen und
nicht nach Schuldzuweisungen gesucht werden soll.

Er erklart, dass er seit 1991 im Gemeinderat vertreten ist und erstmals in so kurzer Zeit etwas ge-
meinsam geschaffen wurde, was der Stadt, der Bevélkerung und der Region gut tut. Er wiinscht sich,
dass zugunsten der Stadt weiterhin so produktiv gearbeitet wird und ein Projekt nach dem anderen so
abgearbeitet wird. Die Bevdlkerung erwartet sich das, und nicht jahrelanges Streiten und Lamentieren.
Er meint, dass jetzt etwas Professionelles erarbeitet wurde und die Stadt nur dann lebt, wenn sie wei-
terentwickelt wird. Er appelliert daher an alle, diese Chance nun zu nutzen, denn sich nun mit Kleinig-
keiten und formellen Geschichten aufzuhalten, fiihrt dazu, dass das Projekt wieder nicht umgesetzt
wird.

Er informiert weiters, dass er aufgrund seines Berufes viel mit Baufinanzierungen und somit Bautra-
gern zu tun hat und diese zu dieser Vorgangsweise gratuliert haben, da damit genau kalkuliert werden
kann. Nach Auskunft der Investoren und Bautragern ist das der richtige Weg, um vernlinftig anbieten
zu kénnen und auch eine Erfolgsgarantie. Er gratuliert zu dieser hervorragenden Arbeit.

GR Hochegger héalt nochmals fest, dass er sich nicht gegen das Projekt ausspricht. Er ersucht aber,
diese Rickwidmung nochmals zu tiberdenken, da hier die Gefahr besteht, diese Widmung nie wieder
zu erhalten. Er meint, dass es vielleicht eine andere L6sung gibt und die Gemeinde sowieso entschei-
det, was dort passiert.

Vzbgm. DI (FH) Schlair fragt, ob wéhrend dieses Einleitungsverfahrens noch die Mdglichkeit besteht,
die Umwidmung fir dieses Grundstiick zu stoppen? Er stellt aber klar, dass man in der Arbeitsgruppe
Ubereinkam, diese Flache als Freiraum fur die Gmundnerinnen und Gmundner zu belassen.

GR KR Caolli wirft ein, dass die jetzige Widmung eine Wiese zulasst.
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GR Mag. Dr. Bergthaler erklart, dass nun die Einleitung des Verfahrens vorliegt und erst mit dem
nachsten Beschluss eine endgiiltige Festlegung erfolgt. Er ist der Ansicht, dass mit der Belassung der
jetzigen Widmung Begehrlichkeiten geweckt werden, die seitens der Gemeinde nicht gewollt sind und
daher durch die Grinlandwidmung auch eine gewisse Qualitat der Selbstbindung ausgedriickt wird,
die durchaus gewtinscht war.

StR. Sageder meint, dass die Flachenwidmung ein Teil des Mosaiks ist, davon ein Teil als nicht so gut
befunden und daher ersucht wird, dariber nachzudenken. Er warnt jedoch davor, das ganze Projekt
zu zerreil3en. Diese Chance, ein Hotel zu bekommen, wird eine der letzten sein. Es wird erforderlich
sein, hier alle Krafte zu bindeln und zusammenzustehen, da Investoren sonst anderswo investieren.
Er ist Uberzeugt, dass dieses Hotel funktionieren wird und verweist auf das neue Hotel in Gosau.
AbschlieRend hélt er fest, dass die SPO aufzeigt, wenn etwas nicht passt und verlangt, dass sie lber
alles informiert wird. Die SPO will jedoch nicht das Projekt zerreilRen, sondern etwas daraus machen.

GR DI Fritz informiert, dass die Architekten es auf den Punkt bringen, genau planen und Realitaten
daraus machen. Er versteht, dass Bautrager Kalkulanten sind und viel tber die Kostenschiene ent-
sprechend eingespart wird. Er meint aber, dass fir dieses Projekt die besten Leute geholt werden
mussen und das nur Uber einen Wettbewerb erfolgen kann. Folglich berichtet er Uber internationale
Wettbewerbe bei Projekten in Innsbruck.

Er halt abschlieRend fest, dass es eine vertane Chance ist, wenn man sich fiir diese Lage in Gmun-
den nur von einem Architekten an die Hand nehmen und nur ein Projekt erarbeiten lasst.

Bgm. Mag. Krapf lasst Uber den vorhin gestellten Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

5 Gegenstimmen: FPO (5): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR Porstendorfer,
GR DI Fritz;

33. Beratung und Beschlussfassung tber die Aufhebung der Bebauungsplane Woh-
nen "Lacus Felix" Nr. 02.1-3 und Inselhotel Lacus Felix Nr. 02-3 sowie den Ande-
rungsplan Nr. 01 zum Bebauungsplan Inselhotel Lacus Felix - Einleitung des Verfah-
rens;

(Es wird auf die Wortmeldungen unter TO-Pkt. 32 verwiesen)

StR. DI KaBmannhuber:

Im Zusammenhang mit der Errichtung eines Hotels u. einer Wohnbebauung samt Tiefgarage an der
Schiffslande sollen folgende dzt. rechtswirksame Bebauungspléne in diesem Bereich aufgehoben
werden und soll ein neuer Bebauungsplan fir diesen Bereich erstellt werden.

Bebauungsplan Nr. 02. 1-3, Wohnen ,Lacus Felix®, erstellt von Riepl Riepl Architekten, rechtswirksam
seit 14.02.2013.

Bebauungsplan Nr. 02-3, Inselhotel ,Lacus Felix“, erstellt von Riepl Riepl Architekten, rechtswirksam
seit 12.04.2011, einschlieBlich Anderung Nr. 01, rechtswirksam seit 24.11.2012

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Aufhebung der rechtswirksamen Bebauungsplane im Bereich der Schiffs-
lande, und zwar:

Bebauungsplan Nr. 02. 1-3, Wohnen ,Lacus Felix“, erstellt von Riepl Riepl Architekten, rechtswirksam
seit 14.02.2013,

Bebauungsplan Nr. 02-3, Inselhotel ,Lacus Felix“, rechtswirksam seit 12.04.2011, einschlieBlich Ande-
rung Nr. 01, rechtswirksam seit 24.11.2012

beschlieRen - Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

8§ 2, 33, 34 u. 36 00. ROG 1994, LGBI. Nr. 114/1993

Beschluss: mehrheitlich genehmigt
1 Gegenstimme: FPO (1): GR DI Fritz
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34. Beratung und Beschlussfassung uber die Erstellung eines Bebauungsplanes im

Bereich der Schiffslande iZm. dem neuen Hotelprojekt - Einleitung des Verfahrens;

(Es wird auf die Wortmeldungen unter TO-Pkt. 32 verwiesen)

StR. DI KaBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fir Bau-, StraBenbauangelegenheiten und Angelegenheiten der ortli-
chen Raumplanung vom 03.12.2019 wurde die Erstellung des Bebauungsplanes ,Stadtquartier
Schiffslande” grundsatzlich positiv beurteilt.

Der Plan betrifft den Bereich Schiffslande innerhalb der Begrenzung Mauergasse — Traunsteinstral3e
—Parz. 227/4, Teil 228/1, 227/5, 227/1, 227/2, Teil 242/4 — Krakowitzer-Kai — Parz. 242/2, .32/3, .32/6
u. 43/4 u. .65 alle KG. Traundorf u. bildet die Bebauungsgrundlage fiir ein Hotel- u. Wohnbauprojekt.

Den Planungsabsichten liegt eine Bebauungsstudie des Architekturbiiros Hallel zu Grunde. Die Be-
bauungsstudie wurde in einem moderierten, mehrstufigen Workshop-Verfahren unter Einbeziehung
samtlicher GR Fraktionen entwickelt und wurde in der Sitzung des Gestaltungsbeirates am
21.11.2019 grundséatzlich positiv beurteilt. Insbesondere folgende stadtebauliche Qualitdten wurden
seitens des GBR bei dem Konzept festgestellt:

e Erhaltung des Charakters mit hohem Erholungswert (Baumbestand, Seeufer etc) und der offentli-
chen Nutzung der unverbauten Freiflache beim sogen. ,Seebahnhof-Spitz".

e Durch die Ausbildung eines ,Gelenkes" im Bereich Schiffslande bzw. Krakowitzer-Kai wird im Be-
reich der neu geplanten Bucht ein groRRzlgiger Platzraum fir das Stadtentwicklungsgebiet
LSchiffslande” geschaffen. Dieser zentrale Platzraum soll durch Zuordnung von attraktiven Erdge-
scholR-Zonen eine ganzjahrige Nutzung fir die Bewohner und Touristen sicherstellen. Dies wird
durch die attraktiven Wegfluhrungen zur Traunsteinstr., zur Mauergasse und zu den o6ffentlichen
Erholungsflachen im Bereich Seebahnhof angedacht.

e Das geplante Hotel bildet durch die geplante Situierung den baulichen Abschluss des neuen
Stadtteils.

Fur eine endgiltige Beurteilung der Ensemblebildung, der Baumassenverteilung, der Hohenentwick-
lung insbesondere an der Traunsteinstr. ist dem Gestaltungsbeirat jedoch noch ein Modell, das auch
die Umgebungssituation abbildet vorzulegen. Dies wird spéatestens in der nachsten Sitzung des GBR
erfolgen.

Folgende wesentliche inhaltliche Festlegungen sind im neuen Bebauungsplan enthalten:

Die max. zulassigen Gebaudehéhen sind als differenzierte Schraffuren im Plan dargestellt und werden
in der Planlegende als max. zulassige Attikahéhen (AH) in Absoluth6hen (Meter Gber Adria) festge-
legt. Eine geringfiigige Uberschreitung der festgelegten Hohen ist fiir untergeordnete Bauteile wie
Liftschachtkopfe, Installationsschachte, Dachausstiege, Photovoltaik- und Liftungsanlagen etc. zulas-
sig.

Die FuBbodenoberkante des Erdgeschosses muss in samtlichen neu zu errichteten Gebauden, hoch-
wassergeschutzt. zumindest auf 425,50 m 0.A liegen.

Die Hohe des geplanten Hotels soll It. Planlegende — ,4. Geb&dudehdhen — mit max. 445,50 m.0.A.
angegeben werden. Zuletzt war auch das geplante Wohngebaude an der Traunsteinstralle mit der-
selben max. Attikah6he wie das Hotelgebdude geplant. Aufgrund der auch im Rahmen der Sitzung
des Gestaltungsbeirates am 21.11.2019 geadulRerten Bedenken betreffend Hohenentwicklung wurde
die die max Attikahdhe des geplanten Gebéudes an der Traunsteinstr. auf max. 443,50 m U.A. fur das
oberste (rickspringende) Geschol3 bzw auf 440,00 m UA. fur das oberste Regelgeschol’ noch redu-
Ziert.

Die beiden geplanten Wohngebéaude an der Mauergasse wurden um 1 m auf eine max Attikahéhe von
439,00 mUA reduziert.

Das ehem. Projekt Wohnen ,Lacus Felix* sah an der Traunsteinstral3e ein 5-geschossiges Gebaude
bei einer max. Traufhéhe von 17,00 m (=444,73 m .A.) vor. Die Gebaudehéhen an der Mauergasse
waren mit max. 444,73 m bzw. 443,73 m UA festgelegt. Die Hohe des Inselhotels am sogen. See-
bahnhofspitz war mit einer max. Traufhéhe von ca. 31,50 m (= 457,00 m U.A, OK Sichtschutz) festge-
legt. Das nun geplante Hotelgebaude soll um ca. 1/3 weniger Kubatur als das baubewilligte Inselhotel
.Lacus Felix* aufweisen, die Anzahl der Hotelzimmer mit ca. 100 Zimmern jedoch dennoch in etwa
gleich bleiben.
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Durch die dichtere Bebauung auf dem Grundsticksteil an der Traunsteinstr. soll wie bereits erwahnt
ermoglicht werden, dass der exponierte und seit langer Zeit 6ffentlich zugangliche Bereich des sogen.
Seebahnhof-Spitzes unverbaut und weiterhin 6ffentlich nutzbar bleiben kann.

Entsprechende Grundstiicksteilungsmaéglichkeiten insbesondere im Bereich des geplanten Hotels,
bertcksichtigten das Vorhaben der Stadtgemeinde fiir die Flachen des Hotels einschl. angrenzende
Freibereiche, lediglich ein Baurecht einzurdumen, um Uber die Flachenwidmung Sondergebiet — Tou-
rismusgebiet hinaus, die Nutzung diese Gebaudes als Hotel zusatzlich langfristig abzusichern.

Die geplanten und im Bebauungsplan ausgewiesenen Wegefuhrungen sollen mit entsprechenden
grundbiicherlich sichergestellten Dienstbarkeiten fiir die Offentlichkeit dauerhaft abgesichert werden.
Die Verbindung zwischen Krakowitzer-Kai und Schiffslande (entlang der geplanten Bucht bzw. des
Platzes) soll als 6ffentliches Gut ausgewiesen werden.

Der Kritikpunkt des Gestaltungsbeirates den Bebauungsplan hinsichtlich Hohenfestlegungen, Bau-
fluchtlinien und Durchwegung nicht exakt auf das vorliegende Bebauungskonzept abzustimmen, héangt
mit dem Vorhaben zusammen, einerseits flr das geplante Bieterverfahren zur Realisierung dieses
Projekts moglichst eindeutige Vorgaben zu definieren und nicht mit einzelnen Interessenten tber sehr
unterschiedliche Bebauungsabsichten verhandeln zu missen und andererseits dem Errichter mit
Rechtswirksamkeit des Bebauungsplanes bzw. der Flachenwidmungsplandnderung auch Rechtsi-
cherheit hinsichtlich der Realisierbarkeit dieser Planung bieten zu kénnen.

Seitens des Gestaltungsbeirates wurde dagegen empfohlen, zundchst einen Architektenwettbewerb
durchzufihren und erst dann den Bebauungsplan zu erstellen.

Folgende weitere Festlegungen sind im Bebauungsplan vorgesehen:

Im gesamten Planungsgebiet gilt die ,sonstige Bauweise”. Der Anbau an die Bauplatzgrenze oder das
Unterschreiten des gesetzlich vorgeschriebenen Mindestabstandes von 3 m bzw. h/3 sind innerhalb
der Baufluchtlinien méglich.

Aufgrund der Hochwassergefahrdung im Planungsgebiet sind sémtliche Geb&ude gem. den Vorgaben
des § 47 OO. BauTG 2013 hochwassergeschiitzt zu gestalten. Dies gilt ebenso fiir die Tiefgarage und
deren Einfahrtsbereich. Fir sdmtliche Bauten und Anlagen am Seeufer ist eine wasserrechtliche Be-
willigung zu erwirken.

Samtliche Dacher sind als Flachdacher (begrint) auszubilden. Verbindlich zu errichtende Arkaden
und Durchgange sind planlich dargestellt und maf3stabsgetreu direkt dem Plan zu entnehmen.

Die Lage und Dimension der Tiefgarage sowie deren Fassungsvermégen an PKW-Abstellplatzen sind
durch die Darstellung und Angabe im Bebauungsplan festgelegt. Selbiges gilt flir den oberirdischen
Parkplatz. Eine geringflgige Abweichung der Lage der Zu- u. Ausfahrt an der TraunsteinstraRe ist
zulassig.

Weitere Einzelheiten sind dem Bebauungsplan sowie der Planlegende zu entnehmen.

Die Erstellung des Bebauungsplanes entspricht den Raumordnungszielen und —grundsatzen. Sie
dient im Besonderen als Planungsgrundlage fir das neue Hotel- und Wohnprojekt an der Schiffslan-
de. Die Errichtung eines Hotels im Bereich der Schiffslande ist fur die Stadt Gmunden von hdchster
Wichtigkeit u. daher auch im offentlichen Interesse gelegen. Insbesondere soll dem gravierenden
Mangel von qualitatsvollen Hotelzimmern in der Bezirkshauptstadt entgegen gewirkt werden.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fir die Erstellung des Bebauungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat mdge die Erstellung des Bebauungsplanes ,Stadtquartier Schiffslande” beschlieRen
— Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

88 2, 33 34 00. ROG 1994, LGBI. 114/1993

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

1 Gegenstimme: FPO (1): GR DI Fritz
4 Stimmenthaltungen: FPO (4): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR Porstenddrfer;
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35. Beratung und Beschlussfassung uber die Erstellung des Bebauungsplanes Nr. G-
3-1, "ParkstralRe/Satoristral3e - Einleitung des Verfahrens;

StR. DI KalBmannhuber:

In der Sitzung des Ausschusses fiur Bau-, StraRenbauangelegenheiten sowie Angelegenheiten der
ortlichen Raumplanung vom 05.11.2019 wurde die Erstellung des gegenstandlichen Bebauungspla-
nes grundsétzlich positiv beurteilt.

Der Plan betrifft die Grundstiicke 87/9, 87/13, 87/18, 87/32, 87/33, 88, .385, .693, .789, .790 der KG.
Gmunden, an der Parkstra3e bzw. Satoristral3e.

Fur das gesamte Planungsgebiet gilt offene Bauweise. Das MaR der baulichen Nutzung ist entspre-
chend den Festlegungen im Neuplanungsgebiet durch die Geschossflachenzahl (GFZ = max. 0,4) und
die Grundflachenzahl (GRZ = max. 0,2) angegeben.

Die Gebaudehohe ist durch die max. Zahl der Geschosse in der Nutzungsschablone fixiert. Fir die
Bestimmung der anzurechnenden Geschosse gilt der tal- u. der hangseitige (N,O,S,W) tiefste Schnitt-
punkt des Baukorpers mit dem Gelénde.

In der Bauausschusssitzung vom 05.11.2019 wurde noch beschlossen zusétzlich zur GeschoRanzahl
von Il + DG (Nordseite) eine Festlegung fir max. lll + DG (Sudseite) aufzunehmen, um zu vermeiden,
dass Bebauungen die bspw. durch Terrassierungen oder Gelandeveranderungen, Richtung Siden
noch mehr ansichtswirksame Geschosse aufweisen, ermdglicht werden.

In der Bauausschusssitzung am 03.12.2019 erfolgten noch Beratungen zu dem Thema ob anstelle
des DG auch ein zurlickgesetztes Vollgeschoss errichtet werden kénnte und wurde letztlich einhellig
die Meinung vertreten, dass dies wie im Bebauungsplan nun noch naher formuliert berticksichtigt wer-
den soll.

Die StraRenfluchtlinien und Baufluchtlinien sind planlich und maf3stabsgerecht direkt dem Plan zu
entnehmen. Die Baufluchtlinien sind an markanten Stellen kotiert. Bestehende Gebdude u. Nebenge-
baude dirfen auBerhalb der Baufluchtlinie bleiben. Neubauten (gilt auch fur Nebengebaude) mussen
innerhalb der Baufluchtlinie errichtet werden. Nebengeb&ude sind im Sinne des OO. BauTG 2013 zu
errichten. Neue Nebengebaude und Garagen sind innerhalb der Baufluchtlinie zu errichten. Im Zuge
einer Grundstlcksteilung auf den Gst. 87/18 (Neumann) ist auf dem westlichen Teil die Errichtung
eines Nebengebaudes auRerhalb der Baufluchtlinie zulassig.

Die Erstellung des Bebauungsplanes entspricht den Raumordnungszielen und —grundsétzen.

Die Grundstiicke kommen It. Ortlichen Entwicklungskonzept (OEK) der Stadtgemeinde Gmunden in
der Zone 3 (,Moranenring*) zu liegen. Entsprechend den textlichen Zielformulierungen It. OEK ist fir
diesen landschaftsbildpragenden Griungurtel insbesondere die Vermeidung einer baulichen Verdich-
tung verankert. Weitere wesentliche stadtebauliche Intention ist die Erhaltung dieses fur das ,Villen-
gebiet West" charakteristischen Villenviertels an der Satoristrae bzw. Parkstral3e, durch ausreichend
grof3e Freiraume, einen hohen Durchgriinungsgrad sowie die Beachtung der ortstypischen Bauhéhen.
Durch die Erstellung des Bebauungsplanes sollen die im OEK fiir dieses Gebiet angefiihrten Zielset-
zungen durch detailliertere Festlegungen beriicksichtigt werden.

Die Voraussetzungen fur die Erstellung des Bebauungsplanes sind gegeben.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Erstellung des Bebauungsplanes Nr. G-3-1, ,Parkstrale/Satoristraf3e”
beschlieBen - Einleitung des Verfahrens.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

§ 2,33 u. 34 00. ROG. 1994, LGBI. Nr. 114/1993

Beschluss: einstimmig genehmigt
Nicht anwesend: Vzbgm. DI (FH) Schlair, GR Mag. Dr. Oberwallner, GR. Lang und
GR." Laherstorfer (OVP); GR. KR Colli (FPO); GR." Held (SPO);

36. Kenntnisnahme eines Schreibens des Amtes der OO. Landesregierung betreffend
Beschwerden einer Anrainerin iZm. dem Bauvorhaben Esplanade 18, 18a;
StR. DI Kafmannhuber:
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Mit Schreiben des Amtes der OO. Landesregierung, IKD, vom 08.10.2019 wurde dem Stadtamt
Gmunden mitgeteilt, dass die Anrainerin Doris Mizelli u. Herr Siegfried Gangl (Lebensgefahrte von
Frau Mizelli) eine Eingabe gegen das Bauvorhaben auf der Liegenschaft Esplanade 18 u. 18a einge-
bracht haben u. wurde um Abgabe einer Stellungnahme gem. § 100 0O. GemO 1990 ersucht.

Mit Schreiben vom 05.11.2019 wurde vom Stadtbauamt innerhalb offener Frist eine Stellungnahme
abgegeben.

Mit Schreiben des Amtes der OO. Landesregierung, IKD, vom 25.11.2019 wurde den Einschreitern
sowie der Stadtgemeinde Gmunden mitgeteilt, dass keine Griinde fir weitere aufsichtsbehérdliche
MaRnahmen ersichtlich sind u. daher das Aufsichtsbeschwerdeverfahren eingestellt wird.

Gleichzeitig wird ersucht, dieses Schreiben dem Gemeinderat in seiner nachsten Sitzung zur Kenntnis
zu bringen u. einen Auszug aus dem Sitzungsprotokoll der Aufsichtsbehdrde unaufgefordert bis spéa-
testens 20.02.2020 vorzulegen.

Antrag:
Der Gemeinderat moge das Schreiben des Amtes der OO. Landesregierung vom 25.11.2019 zur
Kenntnis nehmen.

GR DI Sperrer verweist auf die von ihm aufgelegten Fotos, welche den damaligen Bestand 1925 u.
1950 sowie die Jetztsituation zeigen und macht auf die eingezeichnete orange Linie aufmerksam. Er
erklart, dass das Dachgescho3 heruntergenommen und zwei VollgeschoR3e darauf gesetzt werden.

Er erlautert, dass Ende 2017 diese Liegenschaft von einer Projektgruppe erworben und im April 2019
die Baubewilligung erteilt wurde und dzt. gebaut wird. Der Gestaltungsbeirat hat das Projekt als zu-
traglich beurteilt, und zwar in etwa zum selben Zeitpunkt, als dem Innenstadthotel aufgrund der Forde-
rung einer nicht einsehbaren Dachterrasse die Ablehnung erteilt wurde. Er ersucht alle Gemeinderéte
dort einen Lokalaugenschein durchzufuhren. Vor allem an der Riickseite dieses Objektes ist die dichte
Verbauung ersichtlich. Er versteht daher die Verargerung der Anrainer.

Er erklart, dass das Ortshild eine subjektive Note ist und immer subjektiv bleiben wird. Umso mehr
appelliert er an den Gemeinderat, das Recht zu nutzen, eine Ortshildstellungnahme — die nicht an
Expertenmeinungen gebunden ist - abzugeben. Er halt fest, dass gegen einen Baubescheid kaum
Rechtsmittel méglich sind und ihm mitgeteilt wurde, dass angeblich einige Auflagen, die als Vorbedin-
gung zum Baubeginn angefiihrt wurden, nicht erfiillt sind. Er empfiehlt daher dringend eine Uberprii-
fung durch die Baubehérde.

GR DI Sperrer erlautert die geplanten Umbauten und meint, dass die Baubewilligung im siebenstelli-
gen Geldbereich zu bewerten ist und bewusst sein muss, dass mit solchen Baubewilligungen enorme
Vermoégenswerte verschoben werden. Diese Bewilligung schmerzt ihn, vor allem auch, da beim In-
nenstadthotel der relevante Knackpunkt der Ablehnung die teilweise Verwendung der Dachflache als
Terrasse war.

Er bittet nochmals, sich selber ein Bild von diesem Bauvorhaben zu machen, denn vor allem bei einer
Besichtigung an der Riickseite kann die Verargerung der Anrainer nachvollzogen werden.

StR. DI KaBmannhuber informiert, dass hier kein Investor sondern Familien, denen das Haus schon
gehort hat, investieren. Aufgrund der in den aufgelegten Fotos eingetragenen Gebaudehdhen meint
er, dass es sich hier um eine Fake-Darstellung handelt und es nicht dem entspricht, was gebaut wird.
Er informiert, dass im Gestaltungbeirat sehr intensiv mit dem Nachbarn diskutiert wurde und empfiehlt,
einmal an diesen Sitzungen teilzunehmen, um zu sehen, mit welcher Akribie stundenlang dort vorge-
gangen wird, um einen Kompromiss zw. Bauherrn und Nachbarn zu erreichen.

GR DI Sperrer entgegnet, dass es sich um keine Fake-Darstellung handelt, verweist auf die vom Pro-
jektbetreiber eingetragene Dachkontur, auf die die Héhenkonstruktion von ihm gelegt wurde und er-
lautert die auf den Fotos eingetragenen (Strich-)Linien.

Schreiben wird zur Kenntnis genommen.
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37. Beratung und Beschlussfassung tber die Auflassung des Gemeingebrauchs auf
einem Teil der Wunderburgstralie im Bereich der Liegenschaft Wunderburgstralie 17;
StR. DI KaBmannhuber:

Die Stadtgemeinde Gmunden beabsichtigt die Auflassung des Gemeingebrauchs auf einem Teil der
Wunderburgstral3e im Bereich der Liegenschaft Wunderburgstral3e 17 (Gillesberger).

Dieser Grundstlcksteil, Teil 1 = 1 m? hat keine verkehrsméafige Bedeutung und wird dem Grundstiick
Parz. 202/5, KG. Gmunden (Liegenschaft Wunderburgstral3e 17) zugeschlagen.

Die Planauflage erfolgte in der Zeit vom 30.09.2019 bis 28.10.2019 (vier Wochen).

Nunmehr wurde vom Stadtbauamt eine Verordnung (Entwurf) erstellt welche im Gemeinderat einer
Beschlussfassung zu unterziehen ist.

Antrag:

Der Gemeinderat mdge die Auflassung des Gemeingebrauchs auf einem Teil der Wunderburgstral3e
im Bereich der Liegenschaft Wunderburgstral3e 17 (Gillesberger), Teil 1 = 1 m2 sowie die beiliegende
Verordnung (Beilage ./B) beschlieRen.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

§ 11 StralBengesetz 1991

Beschluss: einstimmig genehmigt

GR Trieb ersucht, tber die Tagesordnungspunkte 38) und 46) gemeinsam zu referieren und abzu-
stimmen, da diese in Zusammenhang (Lebenberg Gut) stehen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

38. Beratung und Beschlussfassung tber die Auflassung des Gemeingebrauchs auf
offentlichen Verkehrsflachen Parz. 763/2 sowie Teilflachen der Parz. 761/3, 763/1,
763/3, alle KG. Schlagen, im Bereich des Lebenberg-Gutes an der Himmelreichstralle;
(Die Tagesordnungspunkte 38 und 46 wurden zeitlich gemeinsam diskutiert und abgestimmt)

StR. DI KalBmannhuber:

Die Stadtgemeinde Gmunden beabsichtigt die Auflassung des Gemeingebrauchs auf der 6ffentlichen
Verkehrsflache, Parzelle 763/2, (Teil 27 = 619 m2 + Teil 28 = 213 m?2) sowie Teilflachen der Parzellen
763/1 (Teil 19 = 198 m?), Teil 763/3 (Teil 33 = 263 m?2) und Teil 761/3 (Teil 1 = 207 m?, Teil 2 = 91 m2
u. Teil 4 = 94 m?) alle KG. Schlagen, im Bereich des Lebenberg-Gutes an der Himmelreichstral3e.

Diese Verkehrsflachen bzw. Teilflachen haben keine verkehrsméRige Bedeutung und werden bis auf
Parz. 763/2 durch eine geédnderte Wegeflihrung ersetzt.

Die Planauflage erfolgte in der Zeit vom 04.09.2019 bis 02.10.2019 (vier Wochen)

Nunmehr wurde vom Stadtbauamt eine Verordnung (Entwurf) erstellt welche im Gemeinderat einer
Beschlussfassung zu unterziehen ist.

Antrag:

Der Gemeinderat mége die Auflassung des Gemeingebrauchs auf der 6ffentlichen Verkehrsflache,
Parzelle 763/2, (Teil 27 = 619 m2 + Teil 28 = 213 m?2) sowie Teilflachen der Parzellen 763/1 (Teil 19 =
198 m2), Teil 763/3 (Teil 33 = 263 m?2) und Teil 761/3 (Teil 1 = 207 m?, Teil 2 =91 m2 u. Teil 4 = 94 m?2)
alle KG. Schlagen, im Bereich des Lebenberg-Gutes an der HimmelreichstralR3e sowie die beiliegende
Verordnung (Beilage ./C) beschlieRen.

Rechtsgrundlage in der jeweils geltenden Fassung:

§ 11 StraRBengesetz 1991

Beschluss: einstimmig genehmigt
GR. Dr. Schneditz-Bolfras nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.
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39. Beratung und Beschlussfassung uber die Vergabe von Kanalbauarbeiten in der
Laudachseestralle und am Flachberg;

StR. DI KalBmannhuber:

Im Zuge des Kanalbauabschnittes 26 ist geplant, die Schmutzwasserkanalisation in der Laudachsee-
stral3e Richtung Flachberg bis an die Gemeindegrenze zu erweitern. Dieses Kanalbauprojekt schlief3t
an jene Kanalerweiterung in der Laudachseestral3e an, die 2017 errichtet wurde. Grundlage fir dieses
Projekt ist die wasserrechtliche Bewilligung vom 27. Februar 2018 die mit einer Bauvollendungsfrist
bis 31. Dezember 2020 festgelegt wurde.

Die Kanalerweiterung ist Giberwiegend im offentlichen Gut geplant und nur kiirzere Strecken sind auf-
grund der topographischen ErschlieBung auch auf Privatgrund vorgesehen. Die Bauausfiihrung des
Schmutzwasserkanals ist in einer Dimension von 200 mm ist fur eine Lange von ca. 970 m in offener
Bauweise und ca. 1.300 m im Spulbohrverfahren vorgesehen, um die angrenzenden Objekt abwas-
sertechnisch zu erschlie3en.

Das beauftragte Biro Dr. Lengyel hat das Vergabeverfahren im nicht offenen Verfahren im Unter-
schwellenbereich entsprechend dem Bundesvergabegesetzt abgewickelt.

Zur Angebotslegung wurden 7 Firmen eingeladen, die bis zum Abgabetermin am 11.11.2019 alle ent-
sprechenden Angebote ordnungsgemaf und zeitgerecht abgegeben haben. Die Angebotsprifung
ergab keine Unstimmigkeiten und daher zeigt sich folgende Bieterreihenfolge:

Anbieter Angebotssumme
Strabag AG, 4812 Pinsdorf € 827.547,13
Kieninger GesbmH, 4812 Pinsdorf € 909.892,17
PORR GmbH, Tiefbau NL Oberdsterreich, 4021 Linz € 864.645,54
Niederndorfer, 4800 Atthang / Puchheim € 988.048,64
Swietelsky BauGes. mbH, Bauleitung Kirchdorf / Krems, 4560 Kirchdorf € 865.530,90
Hofmann GmbH CO KG, 4800 Attnang- Puchheim € 979.373,70
Felbermayr Bau GmbH & Co, KG Tiefbau, 4600 Wels € 926.664,35

Im Vergleich mit der Kostenschatzung fir dieses Vorhaben wird vom Biro Dr. Lengyel angefuhrt, dass
die Kostenschatzung auf Erfahrungswerte aus Baustellen in den Jahren 2015 bis 2018 stammen und
auf die jeweilige Bauweise Ricksicht genommen wurde. Die erste Kostenschatzung fir die Erstellung
des Entsorgungskonzeptes lag bei € 920.000,00 und wurde entsprechend der Erfahrungswerte und
der nun vorliegenden Planung auf rund € 666.500,00 reduziert. Mit einer Angebotssumme von €
827.547,13 wird somit die letzte Kostenschétzung um rund 24% Uberschritten.

Im Prufbericht wird dazu angefihrt, dass im Bereich der Spilbohrung die Aufzahlung fur Bodenklasse
6 + 7 (Fels) verhaltnismaRig teuer angeboten wurde. Es liegen keine genaueren Bodenaufschlisse
vor und die Wahrscheinlichkeit, dass Fels vorhanden ist, kann sehr grol3 sein. Daher wurde in der
Ausschreibung der Felsanteil auf 50% der Spulbohrungen angenommen. Weiteres ist bei der Auswer-
tung der Einheitspreise aufgefallen, dass der Anteil fiir die Straeninstandsetzung bei den Start- und
Zielschachten, sowie der Schachtbauwerke sehr hoch ist.

Vom Buro Dr. Lengyel wird zusammenfassend festgehalten, dass in den letzten Monaten ein grund-
sétzlicher Anstieg des Preisniveaus zu verzeichnen ist. Es wird daher davon ausgegangen, dass bei
einer neuerlichen Ausschreibung kein gunstigeres Angebotsergebnis erzielt werden kann und die
Vergabe an den Best- / Billigstbieter empfohlen wird.

Antrag:

Beratung und Beschlussfassung des Gemeinderates die Vergabe der Kanalbauarbeiten zum BA 26,
wie oben angefiihrt, an die Fa. Strabag, zu einem Angebotspreis von € 827.547,13 exkl. MwSt. zu
empfehlen.

Beschluss: einstimmig genehmigt .

Nicht anwesend: GR Dr. Schneditz-Bolfras und GR." Peganz (OVP)

40. Beratung und Beschlussfassung uber die Beauftragung von ausfihrenden Firmen
far die notwendige Sanierung der Tennisplatzanlage des TC Gmunden;
StR. DI KalBmannhuber:
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Vom beauftragten Planungsbtiro Firma Sportplan Spisak aus Linz wurden die erforderlichen Arbeiten
fur die Sanierung der Tennisanlage erhoben und ein Leistungsverzeichnis erstellt. Dieses wurde ent-
sprechend dem Bundesvergabegesetz offentlich bekannt gemacht und haben mehrere Firmen die
Ausschreibungsunterlagen vom Stadtamt angefordert.

Insgesamt sind in der Bauabteilung drei Angebote fiir das Gesamtbauwerk und ein Angebot fir die
Zaunanlage eingelangt. Die kommissionelle Offnung der Angebote fand am 27.09.2019 statt. Nach
rechnerischer und fachlicher Priifung durch den beauftragten Planer wurden die Firma Rumpl Sport-
bau GmbH. aus Sipbachzell mit einer Angebotssumme von € 335.483,47 (exkl. USt., inkl. 5 % Nach-
lass) und die Firma GFG aus Grieskirchen mit einer Angebotssumme von € 72.732,00 (exkl. USt., inkl.
5 % Nachlass) als Bestbieter ermittelt. Der von der Stadtgemeinde Gmunden vorgegebene und dem
Land Oberdsterreich mitgeteilte Kostenrahmen in Hohe von rund € 592.800,00 konnte mit einer Ange-
botssumme von insgesamt ca. € 489.860,00 inkl. USt. deutlich unterschritten werden.

Mit Schreiben des Amtes der O06. Landesregierung, GZ: Sport-2019-441233/6-Hi vom 15.10.2019
wurden die voraussichtlichen Gesamtkosten in Hohe von € 489.858,56 (inkl. USt.) zur Ganze als for-
derfahig anerkannt. Vom Landesrat fir Wirtschaft und Sport (Markus Achleitner) sowie vom zustandi-
gen Gemeindereferenten (Max Hiegelsberger) sind Landesférdermittel fir das Jahr 2020 von insge-
samt € 168.000,- (inkl. USt.) schriftlich zugesagt.

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden beauftragt die Firma Rumpl Sportbau GmbH. aus
Sipbachzell mit einer Angebotssumme von € 402.580,16 (inkl. USt.) und die Firma GFG aus Grieskir-
chen mit einer Angebotssumme von € 87.278,40 (inkl. USt.) mit den Arbeiten fir die notwendige Sa-
nierung der Tennisplatzanlage des TC Gmunden.

Beschluss: einstimmig genehmigt _

Nicht anwesend: GR Aigner (OVP) und Vzbgm." Enzmann (FPO)

41. Beratung und Beschlussfassung tber die Beauftragung von Fachplanern fir die
Sanierung und Neugestaltung Sportplatz Gmunden;

StR. DI KaBmannhuber:

Das geplante Projekt ,Sanierung und Neugestaltung Sportplatz 2021" mit dem beabsichtigen Zubau
beim Hauptgebaude fir die Schaffung der notwendigen Umkleidekabinen wurde zwischenzeitlich un-
ter Einbeziehung des Gestaltungsbeirates baubehordlich bewilligt. Die voraussichtlichen Gesamtkos-
ten des Projektes inkl. Sanierung der Rundlaufbahn und der bestehenden Zuschauertribiine belaufen
sich auf rund € 1.850.615,- (exkl. USt.). Mit Schreiben des Amtes der O6. Landesregierung, GZ:
Sport-2019-396820/16-Hi vom 23.10.2019 wurden die sportrelevanten, forderféahigen Kosten mit €
1.247.011,- festgestellt und sind vom Landesrat fur Wirtschaft und Sport (Markus Achleitner) bzw. vom
zustandigen Gemeindereferenten (LR Max Hiegelsberger) fur die Jahre 2020 / 2021 insgesamt €
425.000,- (exkl. USt.) an Landesfordermitteln zugesichert. Der erforderliche Finanzierungsplan liegt
mit Schreiben des Amtes der O6. Landesregierung, GZ: IKD-2019-473686/6-Sec vom 21.11.2019 vor.

Fur die Umsetzung des Projektes ist nun eine Beauftragung der bendétigten Fachplaner, welche be-
reits mit der Erstellung der Unterlagen fir die Erwirkung einer baubehérdlichen Bewilligung und einer
aufsichtsbehordlichen Genehmigung beschaftigt waren, erforderlich. Folgende Firmen sind hierfar
vorgesehen:

. Auftragssumme
Gewerk Firma (exkl. USt)
Planung und Bauiiberwachung Planarium GmbH., Gmunden € 144.060,00
Statik / Tragwerksplanung Mittendorfer+Dornetshuber ZT GmbH., Gmunden € 12.400,00
Elektrotechnikplanung Manfred Kofler, Gschwandt € 8.500,00
Haustechnikplanung Mair & Lohninger Geb&udetechnik OG, Gmunden € 8.150,00
Baustellenkoordination Ubleis Sicherheitstechnik GmbH., Sattledt € 3.890,00

Die Firma Manfred Kofler sowie Mair & Lohninger Gebaudetechnik OG wurden bereits mit Beschluss
des Stadtrates vom 05.02.2018 beauftragt und erfolgte in dieser Stadtratssitzung auch eine Beauftra-
gung der Firma Planarium GmbH. zu einer Angebotssumme von € 79.800,- (exkl. USt.). Die gegen-
stéandige Erhdhung der Auftragssumme begriindet sich im Umstand, dass sich die Honorarbemes-
sungsgrundlage entsprechend dem genehmigten Kostenrahmen erhéht hat. Auf Basis des aktuellen
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Gemeindemustervertrages erfolgte eine Neuberechnung des Honorars und obliegt nun aufgrund der
Hohe der Auftragssumme dem Gemeinderat die Beauftragung der Firma Planarium GmbH. aus
Gmunden.

Mit dem Bauvorhaben (Sanierung der bestehenden Zuschauertribiine) soll im kommenden Frihjahr
2020 begonnen werden und ist eine Fertigstellung dieses Bauabschnittes vor Beginn der Fu3ballrtick-
runde beabsichtigt. Im Frihsommer wird mit den Arbeiten fiir den geplanten Zubau zum Hauptgebau-
de begonnen und soll die Sanierung der Rundlaufbahn im Juli / August 2020 erfolgen. Eine Fertigstel-
lung des Gesamtbauvorhabens ist mit Fruihsommer 2021 angestrebt.

Antrag:
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden beauftragt nachstehende Firmen mit den erforderli-
chen Arbeiten fir die Sanierung und Neugestaltung des Sportplatzes Gmunden:

Gewerk Firma Au(f;; rxz?(gl]szusr:\;n €
Planung und Bauliberwachung Planarium GmbH., Gmunden € 144.060,00
Statik / Tragwerksplanung Mittendorfer+Dornetshuber ZT GmbH., Gmunden € 12.400,00
Baustellenkoordination Ubleis Sicherheitstechnik GmbH., Sattledt € 3.890,00

Beschluss: einstimmig genehmigt
Nicht anwesend: GR." Fronia-Forstner (SPO)

42. Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich Beantragung einer Erlassung eines
Vorbehaltsgebietes gem. § 6 OO. Grundverkehrsgesetz;

StR. DI KaBmannhuber:

In den Sitzungen des Ausschusses fiir Bau- Stralienbauangelegenheiten sowie Angelegenheiten der
ortlichen Raumplanung vom 14.05., 08.10., 05.11. und 03.12.2019 wurde die Beantragung einer Er-
lassung eines Vorbehaltsgebietes gem. § 6 OO. Grundverkehrsgesetz beraten.

Weiters haben Mitglieder des Bauausschusses die Gemeinde Seewalchen besucht und ein ausfihrli-
ches Gespréach mit Burgermeister und Amtsleiter gefiihrt. In der Gemeinde Seewalchen besteht die-
ses Vorbehaltsgebiets bereits seit dem Jahr 1998 und war somit eine der ersten Gemeinde mit dieser
Verordnung. Die wesentlichen Aussagen der Gemeindevertreter Seewalchens waren, dass diese
Verordnung keinerlei Auswirkungen auf die auch in ihrer Gemeinde extrem stark ansteigenden
Grundstiickspreise hat und auch die Bebauungsabsichten mit immer héheren Verbauungsdichten
weiter zunehmen. Auch die Gemeinde Seewalchen versucht diesbzgl. mit Mainahmen wie Neupla-
nungsgebiete bzw. Bebauungsplanen entgegenzuwirken.

Positive Auswirkung It. der Gemeindevertreter von Seewalchen ist alleine die Entwicklung der Haupt-
wohnsitze. Dabei wird jedoch nicht Uberprift und wére dies auch gar nicht moglich, ob der Haupt-
wohnsitz auch tatsachlich als solcher verwendet wird. In diesem Zusammenhang ist auch darauf hin-
zuweisen, dass It. Grundverkehrsgesetz seitens des Kaufers lediglich eine Absichtserklarung vorzule-
gen ist, beim Kaufgegenstand den Hauptwohnsitz zu begriinden. Nachweise oder Uberpriifungen sind
nicht vorgesehen.

Aufgrund der Beratungen im Bauausschuss wurde weiters noch seitens der Stadtgemeinde Bad Ischl
eine Stellungnahme eingeholt. Diese liegt mit Schreiben des Amtsleiters v. 05.11.2019 vor und wird
darin ausgefuhrt, dass im Gemeindegebiet von Bad Ischl zwischen 1995 und 2003 ein Vorbehaltsge-
biet verordnet war. Die genaue Motivlage warum man nicht mehr ,Vorbehaltsgebiet* sein wollte, kann
aus den Unterlagen nicht mehr genau nachvollzogen werden. Anzunehmen ist, dass man, da sich die
Entwicklung der Anzahl der Freizeitwohnsitze in Bad Ischl zwischen 1995 und 2003 leicht reduziert
hatte, nicht mehr fir erforderlich erachtet hat, den Status als Vorbehaltsgebiet aufrecht zu erhalten.
Weiters erschien vermutlich das Instrument generell und insbesondere im Hinblick auf § 7 (v.a. Abs. 3)
00. Grundverkehrsgesetz als nicht wirksam genug, die damit verbundenen Ziele zu erreichen.

Aus Sicht des Amtes liegen die wesentlichen Nachteile bei Erlassung eines Vorbehaltsgebietes, dass
dieses lediglich fur das gesamte Gemeindegebiet erlassen werden kann und durch die Bestimmung
gem. § 7 Abs. 3 O0. GVG, wonach ein Rechterwerb fiir Zweitwohnsitze sehr wohl wiederum zulassig
ist, wenn der Kaufgegenstand in den letzten fiinf Jahren zu Freizeitwohnsitzzwecken genitzt wurde,
besteht eine deutliche Benachteiligung fir die heimische Bevolkerung. Weiters wird darauf hingewie-
sen, dass die Anzahl der Nebenwohnsitze nach den aktuellsten Zahlen (Nov. 2019), 16,52 %, bezo-
gen auf die Haushalte lediglich 8,71 % betragen. Das eigentliche Problem, dass eine relativ grof3e
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Anzahl der bestehenden Wohnung unbewohnt ist (Leerstand) kann durch ein Vorbehaltsgebiet in kei-
ner Weise gelost werden.

Hinsichtlich einer angefragten Variante, ein Vorbehaltsgebiet fir das Gemeindegebiet zu erlassen,
jedoch gleichzeitig fiir das gesamte Gemeindegebiet ein Ausnahme festzulegen, sodass der Rechts-
erwerb fir Freizeitwohnzwecke dennoch mdglich bleibt und nur im Falle von Neu- oder Umwidmungen
ausgeschlossen ist, wurde eine Rechtsauskunft des O0. Gemeindebundes eingeholt. Nach Auskunft
mit Datum v. 26.11.2019 des Direktors des O0. Gemeindebundes stiinde eine Verordnung mit diesem
Inhalt im Widerspruch zum OO. Grundverkehrsgesetz und erscheint aus rechtlicher Sicht daher nicht
maglich.

Aufgrund dieser Ausfuhrungen wird dem Gemeinderat empfohlen, von einer Beschlussfassung eines
Vorbehaltsgebietes gem. § 6 OO. Grundverkehrsgesetz Abstand zu nehmen.

Antrag:
Der Gemeinderat mdge von der Beantragung einer Erlassung eines Vorbehaltsgebietes gem. § 6 00.
Grundverkehrsgesetz Abstand nehmen.

StR. Sageder fuhrt aus:

Die 0O. Vorbehaltsgebiete-Verordnung ist wie alle Raumordnungsgesetze in Oberésterreich eher
halbherzig und unprézise. Scheinbar wiegt die Angst, wirklich in die Ordnung des verfligbaren Raums
einzugreifen, mehr als die nétige Vermeidung von Fehlentwicklungen durch die Bekampfung von Spe-
kulation und Bodenverschwendung. In Bayern gibt es viel starkere Raumordnungsgesetze.

Aber, darliber kann gejammert oder nichts getan werden oder zumindest der einsame Strohhalm er-
griffen werden. Er appelliert an die Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderats, mit einem Antrag auf
Aufnahme in die Vorbehaltsgebiete-Verordnung, zumindest ein 6ffentliches Zeichen zu setzen, dass
Schluss sein muss mit dem Wildwuchs an Wohnraum, den sich kein normal Sterblicher leisten kann.
Gmunden ist zu schade dafirr, dass auf den wenigen Flachen, die noch fir Wohnbau verfigbar sind,
Zweitwohnungen entstehen, die dann den Gmundner Steuerzahlern bei der Infrastruktur auf der Ta-
sche liegen. Jungfamilien, Normalverdiener werden gezwungen, ins Umland abzusiedeln. Eine unge-
sunde Entwicklung in vielerlei Hinsicht.

Er hat mit mehreren politischen Vertretern von Gemeinden gesprochen, die bereits in der Vorbehalts-
gebiete-Verordnung enthalten sind. Nicht ausschlie3lich mit dem seit heute ehem. Blirgermeister von
Seewalchen, auch beispielsweise mit Leuten aus Bad Ischl und dem Blrgermeister von Gosau.

In Bad Ischl gehen die Uhren lGberhaupt anders. Dort ist man raumordnungspolitisch gefestigt genug,
ohne Vorbehaltsgebiet die Spekulation mit Baulandsicherungsvertragen zu unterbinden. Eine Starke
und Geschlossenheit, die er Gmunden nicht zutrauen wirde.

In Gosau sieht man zwar die Verordnung gleichfalls als ,zahnlos”, méchte sie aber nicht missen und
kann in letzter Zeit auch rechtliche Erfolge daraus verbuchen. Man arbeitet auch in Gosau zusétzlich
mit Baulandsicherungsvertragen, die der Gemeinde bei Vertragsbruch ein kostenginstiges Kaufrecht
und hohe Pdnalzahlungen sichern. Wie in Gmunden die Zweitwohnsitze, ist dort das Anliegen soge-
nannte Chalets zu bauen, allgegenwartig. Und wenn der Gosauer Birgermeister sagt ,das bringt ei-
nen Tourismusort nicht vorwarts®, ist das 1:1 auf Gmunden umlegbar. Zweitwohnsitze bringen Gmun-
den nicht vorwarts.

StR. Sageder verweist weiters auf den Durchschnittspreis flr Bauland in Gmunden, der laut ,boden-
preise.at* € 220,02 (in Seenahe locker auch mal dreistellig) und in Oberdsterreich € 112,15 betragt.
Das muss Anlass genug sein, das bisschen noch bebaubaren Grund und Boden fir jene zu sichern,
die hier dauerhaft wohnen wollen.

Fir jene, die Gmunden nur wenige Tage oder Wochen im Jahr genief3en wollen, ist der Bedarf mit
den bestehenden Hotels und hoffentlich auch mit dem bald neu kommenden Hotel gegeben.

Er pladiert daher FUR Hauptwohnsitze, FUR Gmundnerinnen und Gmundner, FUR Wohnraum, den
man sich leisten kann und GEGEN die Allmacht der Grundstiicksspekulanten.

GR DI Fritz erklart, dass die Hauptwohnsitzvereinbarung (To-Pkt. 47) zeigt, dass in Gmunden mehr
einheimische Burger/innen gewollt werden. Er veranschaulicht anhand von Grafiken die Entwicklung
der Gemeinden Seewalchen und Gmunden und meint, dass im Gegensatz zu Gmunden in Seewal-
chen ein stetiger Bevolkerungsanstieg zu verzeichnen ist und in Gmunden die Bevdlkerungszahl na-
hezu Uber die letzten 70 Jahre stagniert. Im Unterschied dazu tut sich in Gmunden am Bausektor sehr
viel und die Stadt kampft gegen den Wildwuchs. Er erklart, dass jeder Bautrager — aufgrund der hohen
Renditen in Gmunden - so viel wie méglich errichten will, aufgrund der Zinsenentwicklung derzeit in
Wohnungen investiert wird und es daher leider zumeist Leerstande gibt. Mit der Ubernahme dieser
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Verordnung kénnte ein Zeichen nach aul3en gesetzt werden, dass in Gmunden nicht alles so einfach
zu machen ist. Er meint, dass mit einem Hauptwohnsitz ein Bekenntnis zu Gmunden einfach abzule-
gen ist. GR DI Fritz weist weiters auf den Finanzausgleich hin, der pro Hauptwohnsitz Geldmittel fur
die Stadt bringt. Dies war auch die Uberlegung des damaligen Biirgermeisters der Gemeinde Seewal-
chen, der das Beste fir die Gemeinde herausholen wollte. Es geht nicht darum, Spekulanten und
Personen mit Geld zu vertreten. Die Gemeinde Seewalchen hat die Einfihrung der Vorbehaltsgebiete-
Verordnung nicht bereut. Er pladiert daher fir die Beantragung einer Erlassung eines Vorbehaltsge-
bietes.

GR. Dr. Schneditz-Bolfras meint, dass der Vergleich zwischen Seewalchen und Gmunden hinkt und
hier verschiedene soziale Strukturen und Entwicklungen vorliegen. Es steht fest, dass man in Gmun-
den die Bodenspekulation einschranken und die Preise nach Tunlichkeit senken will. Er meint aber,
dass die Vorbehaltsgebiete-Verordnung eine stumpfe Verordnung ist und die Erlassung aus seiner
Sicht daher der falsche Weg ware. Seiner Meinung nach gabe es viel bessere Mdglichkeiten um den
Wildwuchs hintanzuhalten, wie Regelungen in der Raumplanung, in Bebauungsplanen, in Héhenbe-
schrankungen, usw.. Nach Auskunft der Gemeinde Seewalchen wurde das Gesetz auch noch kein
einziges Mal vollzogen. Grundsatzlich ist eine Kontrolle, ob der Hauptwohnsitz tatsachlich als solcher
verwendet wird, sehr schwierig und werden Gesetze geschaffen, die nicht vollzogen werden kénnen.
Er &uRert sich positiv zu MalBhahmen der Flachenwidmung mit zivilrechtlichen Vertrdgen und Bau-
landsicherungsvertragen.

Weiters erachtet er auch die Festlegung von Zweitwohnsitzgebieten als duRerst schwierig und poli-
tisch kaum durchfiihrbar. Die Gemeinde Seewalchen hat ein einziges Zweitwohnungsgebiet, welches
vorher schon eine Feriensiedlung war. Grundsatzlich kann das sogenannte ,Betonsparbuch” nicht
verhindert werden und ist das Eigentum ein wertvolles Gut und verfassungsrechtlich geschiitzt. Es ist
Vorsicht geboten, zu viele Einschrénkungen und Gesetze hier einzufiihren. Lt. den befragten Gemein-
den wurden die mit diesem Gesetz verbundenen Ziele nicht erreicht. Seiner Meinung nach ist diese
Verordnung zu wenig effektiv, sonst wirde sie von viel mehr Gemeinden angewendet. Er berichtet
weiters, dass Gmunden nur 8 % Zweitwohnungshaushalte hat und es melderechtlich viele Mdglichkei-
ten gibt (Schein- und Doppelmeldungen).

Er pladiert daher zu raumordnungsrechtlichen MalRnhahmen und Einschrénkungen zu greifen und
spricht sich gegen die Erlassung einer Verordnung aus.

GR DI Fritz erklart, dass Gmunden auch seeabgewandt genligend Flachen fiir Zweiwohnsitze hatte,
die entsprechend positioniert werden kdnnten. Er meint, auch wenn das Gesetz vielleicht zahnlos ist,
halten sich die meisten daran und es gibt eine gewisse Verantwortung von den Bewohnern. Er berich-
tet, dass auch in den Medien dieses Thema aufgegriffen wurde, verweist auf verschiedene Medienbe-
richte und erklart, dass es auch Gemeinden gibt, die von diesem Weg Uberzeugt sind.

StR. DI Kalimannhuber versteht die Intentionen von StR. Sageder und GR DI Fritz, stellt aber fest,
dass das Gesetz schlecht und nicht vollziehbar ist. Die Gmundnerinnen und Gmundner wéren schwer
benachteiligt, denn, wenn ein Hauptwohnsitz besteht, muss im Verkaufsfall wieder ein Hauptwohnsitz
geschaffen werden, wenn ein Nebenwohnsitz besteht, kann der Erwerber wieder einen Nebenwohn-
sitz schaffen. Wenn man also fur die Gmundner ist, benachteiligt man sie nicht gegentiber Zweitwoh-
nungsbesitzern.

Bei der Gemeinde Seewalchen kann man einiges interpretieren. Die Gemeinde Seewalchen verzeich-
net einen Bevolkerungszuwachs und gibt es zwei Sachen, die das eventuell beeinflussen:

1. Diese Zweitwohnsitzgebiete und

2. wurde im Hintergrund sehr viel im sozialen Wohnbau neu gebaut.

Der Zusammenhang der von Koll. Fritz dargestellt wurde, ist nicht bewiesen. Es handelt sich um Sta-
tistik, keine Relation. Es gibt zwei Einflussfaktoren, die - so wie von Koll. Fritz angefuhrt - nicht nach-
gewiesen sind.

Er stellt klar, dass das Gesetz schlecht ist und eine Vorbehaltsgebiete-Verordnung eine schwere Be-
nachteiligung fur Gmundnerinnen und Gmundner mit Hauptwohnsitz ware.

GR DI Fritz hinterfragt diese Wortmeldung, da eine rege Bautatigkeit in Gmunden vorliegt, aber die
Bevdlkerungszahl stagniert.

GR Dr. Schneditz-Bolfras erklart, dass fur ihn das beste Instrument eine starke Erhéhung der Frei-

zeitwohnungspauschale ware, denn dann wiirden manche Wohnungsbesitzer Uberlegungen anstel-
len.
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GR DI Kienesberger flihrt aus:

In Gmunden wird viel gebaut und trotz starker Bautétigkeit stagniert die Bevdlkerung von Gmunden.

Das sollte zu denken geben. Er verweist auf die Wohnungsstatistik der letzten Jahrzehnte und stellt

ein standige Ansteigen der Zweitwohnungen und Leerstande fest. Lt. Hochrechnung mittels Trendin-

terpolation wird bald die 30 % Marke erreicht werden.

Die vielen Leerstande haben mehrere Ursachen: Einerseits sind es renovierungsbedirftige Hauser,

speziell in der Altstadt, anderseits sind es neue, meist hochpreisige Wohnungen, die primar als Wert-

anlage gekauft werden. Das hat neben dem Nachteil geringerer Einnahmen fiir die Gemeinde auch

die Folge, dass die Wohnungen flr weite Teile der Bevdlkerung nicht erschwinglich sind. Fur ihn stellt

sich die Frage: ,Erfillt die Gemeinde bei der Wohnungspolitik ihre Pflicht?*

Laut 8 22 Abs. 1 O6. Raumordnungsgesetz durfen in ,Wohngebieten* nur Wohnungen errichtet wer-

den, die einem dauernden Wohnbedarf dienen. Diese Bestimmung ist allerdings rein Uber das Raum-

ordnungsgesetz und die Bauordnung nicht vollziehbar. Vollziehbar wird diese Bestimmung mit der

Erlassung eines Vorbehaltsgebietes nach dem Grundverkehrsgesetz durch die Landesregierung.

Die Voraussetzungen fir die Erlassung eines Vorbehaltsgebietes, wie

e hoher Anteil der Freizeitwohnsitze,

e Widerspruch zur gesellschaftspolitischen Entwicklung der Gemeinde,

e Uberdurchschnittliche Erhéhung der Preise fir Baugrundstiicke durch die Nachfrage an Freizeit-
wohnsitzen

treffen zu.

Rechtserwerbe zu Freizeitwohnsitzzwecken sind dann im ,Wohngebiet* unzuldssig. Ausgenommen

sind nahe Angehdrige und Objekte, die wahrend der letzten funf Jahre ausschliel3lich zu Freizeit-

wohnsitzzwecken genutzt wurden.

Die Erlassung eines Vorbehaltsgebietes nach dem Grundverkehrsgesetz hat den Vorteil, dass ein

Vorbehaltsgebiet auch im bereits gewidmeten Bauland schlagend wird, wéahrend Vertréage oder die

Widmungen fur den foérderbaren Wohnbau nur bei Umwidmungen von Grinland in Bauland greifen.

Vor allem in Gmunden findet die meiste Bautatigkeit im bereits bebauten Gebiet statt und kénnen hier

keine Vertrage abgeschlossen werden. Der Nachteil beim Genehmigungsgebiet ist der birokratische

Aufwand. Den nehme er allerdings in Kauf, wenn damit ein hohes sozialpolitisches Ziel erreicht wer-

den kann. Man kann bei jedem Thema nach Problemen suchen — aber auch nach Lésungen.

Grundvoraussetzung fir eine eingehende Diskussion ist ein entsprechendes Problembewusstsein. Er

bitter daher die Rathausmehrheit, zu hinterfragen, ob der Wohnungsmarkt in Gmunden mit sozialer

Nachhaltigkeit vereinbar ist? Die Grinen stimmen der Ablehnung des Antrages nicht zu.

GR Mag. Dr. Bergthaler meint, dass in der Zielrichtung mehr Hauptwohnsitze, Reduktion der Bebau-
ungsdichte und gunstigere Baulandpreise leicht Ubereinstimmung erreicht wird und verweist diesbe-
zlglich auch auf die Beratungen im Rechtsausschuss. Er betont aber, dass das Vorbehaltsgebiet zur
Erreichung dieses Zieles untauglich ist, da gesetzlich der Kauf einer Wohnung, um sie leer stehen zu
lassen, — auch in einem Vorbehaltsgebiet — einwandfrei zuldssig ist. D.h., das sogenannte Betonspar-
buch findet rechtskonform im Vorbehaltsgebiet Platz.

Weiters stellt er klar, dass das Vorbehaltsgebiet nur auf den Zeitpunkt des Rechtserwerbs abstellt und
nur zum Zeitpunkt des Rechtserwerbs muss die Absicht bestehen, keinen Freizeitwohnsitz zu begriin-
den. Wenn bei einem Kauf erklart wird, dass dieser Erwerb genehmigungsfrei zuldssig ist, dann ist
das vollig rechtskonform und korrekt. Wenn ein Jahr spater die Meinung geéndert wird (Wegzug), hat
es keine Konsequenzen. D.h., die Vorbehaltsgebiete-Verordnung zwingt nicht zur Aufrechterhaltung
des Hauptwohnsitzes durch einen selber oder durch Vermietung.

Er sieht daher keinen Sinn darin, ein Vorbehaltsgebiet zu schaffen, welches untauglich ist, die Ziele zu
erreichen. GR Mag. Dr. Bergthaler schlief3t sich daher dem Antrag von StR. DI KaBmannhuber an.

Bgm. Mag. Krapf lasst nochmals den Antrag von StR. DI KaBmannhuber vortragen und ersucht um
Abstimmung.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt
13 Gegenstimmen: FPO (5): Vzbgm." Enzmann, GR KR Colli, GR Trieb, GR Porstendorfer,
GR DI Fritz; SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR." Held,
GR." Fronia-Forstner; GRUNE (3): GR DI Sperrer, GR." Mag.® Bors,
GR DI Kienesberger;
Nicht anwesend: GR Dr. Hecht (BIG)
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43. Beratung und Beschlussfassung hinsichtlich einer allfalligen Uberarbeitung des
Bebauungsplanes "Altstadt” - Linkes Traunufer", 3. Auflage;

Wurde von der Tagesordnung abgesetzt.

44. Beratung und Beschlussfassung betreffend den Abschluss einer Dienstbarkeits-
vereinbarung mit der Eigentiimergemeinschaft der Liegenschaft Sparkassegasse 1,
4810 Gmunden;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Zwischen der Stadtgemeinde Gmunden als Grundstiickseigentimerin und der WEST CONSULT
Traunseegarage Gmunden Gesellschaft m.b.H. wurde am 27.10.1989 ein Baurechtsvertrag abge-
schlossen, wobei die Stadtgemeinde Gmunden der WEST CONSULT Traunseegarage Gmunden
Gesellschaft m.b.H. auf den Grundstiicken 132/2 und 297/10, beide KG Gmunden, das Recht auf
Errichtung der allseits bekannten Tiefgarage einrdumte. An die Stelle der WEST CONSULT Traun-
seegarage Gmunden Gesellschaft m.b.H. ist in der Zwischenzeit die VKB Traunseegarage Gmunden
Gesellschaft m.b.H. getreten.

Nach einer Vorsprache bei Burgermeister Mag. Stefan Krapf am 23.09.2019 legte der Regionaldirek-
tor der VKB Bank einen Vertragsentwurf vor, der Regeln der wechselseitigen Nutzung der Liegen-
schaften zwischen den Miteigentimern der Liegenschaft EZ 696 KG Gmunden mit der Adresse Spar-
kassegasse 1 einerseits und der VKB Traunseegarage Gmunden Gesellschaft m.b.H. andererseits
zum Inhalt hat. Diesem Vertragswerk sollte die Stadtgemeinde Gmunden als Grundeigentiimerin bei-
treten, damit dieses Regelwerk auch nach Erldschen des Baurechts mit 31.12.2069 weiterhin Geltung
haben kann.

Durch diese Vorgangsweise kann ein Rechtsstreit zwischen einem Miteigentimer der Liegenschaft
EZ 696 KG Gmunden und der VKB Bank einvernehmlich beendet werden. Dieser Rechtsstreit ist ge-
richtlich anhéangig, da die VKB Traunseegarage Gmunden Gesellschaft m.b.H. die Liftungsanlagen
der Traunseegarage uUber den Dachboden des Objektes Sparkassegasse 1 auf der Liegenschaft EZ
696 KG Gmunden fuhrt, ohne Uber eine diesbezigliche Berechtigung zu verfligen. Der Abschluss
dieses Dienstbarkeitsvertrages ist auch fir die Stadtgemeinde Gmunden von Interesse, da ansonsten
nach Ablauf des Baurechts mit 31.12.2069 ohne eine vertragliche Regelung, die Stadtgemeinde
Gmunden die Luftungsanlage zu entfernen hétte. Ein Beitritt zum gegensténdlichen Dienstbarkeitsver-
trag ist daher zur Schaffung von Rechtssicherheit erforderlich.

Der Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten hat in seiner Sitzung vom 25.11.2019 dem Gemeinderat
empfohlen den vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag mit nachstehender Ergénzung zu beschlieRen:
Gemal Punkt. V. lit b des Baurechtsvertrages vom 27/31.10.1989 ist die VKB Traunseegarage
Gmunden Gesellschaft m.b.H. als Baurechtsnehmerin insbesondere verpflichtet, die Baulichkeiten
wahrend der Dauer des Baurechts in einem guten und brauchbaren Zustand zu erhalten. Die Stadt-
gemeinde Gmunden und die VKB Traunsee Garage Gmunden Gesellschaft m.b.H. vereinbaren, dass
als ,Baulichkeiten“ im Sinn der vorgenannten Vertragsbestimmung auch die Liftungsleitungen samt
den damit verbundenen Dach- und Wanddurchfiihrungen samt Abdichtungen im Sinn Punkt 4.3. und
weiters der Teil des Daches gemaR Planbeilage ./4 im Sinn von Punkt 4.4. gehdren, sodass die Ver-
pflichtung zur Instandhaltung, Reparatur und Erhaltung in einem rechtskonformen Zustand gemaf
Punkte 4.3. und 4.4. gegenuber den Eigentimern der EZ 696 KG 42116 Gmunden von der VKB
Traunseegarage Gmunden Gesellschaft m.b.H. in gleicher Weise gegenlber der Stadt Gmunden zur
Erfullung der Verpflichtung gemaR Punkt. V. lit b des Baurechtsvertrages vom 27./31.10.1989 zu er-
bringen ist.

Durch das Stadtamt wurde die Volkskreditbank AG vom Vertragserganzungswunsch in Kenntnis ge-
setzt und wurde die gewunschte Erganzung in den Dienstbarkeitsvertrag als Pkt. 4.8. aufgenommen.

Antrag:
Der Gemeinderat mége dem vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag (Beilage ./D) die Zustimmung ertei-

len.
Beschluss: einstimmig genehmigt
Nicht anwesend: StR. Sageder (SPO) und StR. DI KaRmannhuber (BIG)

992



45. Beratung und Beschlussfassung tber die Einraumung der Dienstbarkeit des Ge-
hens und Fahrens auf dem gemeindeeigenen Grundstiick 162/11 KG Gmunden zu-
gunsten der Eigentimer der Liegenschaften EZ 588 und 589 je KG Gmunden;

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Der Firma neu-bau Invest und Management GmbH wurde zur Realisierung eines Wohnbauvorhabens
auf dem Grundstiick 161/13 unentgeltlich das Recht des Gehens und Fahrens auf dem der Stadtge-
meinde Gmunden gehérigen Grundstiick 162/11 eingerdumt. Frau Hannelore Simmer behauptet als
Eigentimerin der Liegenschaft EZ 588 und 937 KG 42116 Gmunden, dass zugunsten des darin vor-
geschriebenen Grundstiickes 161/14 die Dienstbarkeit des Gehens, Fahrens und Abstellens von zu-
mindest einem Fahrzeug auf dem Grundstlick 162/11 ersessen sei. Die Durchsetzung dieses Rechtes
wirde die Zufahrt zum Grundstiick der neu-bau Invest und Management GmbH massiv behindern.
Verzogerungen im Baufortschritt sind in diesem Falle absehbar. Mit Mehrkosten ist zu rechnen. Die
Zufahrtssituation zur Wohnhausanlage ist verkehrstechnisch neu zu bewerten.

Im Rahmen einer einvernehmlichen Regelung wére u.a. die Einrdumung einer Dienstbarkeit des Ge-
hens und Fahrens Uber das gemeindeeigene Grundstick 162/11 fir Hannelore Simmer und ihre
Rechtsnachfolger im Eigentum der Liegenschaften EZ 588 und 589 KG Gmunden It. beiliegendem
Dienstbarkeitsvertrag unentgeltlich einzurdumen. Darliber hinaus haben sich die neu-bau Invest und
Management GmbH. sowie die Stadtgemeinde Gmunden It. Stadtratsbeschluss vom 06.05.2019 ver-
pflichtet, die Kosten jeweils zur Halfte fir die Errichtung eines Carports fur zwei Stellplatze in der Hohe
von € 31.140,00 (inkl. USt.) zu Gbernehmen.

Durch diese Vorgangsweise wirde ein Rechtsstreit, an dem die Stadtgemeinde Gmunden, die neu-
bau Invest und Management GmbH. sowie Hannelore Simmer beteiligt waren, vermieden. In diesem
Rechtsstreit besteht ein nicht zu unterschatzendes Prozessrisiko fir die Stadtgemeinde Gmunden
dahingehend, dass tatséchlich gerichtlich das Recht des Abstellens eines Kraftfahrzeuges auf dem
Grundstuick 162/11 festgestellt wird. Dies hatte zur Folge, dass die Stadtgemeinde Gmunden aufgrund
der EinrAumung der Dienstbarkeit des Gehens und Fahrens auf dem genannten Grundstiick zuguns-
ten der neu-bau Invest und Management GmbH., Schadenersatzanspriichen aufgrund Nichterflllung
des Dienstbarkeitsvertrages ausgesetzt ware. Diese kdnnten aufgrund von Bauverzégerungen sowie
der in der Folge nicht gesicherten Zufahrt zur projektierten Tiefgarage fur die Wohnungskaufer in be-
trachtlicher Hohe geltend gemacht werden.

Der Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten hat sich in seiner Sitzung am 25.11.2019 mit dem vorlie-
genden Dienstbarkeitsvertrag befasst und empfiehlt dem Gemeinderat den Abschluss dieses Vertra-
ges.

Antrag:
Der Gemeinderat mdge den Abschluss des vorliegenden Dienstbarkeitsvertrages (Beilage ./E) mit der
neu-bau Invest und Management GmbH. sowie Frau Hannelore Simmer beschlieRen.

GR." Mag.® Bors ersucht, auch das Befahren und Abstellen von Fahrzeugen am schmalen Weg ge-
geniber dem Kindergarten TagwerkerstralBe (Weg zur Liegenschaft Faritsch) von Amts wegen zu
prufen, und zwar, ob es sich um ein 6ffentliches Gut oder um einen Gemeindegrund handelt.

GR DI Kienesberger féllt zu diesem TO-Pkt. nur der Apostel Paulus ein, der in seinem Brief an die
Galater im Kapitel 2 Vers 21 schreibt: Kame die Gerechtigkeit durch das Gesetz, ware Christus um-
sonst gestorben.

Bgm. Mag. Krapf lasst iber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt . .

3 Stimmenthaltungen: SPO (3): GR Hochegger, GR." Held und GR." Fronia-Forstner
Nicht anwesend: GR." Auer (SPO) und StR. DI KaBmannhuber

46. Beratung und Beschlussfassung tiber den Abschluss eines Flurbereinigungs-

Tauschvertrages mit der CS Lebenberg Entwicklungs KG;
(Dieser Tagesordnungspunkt wurde zeitlich gemeinsam mit TO-Pkt. 38 referiert und abgestimmt)
GR Mag. Dr. Bergthaler:
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Das Lebenberg-Gut war seit Jahren Gegenstand von Planungen der Familie Asamer. KR Asamer
beabsichtigte eine Wohnsiedlung an dieser Stelle zu errichten. Dieses Projekt ist an der nicht zu be-
grindenden Wohngebietswidmung gescheitert. Nunmehr beabsichtigt dessen Sohn, Mag. Andreas
Asamer, Uber die CS Lebenberg Entwicklungs KG einen Reiterhof zu errichten. Hieflir hat eine Neu-
vermessung des gesamten Areals in den Sommermonaten stattgefunden und liegt nunmehr eine
Vermessungsurkunde des Geometers DI Herbert Ahrer vom 18.07.2019 vor. Ein auf dieser Grundlage
erstellter Flurbereinigungs- und Tauschvertrag sieht eine wechselseitige Ubertragung des Eigentums
an verschiedenen Trenngrundstiicken zwischen der Stadtgemeinde Gmunden und der CS Lebenberg
Entwicklungs KG vor. Die ins Eigentum der Stadtgemeinde zu Ubertragende Gesamtflache belauft
sich auf 1.715 m2 und die ins Eigentum der CS Lebenberg Entwicklungs KG zu Ubertragende Gesamt-
flache belauft sich auf 1.685 m2. Durch diesen Vertrag wird der Katasterstand dem tatsachlichen Na-
turbestand hinsichtlich der bestehenden Weganlagen angepasst und die Grundlage fur die Schaffung
eines ca. 900 m2 groRen Parkplatzes geschaffen. Die Interessen der Anrainer sind durch eigene Ver-
trage rechtlich abgesichert. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom Mai 2018 bereits eine grundsatz-
liche Zustimmung zum Abschluss eines Tauschvertrages erteilt.

Der Ausschuss fur Rechtsangelegenheiten hat in seiner Sitzung vom 25.11.2019 darauf hingewiesen,
dass bereits vom Vertragsverfasser Dr. Michael Schneditz-Bolfras die Verpflichtung zur Befestigung
und Schotterung des tauschgegenstandlichen Parkplatzes vorgesehen war und regte an, den
Tauschvertrag um eine Bestimmung dieses Inhaltes zu erganzen.

Mit Schreiben vom 02.12.2019 teilte der Vertragsverfasser mit, dass eine mindliche Vereinbarung
zwischen Herrn Burgermeister Mag. Stefan Krapf und Herrn Mag. Andreas Asamer als persoénlich
haftenden Gesellschafter der CS Lebenberg Entwicklungs KG besteht, wonach der erforderliche
Schotter kostenlos der Gemeinde zur Verfigung gestellt wird, die Arbeiten zur Befestigung des Park-
platzes allerdings von dieser durchzufiihren sind.

In Abanderung des Ergebnisses der Rechtsausschusssitzung vom 25.11.2019 wird daher nachste-
hender Antrag gestellt:

Antrag:

Der Gemeinderat moge die Zustimmung zum Tauschvertrag (Beilage ./F) erteilen, wobei seitens der
CS Lebenberg Entwicklungs KG der zur Befestigung des Parkplatzes notwendige Schotter kostenfrei
zur Verfligung gestellt wird.

Beschluss: einstimmig genehmigt

GR. Dr. Schneditz-Bolfras nahm wg. Befangenheit an der Beratung und Abstimmung nicht teil.

47. Beratung und Beschlussfassung tiber den Abschluss einer Hauptwohnsitzverein-
barung mit der Energie AG 00., 4021 Linz;

(Dieser Tagesordnungspunkt wurde zeitlich gemeinsam mit TO-Pkt. 28 diskutiert und abgestimmt)

GR Mag. Dr. Bergthaler:

Mit Beschluss des Gemeinderates vom 01.07.2019 wurde die Einleitung des Verfahrens zur Abande-
rung des Flachenwidmungsplanes der Stadtgemeinde Gmunden hinsichtlich zweier Teilflachen aus
den Grundstiicken 189/1 und 199/1, KG 42150 Ort-Gmunden, welche im Eigentum der Energie AG
00. stehen, beschlossen. Beabsichtigt ist, diese Teilflachen als Bauland-Wohngebiet zu widmen. Die
Energie AG OO. plant auf den umzuwidmenden Grundflachen zwei Wohnbauten mit jeweils sieben
Eigentumswohnungen zu errichten bzw. errichten zu lassen.

Voraussetzung fir die Fassung des Endbeschlusses zur Flachenwidmungsplan-Abanderung ist der
Abschluss einer Vereinbarung, welche die Energie AG OO0 als Grundeigentiimerin sowie ihre Rechts-
nachfolger verpflichtet, die zu errichtenden Wohnungen zum Zwecke der Begriindung von Haupt-
wohnsitzen fur einen Mindestzeitraum von funf Jahren zu vergeben.

Der Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten hat sich in den Sitzungen vom 09.09. und 25.11.2019 mit
dem Inhalt dieser Hauptwohnsitzvereinbarung befasst und empfiehlt den mit der Energie AG abge-
stimmten Entwurf vom 03.10.2019 zu beschlief3en.

Antrag:
Dem Gemeinderat mdge die Vereinbarung mit der Energie AG Oberf6sterreich in der Fassung vom
03.10.2019 (Beilage ./G) beschliel3en.
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StR DI KalRmannhuber berichtet, dass im Bauausschuss erstmalig versucht wurde, eine Umwidmung
mit Hauptwohnsitzen zu verbinden. Er informiert, dass eine Absicherung rechtlich schwierig ist, diese
Vereinbarung noch nicht wirklich ,Zahne" hat und es sich um einen ersten Versuch handelt, Bauherrn
quasi an die Kandare zu nehmen. Jetzt muss die Entwicklung beobachtet werden.

Er bemerkt, dass die Umwidmung aufgrund der Lage in einem Siedlungsgebiet grundsatzlich in Ord-
nung ist und die Stadt nun aufgezeigt hat, dass Umwidmungen fiir Nebenwohnsitze nicht so einfach
maoglich sind.

GR Hochegger erklart, dass die SPO der Umwidmung grundsétzlich zustimmt, jedoch der Zeitraum
der Hauptwohnsitze mit funf Jahren zu kurz gegriffen ist und eine Zeitdauer von zehn Jahren eine
vernlnftige Lésung ware. Seiner Ansicht nach werden hier auch keine leistbaren Wohnungen errich-
tet, da es sich um keine geférderten Wohnungen handelt. Die SPO wird sich der Stimme enthalten,
wenn eine Zeitdauer von funf Jahren zur Beschlussfassung kommt.

GR DI Kienesberger beméngelt ebenfalls die zu kurze Zeitdauer von funf Jahren, Ublich waren 15
Jahre. Weiters pladiert er fur eine Ponale von 30 %. Fur ihn ist diese Vereinbarung zu zahnlos und
das Ziel, mehr Hauptwohnsitze in Gmunden anzubieten, ist mit dieser Vereinbarung nur eingeschrankt
umsetzbar.

Unter diesen Voraussetzungen stimmen die Griinen der Anderung des Flachenwidmungsplanes nicht
zu. Er schlagt vor, im OEK allgemeingltige Spielregeln festzulegen, anstelle im Einzelfall
irgendwelche ,Hausnummern* festzulegen. Er Informiert, dass hier sogar ein Gesetzesauftrag besteht,
denn in Wohngebieten sind nur Wohngebaude zuléssig, die dem dauernden Wohnbedarf dienen, das
ist aber im Flachenwidmungsplan und in der Bauordnung nicht umsetzbar, darum verpflichtet das
Raumordnungsgesetz dazu, die Erreichung dieser Ziele mit privatwirtschaftlichen Vereinbarungen
sicherzustellen.

GR Hochegger stellt den Zusatz-Antrag, die in der Vereinbarung angeflihrte Zeitdauer fir
Hauptwohnsitze von funf Jahre auf zehn Jahre zu verlangern.

GR DI Fritz meint, dass es sich hier um ein ideales Beispiel fur eine Nachverdichtung in der Stadt
handelt und man sich auch fir Hauptwohnsitze ausspricht.

GR Mag. Dr. Bergthaler informiert, dass Uber die Zeitdauer und die H6he der Vertragsstrafe im
Ausschuss fir Rechtsangelegenheiten intensiv diskutiert wurde. Im Ausschuss wurde die Meinung
vertreten, dass die geringer angesetzte Schwelle mit finf Jahren und 10 % ausreichend ist, da dieses
Gebiet kein typisches Zweitwohnsitzgebiet ist und somit kein groRes Interesse an Zweitwohnungen
gegeben sein wird.

GR." Mag.® Bors entgegnet, dass diese Voraussetzung heutzutage nicht mehr gilt und brig
gebliebenes Geld in Wohnungen investiert wird. Es gibt ihrer Meinung nach keine bessere Investition,
als dort eine Wohnung zu erwerben.

StR. Sageder teilt die Auffassung von GR Mag. Dr. Bergthaler, dass dort kein typisches
Zweitwohnungs-Gebiet vorliegt und meint daher, dass es gerade deswegen fir die Vertragspartner
kein Problem sein durfte, der Verlangerung auf zehn Jahre zuzustimmen. Er ersucht dem Antrag von
GR Hochegger zuzustimmen, damit wirde auch eine gewisse Prézedenz fiir ein einheitliches
Vorgehen — wie von GR DI Kienesberger geschildert — vorliegen.

Bgm. Mag. Krapf lasst zuerst Uber den Zusatz-Antrag von GR Hochegger abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich abgelehnt
25 Gegenstimmen: OVP (20); BIG (4); Gruine (1): GR DI Kienesberger

Danach lasst Bgm. Mag. Krapf Uber den Antrag von GR Mag. Dr. Bergthaler abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt A A
8 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR." Held,
GR." Fronia-Forstner;
GRUNE (3): GR DI Sperrer, GR." Mag.? Bors, GR DI Kienesberger;
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48. Beratung und Beschlussfassung tber den Abverkauf eines Teilgrundstiickes aus
Gst. 225/5, 42160 Traundorf, im Ausmald von ca. 43 m2;

GR Hochegger stellt den Antrag, diesen Tagesordnungspunkt abzusetzen und wieder dem Liegen-
schaftsausschuss zuzuweisen. Er begrindet dies damit, dass die genaue Grundflache noch nicht
feststeht (lt. seinen Erhebungen 31,7 m2) und der Verkaufspreis sehr hoch angesetzt ist, obwohl es
sich hier um eine glatte Grundbereinigung handelt.

GR Dr. Schneditz-Bolfras entgegnet, dass ansonsten immer Kritik an zu niedrigen Betrdgen geubt
wird, dieser Quadratmeterpreis mit dem Kaufer abgesprochen ist und die genaue Vermessung dieses
schmalen Grundstreifens erst erfolgt.

GR Dr. Schneditz-Bolfras bringt folgenden Sachverhalt vor:

Die Liegenschaftsverwaltung teilt mit, dass in der Sitzung vom 10.09.2019 das Ansuchen der Eigen-
tiumergemeinschaft Stadlmayr und Rosenauer, Weyerstral3e 10, erneut behandelt wurde.
Vorangegangen war die Geltendmachung einer Ersitzung bezuglich dem angrenzenden gemeindeei-
genen Teilgrundstiick aus Gst. 225/5, 42160 Traundorf, im Ausmafld von ca. 43 m2, welches mit einer
Hecke bepflanzt und zur Holzlagerung genutzt wurde. Der Rechtsausschuss Uberprifte die Geltend-
machung und das Beratungsergebnis ergab, dass wahrend der erforderlichen Ersitzungszeit der ,gute
Glaube" sowonhl fur die Ersitzung des Eigentumsrechtes als auch der Holzlagerung nicht anzunehmen
war.

Aus Sicht des Liegenschaftsausschusses erscheint jedoch bei der gegebenen Situation eine Veraul3e-
rung dieses Grundstreifens durchaus vertretbar.

Es wird daher empfohlen, ein Teilgrundstiick aus dem Grundstiick 225/5, 42160 Traundorf, im Aus-
malf3 von ca. 43 m?, zu einem Kaufpreis von € 300,00/m? zu verkaufen.

Bgm. Mag. Krapf lasst zuerst Uber den Antrag von GR Hochegger abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich abgelehnt

31 Gegenstimmen: OVP (19); FPO (5); BIG (4); GRUNE (3);

Nicht anwesend: GR Mag. Dr. Bergthaler (OVP)

GR Dr. Schneditz-Bolfras stellt den Antrag:
Abschluss eines Kaufvertrages Uber eine Teilflache aus Gst. 225/5, 42160 Traundorf, im Ausmald von
ca. 43 m2 zu einem Preis von € 300,00/m2, an Familie Edith und Dr. Ginter Stadlmayr, sowie
Frau/Herrn Eva und Rudolf Rosenauer, Weyerstraf3e 10, 4810 Gmunden.
Beschluss: mehrheitlich genehmigt A A
5 Gegenstimmen: SPO (5): StR. Sageder, GR." Auer, GR Hochegger, GR." Held,
GR." Fronia-Forstner;
1 Stimmenthaltung: OVP (1): Vzbgm. DI (FH) Schlair

49. Beratung und Beschlussfassung betreffend einer neuen Kinderbildungs- und Be-
treuungseinrichtungsordnung fir die stadtischen Krabbelstuben- und Kindergarten-
gruppen,;

StR. Andel3ner:

Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden hat in seiner Sitzung im Dezember, wie jedes Jahr die
Kinderbetreuungseinrichtungsordnung beschlossen.

Im Herbst wurde das Amt informiert, dass die Kinderbetreuungseinrichtungsordnung vom Land
Oberdsterreich, Abt. Bildung neu ausgearbeitet wurde und jetzt Kinderbildungs- und Betreuungs-
einrichtungsordnung bezeichnen wird.

Das Amt hat eine Musterordnung den Leiterinnen der stadtischen Kinderbetreuungseinrichtungen zur
Kontrolle ibermittelt. Die Anderungswiinsche wurden in Absprache mit dem Land O6. eingearbeitet.
Der Kindergarten- Jugend- und Schulausschuss hat in seiner Sitzung am 27. November 2019, die
Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungsordnung beraten und einstimmig empfohlen, diese dem
Gemeinderat in seiner Sitzung am 12. Dezember 2019, zur Beschlussfassung vorzulegen.

Diese Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungsordnung soll mit 1. Jénner 2020 in Kraft und
gleichzeitig die vom Gemeinderat beschlossene Kinderbetreuungseinrichtungsordnung mit 01. Janner
2020 aul3er Kraft treten.
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Antrag:
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Gmunden mdoge die vorliegende Kinderbildungs- und Betreu-
ungseinrichtungsordnung (Beilage ./H) beschlieRen.

GR." Mag.? Bors bedankt sich, dass im Erhebungsblatt auch eine Bedarfserhebung iiber die Off-

nungszeiten durchgefiihrt wird und regt an, dies beizubehalten. Weiters fragt sie,

e ob hins. Kindergarteneinschreibung das Zeitfenster von zwei Tagen (tgl. 13.00 bis 15.30 Uhr)
elternfreundlich genug ist und

e o0b die 7-seitige (!) Kinderbildungs- und Betreuungseinrichtungsordnung von den Eltern unterfertigt
werden muss und diese nicht kundenfreundlicher ausgearbeitet werden kénnte?

StR. AndefRner informiert, dass die Bedarfserhebung liber die Offnungszeiten jedes Jahr durchgefiihrt
wurde und die Auswertung zeigt, dass keine langeren Offnungszeiten gewiinscht werden.

Zu den von GR." Mag.? Bors gestellt Fragen erklart er, dass die Kinderbildungs- und Betreuungsein-
richtungsordnung beim Einschreibungsgesprach erortert wird und natirlich auch vor Unterfertigung
den Eltern zur Durchsicht mitgegeben werden kann. Weiters werden alle betroffenen Eltern zeitge-
recht schriftlich tUber die Einschreibungstage informiert und besteht natirlich auch die Méglichkeit —
sollten diese beiden Termine nicht mdglich sein — einen anderen Tag zu vereinbaren.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

50. Beratung und Beschlussfassung betreffend Anderung der Geschaftsordnung fiir
Kollegialorgane der Stadtgemeinde Gmunden aufgrund der Novellierung der O6. Ge-
meindeordnung 1990;

Bgm. Mag. Krapf:

GemaR § 66 Abs. 1 der O6 Gemeindeordnung 1990 hat der Gemeinderat fiir die Kollegialorgane der
Gemeinde auf Grund der Bestimmungen dieses Gesetzes eine Geschaftsordnung zu beschliel3en.
Bisher haben die Gemeinden bei der Beschlussfassung der Geschaftsordnung praktisch ausnahmslos
— von geringfiigigen Anderungen abgesehen — von der "Mustergeschéftsordnung” des 06. Gemein-
debundes Gebrauch gemacht.

Da in der Zwischenzeit durch die Novellierungen der O6. Gemeindeordnung 1990 wesentliche gesetz-
liche Anderungen eingetreten sind, hat der O6. Gemeindebund die "Mustergeschéftsordnung” tiberar-
beitet und im Heft 45 der Schriftenreihe des O6. Gemeindebundes neu aufgelegt.

Die von den Gemeinden erlassenen Geschéftsordnungen fir die Kollegialorgane sind ehestens an die
derzeitige Gesetzeslage anzupassen; das Amt der O6. Landesregierung, IKD, empfiehlt den Gemein-
den, sich dabei der neuen "Mustergeschéaftsordnung" zu bedienen.

Verordnungen, die die geltenden Geschaftsordnungen an die geltende Gesetzeslage anpassen, bzw.
die neu erlassenen Geschéaftsordnungen sind nach Beschlussfassung durch den Gemeinderat, in
ihrem vollen Inhalt nach den Bestimmungen des 8§ 94 der O6. Gemeindeordnung 1990 kundzuma-
chen.

Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 11.11.2019 festgestellt, dass diese Geschéaftsordnung dem Aus-
schuss fiir Rechtsangelegenheiten zur Uberpriifung und in der Folge dem Gemeinderat zur Be-
schlussfassung vorzulegen ist.

Der Ausschuss flr Rechtsangelegenheiten hat die Geschéftsordnung in seiner letzten Sitzung am
25.11.2019 behandelt und empfiehlt dem Gemeinderat die Beschlussfassung (Zwei-Drittel-Mehrheit)
der vorliegenden Mustergeschéaftsordnung.

Antrag:

Der GEMEINDERAT mdge die Geschéftsordnung fur die Kollegialorgane der Stadtgemeinde Gmun-
den, mit Ausnahme des Prifungsausschusses, entsprechend der vorliegenden Mustergeschéftsord-
nung Nr. 45/2019 der Schriftenreihe des O6. Gemeindebundes als Verordnung (Beilage ./I) beschlie-
Ben. Die Verordnung des Gemeinderates vom 14.12.2015 tritt auBer Kraft.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR KR Colli (FPO)

997



51. Beratung und Beschlussfassung der Geschéaftsordnung des Blrgerbeirates "Ze-
mentwerk Hatschek";

GR Trieb:

Am 12.11.2019 fand die 2. Sitzung des Birgerbeirates ,Hatschek” statt. Als Vertreter der Stadtge-
meinde Gmunden war er anwesend. Anlasslich dieser Sitzung wurde vereinbart, einen Entwurf der
Geschéaftsordnung an die Mitglieder des Beirates auszuschicken. Dieser Entwurf sieht eine finanzielle
Ausstattung des Beirates fur Aufwendungen, welche durch Beiziehung von Sachverstandigen,
Rechtsberatern oder Auskunftspersonen verursacht werden, vor, die durch die Gemeinden Gmunden,
Pinsdorf, Ohlsdorf und Altmunster getragen werden. Fur das Jahr 2020 haben sich die Gemeinden in
der letzten Beiratssitzung dahingehend verstandigt, dass jeweils ein Beitrag von € 5.000,00 vorgese-
hen werden sollte.

Anzufuhren ist, dass der Beirat gemeindemal3ig gegliedert ist und aus maximal zwei Gemeindevertre-
tern sowie maximal zwei Blrgern der teiinehmenden Gemeinden besteht. Seitens der Stadtgemeinde
Gmunden wurden Birgermeister Mag. Stefan Krapf, GR Peter Trieb, Herr Gottfried Laherstorfer und
Frau Caroline Koch namhaft gemacht. Jede am Beirat beteiligte Gemeinde hat ein Stimmrecht; zu-
séatzlich kommt dem vom Beirat gewahlten Sprecher ein weiteres Stimmrecht zu. Vor jeder Sitzung
haben die vertretenen Gemeinden selbst festzulegen, von welchem Mitglied pro vertretene Gemeinde
das Stimmrecht ausgeubt wird, wobei bei Stimmengleichheit den Vertretern der Blrger das Stimm-
recht zukommt.

Diese Geschaftsordnung sollte durch die Gemeinderate der genannten Gemeinden beschlossen wer-
den. Daflr hat auch er sich ausgesprochen.

Antrag:
Der Gemeinderat moge die vorliegende Geschaftsordnung in der Fassung vom 24.11.2019 (Beilage
.1J) beschlieRen.

Bgm. Mag. Krapf berichtet, dass anstelle des Biirgerbeiratsmitgliedes Frau Koch nun Frau Dr. Watzin-
ger an den Sitzungen teilnimmt.

GR." Mag.® Bors hebt positiv hervor, dass Gmunden als einzige Gemeinde zwei Biirger/innen zul&sst.
Auf ihre Frage, wann die nachste Versammlung zwecks Information abgehalten wird, erklart Bgm.
Mag. Krapf, dass der Birgerbeirat als Sprachrohr fur die Bewohner/innen fungiert und somit nicht
immer die Abhaltung grof3er Birgerversammlungen notwendig ist.

GR Trieb erklart, dass am 17.12. die nachste Blrgerbeiratssitzung stattfindet und der gewahlte Spre-
cher den Beirat gegeniiber den Medien vertritt und auch Aussendungen erstellt.

Bgm. Mag. Krapf lasst Gber den Antrag abstimmen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

52. Antrag der GRUNEN-Gemeinderatsfraktion, im Bereich der Stadtgemeinde Gmun-
den keine Veranstaltungen mehr zu genehmigen und zu unterstitzen, die durch ihren
Charakter massiv zu klimaschadigenden Emissionen und einer enormen Larmbelas-
tigung fiuhren und auch dem Charakter eine "stilvollen Freizeitstadt" nicht entspre-
chen;

GR." Mag.? Bors fiihrt aus:

Der Gemeinderat mége beschlie3en, dass im Bereich der Stadtgemeinde Gmunden keine Veranstal-
tungen mehr genehmigt und unterstitzt werden, die durch ihren Charakter massiv zu klimaschéadigen-
den Emissionen und einer enormen Larmbelastigung fihren und auch dem Charakter einer 'stilvollen
Freizeitstadt' nicht entsprechen. Dazu zahlen z. B. Veranstaltungen wie die Flugshows im Rahmen
des Hafenfestes und der Helidays. Sollten etwaige Fluggenehmigungen nicht im Zusténdigkeitsbe-
reich der Stadtgemeinde liegen, wird der Birgermeister aufgefordert, die zustandigen Behérden im
Land OO und in der BH Gmunden um Nichtgenehmigung solcher Veranstaltungen zu ersuchen.
Dariiber wird angestrebt, den Bereich der Stadtgemeinde Gmunden zu einer ,Flugverbotszone* fir
Luftfahrzeuge mit Verbrennungsmotoren zu erklaren, Einsatzfahrzeugen und Uberfliegender Linien-
verkehr ausgenommen. Die vor allem im Sommer immer wieder {iblichen Uberflige mit Helikoptern,
Kleinflugzeugen, motorisierten Flugdrachen und Motor-Paragleitern u. a. zu Freizeit-, Unterhaltungs-
und Werbezwecken sollten damit im Sinne des Klimaschutzes und der Einddmmung unnétiger Larm-
belastung unterbunden werden.
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Antrag:

Der Gemeinderat moge beschliel3en:

Im Bereich der Stadtgemeinde Gmunden werden keine Veranstaltungen mehr genehmigt und unter-
stiitzt, die durch ihren Charakter massiv zu klimaschadigenden Emissionen und einer enormen Larm-
belastigung fihren und auch dem Charakter einer ,stilvollen Freizeitstadt* nicht entsprechen.

GR." Mag.? Bors erkundigt sich, ob die Veranstaltung ,Flugshow"/,Helidays* fir 2020 schon vertrag-
lich fixiert und somit bereits eine Forderung zugesagt wurde? Sie verweist auf die Budgetreden hins.
Einsparungsmdglichkeiten, dankt GR." Thallinger fiir ihre Wortmeldung hins. Klimapakt, und meint,
dass hier sinnvolles Einsparungspotential betr. Geldmittel und Emissionen vorhanden wére.

Vzbgm. DI (FH) Schlair informiert, dass ein Betrag von € 1 Mio. fir den Klimapakt im Budget veran-
schlagt ist. Auch im Zuge der Positionierung wurden verschiedene Veranstaltungen diskutiert und
einige herausgenommen bzw. wurde eine Richtung fir die Zukunft vorgegeben. Er erklart, dass Flug-
vorflihrungen finanziell nicht unterstiitzt werden kénnen, wenn man sich fiir den Klimapakt entschie-
den hat, meint aber, dass ihm der Antrag hins. Larmbelastigung zu schwammig formuliert ist, da damit
auch Veranstaltungen wie Perchtenlauf, Laufveranstaltungen, Konzerte, Umziige, usw. in Frage ge-
stellt werden. Es sollte daher auch fiur die Positionierung und Kulturhauptstadt eine Lenkungsgruppe
eingerichtet werden, um zu diskutieren, welche Veranstaltungen gewollt werden.

GR." Laherstorfer unterstiitzt diese Wortmeldung.

GR." Mag.® Bors zeigt sich zufrieden, wenn dieser Antrag ein weiterer AnstoR fiir Diskussionen in
allen Ausschussen ist.

StR. Hopoltseder informiert, dass das Budget 2020 keine Subvention fir diese Veranstaltung beinhal-
tet und wenn, dann hatte es nur eine Unterstitzung fiir das Hafenfest, ohne Flugvorfiihrung, gegeben.

GR DI Sperrer meint, dass nattrlich der Antrag noch zu préazisieren ware. Er freut sich aber Uber die
Wortmeldungen und dankt, dass die Anregung aufgegriffen wird.

GR Trieb verweist auf die Schwierigkeit, eine Flugverbotszone einzurichten.

Bgm. Mag. Krapf lasst tiber den Antrag abstimmen.
Beschluss: mehrheitlich abgelehnt _
27 Stimmenthaltungen: OVP (20); FPO (5); SPO (1): GR." Held; BIG (1): StR. DI KaRmannhuber;

53. Antrag der GRUNEN-Gemeinderatsfraktion, eine 50 km/h-Zone anstelle des

70 km/h-Abschnittes in der Linzerstralie zu verordnen;

GR DI Kienesberger:

Im Zuge des ,Radsterns Gmunden“ sind vor kurzem in der Linzerstrale Mehrzweckstreifen aufgemalt
worden. Das ist als SofortmaBnahme grundsatzlich zu begriBen, weil es die optische Breite der Stra-
Be reduziert und dadurch langsamer gefahren wird, was der Sicherheit des Radfahrens zu Gute
kommt. Nach wie vor sind wir der Meinung, dass ein Rickbau der StralRe, wie es die Experten im
Zuge der Offentlichkeitsbeteiligung des Generalplanes Mobilitdt vorgeschlagen haben, die optimale
Losung ist.

Die Sicherheit des Radfahrens héngt wesentlich vom Geschwindigkeitsunterschied zwischen PKW
und Rad ab. Je geringer der Geschwindigkeitsunterschied, umso sicherer wird Radfahren.

In der MihlwangstralRe ist Tempo 50, auf der Linzerstra3e zwischen Mihlwang und der Au auf einer
Lange von ca. 400 m eine 70 km/h Beschrankung und in der Au wieder Tempo 50. Das hat zur Folge,
dass Autofahrerinnen und Autofahrer in dem 70 km/h Abschnitt beschleunigen und erfahrungsgeman
eine erhdhte Geschwindigkeit in die 50 km/h Zone mithehmen. Unserem Wissen nach liegt die V85 in
der Au bei 65 km/h. Das heif3t, 85 % der Autofahrerinnen und Autofahren fahren bis zu 65 km/h
schnell.

Der Verkehrs- und Mobilitdts-Ausschuss hat bereits eine Reduzierung der erlaubten Hochstgeschwin-
digkeit von 70 auf 50 km/h beschlossen. Der Stadtrat hat sich dieser Empfehlung jedoch nicht ange-
schlossen und auf die 70 km/h beharrt.
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Antrag:

Im Sinne der Verkehrssicherheit und der Foérderung des unmotorisierten Individualverkehrs bitten wir,
die Entscheidung des Stadtrates noch einmal zu Uberdenken und beantragen die Verordnung einer
50 km/h Zone anstelle des 70 km/h Abschnittes in der LinzerstralRe.

StR. Sageder fihrt aus:

Die Geschwindigkeitsbeschrankung auf 70 km/h entlang der Herzogmauer stammt noch aus jener

Zeit, als die Straf3e noch keine Gemeindestral3e sondern die B120 war. Urspriinglich ging das Ortsge-

biet bis zum wasserlosen Bach durch. Das musste von der Bezirkshauptmannschaft widerrufen wer-

den, weil die rechtlichen Voraussetzungen fir ein durchgehendes Ortsgebiet entlang der Herzogmau-
er nicht zutrafen. Es wurde deshalb zwischen dem Ortsgebiet Gmunden und dem neu geschaffenen

Ortsgebiet Au von der BH eine beschilderte Geschwindigkeitsbeschréankung auf 70 km/h verordnet.

Jetzt haben sich die Vorzeichen insofern grundlegend geéndert, als es sich bei dem diskutierten Stra-

Renstiick nicht mehr um eine Landesstral3e ,B“, sondern um eine Gemeindestral3e handelt.

Er hat am 23.9.2019 im Verkehrsausschuss beantragt, die zulassige Hochstgeschwindigkeit zwischen

den Ortsgebieten Au und Gmunden von derzeit 70 km/h auf 50 km/h zu senken. Dieser Antrag wurde

im Ausschuss einstimmig angenommen.

Im Stadtrat am 11.11.2019 wurde der Antrag mit finf Gegenstimmen und einer Stimmenthaltung ab-

gelehnt.

Er hat drei Griinde, warum er eine Reduktion der zulassigen Geschwindigkeit beantragt hat:

e Es istin Zeiten des Klimanotstands aus Grunden der CO, und Feinstaubemissionen unnétig, in-
nerstadtisch StralRen mit 70 km/h zu befahren. Der Zeitunterschied betragt nur acht Sekunden.

e Gmunden hat sich der Entwicklung des sogenannten Radsterns verschrieben, das ist die Verbes-
serung der Befahrbarkeit und Sicherheit von Wegen und Straen fir Alltags- und touristische
Radfahrer. Entlang der Herzogmauer haben wir im Rahmen dieses Radsterns einen Mehrzweck-
streifen markiert, um den Radfahrern Raum auf der Verkehrsflache zu schaffen. Damit ist die
Fahrbahn schméler geworden und ist ein Befahren mit 70 km/h durch PKW, Lastwagen und Bus-
se ein Sicherheitsrisiko sowohl fur die Nutzer des Mehrzweckstreifens entlang der Mauer, wie
auch jene, die vom Radweg stadteinwérts auf den Mehrzweckstreifen ausfahren.

e Die StralBe entlang der Herzogmauer fiihrt, seitdem sie vor vielen Jahren so gebaut wurde, wie sie
jetzt da ist, zu massiver Larmbelastigung fir die Bewohnerinnen und Bewohner auf der anderen
Traunseite, also im Bereich HerakhstralR3e, Braugutl usw. Dies vor allem, weil die Mauer als hartes
Bauwerk als Schalltrichter wirkt, der die Schallwellen reflektiert. Der Unterschied der LArmemissi-
onen bei 50 km/h und bei 70 km/h ist gro3 und kann das jeder Interessierte mit Hilfe von Studien
im Internet selbst recherchieren.

Er habe nicht die Absicht, irgendeine Schuld zuzuweisen oder irgendetwas anzuprangern. Er ersucht
nur, Uber seine drei Punkte noch einmal nachzudenken und sich in der Folge fur eine Reduktion der
Geschwindigkeit auf 50 km/h auszusprechen.

StR. Andelner spricht sich fiir eine 70 km/h-Beschrankung aus. Er erklart, dass der CO,-Ausstol3 auf
dieser Strecke gering ist und das Land bereits einmal eine 50 km/h-Beschrankung in diesem Bereich
aufheben hat mussen. Nach Auskunft des Landesverkehrsreferates ist zwar die Zusténdigkeit der
Gemeinde gegeben, jedoch muss die Erforderlichkeit durch einen Sachverstandigen gepriift werden.
Er erlautert die dortige Situation mit dem abgegrenzten Geh- und Radweg und meint, dass daher we-
nige Radfahrer diesen Mehrzweckstreifen bentutzen. Er wird dem Antrag nicht zustimmen.

GR Mag. Dr. Oberwallner verweist auf die intensive Diskussion mit dem Fahrradbeauftragten im Ver-
kehrsausschuss und auf etwaige Alternativen. Grundsatzlich liegt dort eine unbefriedigende Ldsung
vor. Der Vorschlag im Verkehrsausschuss, diesen Mehrzweckstreifen enden zu lassen und auf der
andere Seite fortzufiihren, wurde aufgrund der geféahrlichen Querung der StralRe fallen gelassen. An-
dere bauliche Mdglichkeiten wie Fortsetzung des Radweges Richtung Traun hinunter sind durch den
Hohenunterschied sehr kostenintensiv.

Er meint, dass kinftig dort mehr Radfahrer zu erwarten sind, da dieser Mehrzweckstreifen gerade erst
eingezeichnet wurde und auch der Radstern erst in Umsetzung ist. Er spricht sich fiir eine Tempore-
duzierung aus, da Sicherheit Vorrang hat.

GR DI Fritz erklart, dass die 70 km/h eine Obergrenze darstellen und pladiert auf eine gewisse Selbst-
verantwortung, da nicht alles mit Verboten geregelt werden kann.
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GR DI Kienesberger kann nicht nachvollziehen, dass ausgerechnet an jener Stelle, wo die Radfahrer
vom Radweg auf die ehem. B120 wechseln miissen und somit héchste Aufmerksamkeit erforderlich
ist, eine 70 km/h-Beschrankung verordnet ist.

StR. AndelRner entgegnet, dass diese Stelle bereits im Ortsgebiet liegt.

GR DI Sperrer erklart ausfiihrlich diesen gefahrlichen Streckenabschnitt, der auch Eltern furchtbar
stresst und héchste Aufmerksamkeit fordert. Er meint, dass die Autofahrer bei der Ortsgebietstafel
nicht sofort 50 km/h erreichen, weiters anderswo erhebliche Radarstrafen eingehoben werden und es
mehr als gerechtfertigt wére, hier eine Ma3nahme zu setzen. Weiters wird eine kurze Beschleunigung
und darauffolgende Abbremsung ebenfalls vermieden. Daher wéaren die 50 km/h fiir ihn verkehrstech-
nisch eine richtige Entscheidung.

StR. DI KalBmannhuber verweist auf eine vor Jahrzenten gefuihrte Diskussion in Deutschland Uber die
Einflhrung einer 50 km/h Beschrankung im Ortsgebiet und stellt daher fest, dass die Eigenverantwor-
tung beim Autofahren begrenzt ist und das Autofahren aus Verboten besteht.

GR Dr. Hecht verweist auf die Larmbelastigung der Bewohnerinnen und Bewohner auf der anderen
Traunseite und fragt, was gegen die Einfuhrung einer 50 km/h-Beschrankung spricht? Er kann die
Diskussion nicht nachvollziehen.

GR Mag. Dr. Bergthaler meint, dass ein Mehrweckstreifen und eine 70 km/h-Beschrankung nicht
kompatibel sind. Die Konsequenz ware somit eine 50 km/h-Beschrankung.

Vzbgm." Enzmann erklart, dass ihrer Ansicht nach dort kein Mehrzweckstreifen hinpasst und versteht
nicht, warum der Radweg nicht unterhalb, an der Traun, fortgefiihrt wird. Sie spricht sich grundsatzlich
gegen Beschrankungen beim Autofahren aus, erklart jedoch, dass fir diese kurze Strecke wirklich
keine 70 km/h Zone benétigt wird.

GR." Mag.? Zwachte erklart, dass unabhéngig von diesem Mehrzweckstreifen, die Situation davor
genauso unbefriedigend war. Sie berichtet, dass viele Kinder, die an der Ostseite von Gmunden woh-
nen, Uber die Marienbriicke zu den Sportstatten und Schulen fahren und gerade dieser besondere
Schutz der Kinder ein Anliegen sein muss. Es ist daher hochst uberféllig, dort eine 50 km/h-
Beschrankung einzufihren.

Bgm. Mag. Krapf lasst ilber den Antrag abstimmen.

Beschluss: mehrheitlich genehmigt

5 Gegenstimmen: OVP (2): StR. Hopoltseder und StR. AndeRner; FPO (3): GR KR Colli, GR DI Fritz
und GR Porstendorfer; _

3 Stimmenthaltungen: OVP (3): StR." Schénleitner, GR Dobringer und GR." Gruber;

54. Verkehrsangelegenheiten:

54.1. Beratung und Beschlussfassung tber eine Abanderung des Halte- und Parkver-
bots in der Dr. Josef Kliemstein-Stralie;

StR. Sageder:

Der Verkehrsausschuss hat in seiner 44. Sitzung iiber die Anderung des Halte- und Parkverbots in der
KliemsteinstralRe beraten. Es handelt sich dabei um eine Verlangerung der Langsparkmoglichkeit in
Richtung Georgstral3e. Die Freihaltung dieses Bereichs war friher aus verkehrstechnischen Malf3-
nahmen erforderlich und wird nun nicht mehr bendtigt. Daher ist der Verkehrsausschuss zur Auffas-
sung gekommen, das vorhandene Halte- und Parkverbote fir die Verlangerung der Langsparkspur
abzuandern und die Stadtische Sicherheitswache hat die entsprechende Verordnung angepasst.

Antrag:

Beratung- und Beschlussfassung des Gemeinderates die Verordnung des Halte- und Parkverbots in
der KliemsteinstralRe entsprechend der vorliegenden Verordnung (Beilage ./K) abzuandern.
Beschluss: einstimmig genehmigt
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55. Personelles:
Uber Antrag von Bgm. Mag. Krapf wird einstimmig beschlossen, iber nachfolgende Personalangele-
genheiten nicht geheim, sondern durch Erheben der Hand abzustimmen.

55.1. Anderung Dienstpostenplan;

Bgm. Mag. Krapf:

1. Der Gemeindebeamte Alois Burgstaller, Stadtbauamt, ist mit Ablauf des 30.11.2019 in den Ruhe-
stand getreten. Mit Beschluss des Stadtrates vom 11.11.2019 soll Gudrun Grafinger ab
02.01.2020 als Nachfolgerin auf diesem Sachbearbeiter-Dienstposten in den Gemeindedienst
aufgenommen werden. Aus diesem Grund ist der Dienstposten C I-IV/GD 18.5 ab 01.01.2020 in
einen Vertragsbedienstetenposten GD 18.5 umzuwandeln. Daher sind im Dienstpostenplan unter
I. Allgemeine Verwaltung bei C I-IV-ad pers. C I-IV N2 Laufbahn kinftig hin nur noch 2 Perso-
naleinheiten darzustellen und die Anzahl der Personaleinheiten bei den Dienstposten ¢/GD 18.5
um eine PE zu erhéhen.

2. Der Stadtrat hat in seiner Sitzung vom 02.12.2019 zwei Uberstellungen in die Entlohnungsgruppe
pl-ad personam mit Wirksamkeit vom 01.01.2020 unter der Voraussetzung einer positiven Be-
schlussfassung betreffend Anderung des Dienstpostenplanes im Gemeinderat beschlossen. Fol-
gende MalRRnahmen ergeben sich ab 01.01.2020 daraus:

e VB Il Markus Nuf3baumer, Stadtische Wasserversorgung; der Dienstposten unter IIl./2. Was-
serversorgung ist im Dienstpostenplan als VB.lI/p2-ad personam p1/GD 18.1. darzustellen;

e VB Il Johannes Trawdger, Stadtischer Friedhof; der Dienstposten ist unter V. Handwerklicher
Dienst im Dienstpostenplan als VB.ll/p2-ad personam p1/GD 18.1. darzustellen.

Antrag:

Der Gemeinderat moge die oben dargestellten Anderungen des Dienstpostenplanes beschlieRen.
Beschluss: einstimmig genehmigt

Nicht anwesend: GR Lang und GR." Zwachte (OVP); GR DI Sperrer (GRUNE);

56. Nachwahl in Ausschiisse durch die SPO-Gemeinderatsfraktion;

GR Hochegger berichtet, dass GR Mag. MedI auf sein ordentliches GR-Mandat verzichtet hat und
daher Nachwahlen notwendig sind.

Die SPO-Gemeinderatsfraktion hat einen schriftlichen Antrag gemaR § 33 der O6. Gemeindeordnung
1990 idgF. betreffend Anderungen in folgenden Ausschiissen eingebracht:

Ausschuss fur Gesundheits- und Integrationsangelegenheiten:
Vorsitzende/Obfrau: GR." Catharina Held

Ersatz: GR. Mag. Markus Medl|

Ausschuss fir Kultur- und Sportangelegenheiten:

Mitglied: GR Christian Henter

Ersatz: GR Mag. Markus Medl|

Ausschuss fir Liegenschafts-, Wohnungs- und Friedhofsangelegenheiten:
Mitglied: GR Dr. Franz Hufnagl

Ersatz: GR Mag. Markus Medl|

Bgm. Mag. Krapf:
Gemal § 52 O6. Gemeindeordnung 1990 idgF. ist Uber jede Wahl des Gemeinderates geheim abzu-
stimmen, es sei denn, dass ein anderer Abstimmungsmodus einstimmig beschlossen wird.

Antrag:

Der Gemeinderat mége beschliel3en, Gber diesen Tagesordnungspunkt nicht geheim, sondern durch
Erheben der Hand abzustimmen.

Der gesamte Gemeinderat wird um ein Zeichen mit der Hand gebeten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

Fur diese Nachwahlen sind nach den Bestimmungen der O6. Gemeindeordnung 1990 i.d.g.F. nur die
Mitglieder der SPO-Gemeinderatsfraktion stimmberechtigt.

1002



Antrag:

Die Mitglieder der SPO-Gemeinderatsfraktion werden ersucht, ein Zeichen mit der Hand zu geben,
wenn sie damit einverstanden sind, dass die oben angeftihrten Personen in die einzelnen Ausschiisse
gewahlt werden.

Beschluss: einstimmig genehmigt

57. Beratung und Beschlussfassung Uber eine Dienstanweisung an die Polizisten der
Stadtpolizei betr. Anwesenheitspflicht am Rathausplatz zu den kritischen Tageszeiten
an Wochenenden (Antrag der BIG-Gemeinderatsfraktion);

GR Dr. Hecht:

Antrag:

Der Gemeinderat der Stadt Gmunden mdge beschlie3en:

Es ist von Seiten der Gemeinde eine Dienstanweisung an die Polizisten der Stadtpolizei zu erlassen
und durchzusetzen, die eine Anwesenheitspflicht am Rathausplatz zu den kritischen Tageszeiten von
22.00 Uhr bis 4.00 Uhr des nachsten Tages an Freitagen und Samstagen vorschreibt.

Zur Evaluierung ist bis zum nachsten Gemeinderat eine Statistik aufgrund der Polizei-Tagesberichte
Uber diese Zeitraume vorzulegen.

Begrundung:

Seit Wochen wird verstarkt beobachtet, dass Gruppen von Personen, die aus der Region um die Stadt
Gmunden kommend, in den Nachtstunden vor allem an Wochenenden die Bezirkshauptstadt mit der
Absicht aufsuchen Passanten zu provozieren, um eine Situation herbeizufiihren, die sie zum Anlass
nehmen, in Uberzahl korperliche Gewalt gegen Einzelpersonen auszuiiben. Dadurch wurden junge
Leute beiderlei Geschlechts massiv am Korper verletzt. Dieser Vorgangsweise muss massiv und
schnell entgegengewirkt werden. Der Antrag zielt daraufhin ab kinftighin vor allem durch Préventiv-
mafinahmen Angriffe in dieser Art in Gmunden zu verhindern.

GR. Dr. Hecht bemerkt, dass diese Begriindung bereits von 1,5 Jahren durch die Mehrheitsfraktion
vorgebracht wurde und man sich seit dieser Zeit dieses Problems bewusst ist. Die bisherigen Versu-
che, wie Gesprache mit der Bundespolizei, geplante Videouberwachung, haben offensichtlich nichts
gebracht, da vor wenigen Tagen wieder Vorfalle auftraten. Ihm scheint Polizeiprasenz, und damit Pra-
vention, die beste Mdéglichkeit, hier einzuschreiten.

Vzbgm." Enzmann fiihrt aus:

Es ist erstaunlich, wie weit die Erzahlungen aus der Gmundner Bevélkerung und die Zahlen aus dem
offiziellen Bericht der Bundespolizeidirektion Gmunden, in den auch die Wachrapporte der Stadtpolizei
einflieBen, differieren. In einem Gesprach mit der Bundespolizei im Dezember wurden folgende Zah-
len genannt:

Im gesamten Jahr 2019 (bis 05.12.2019) wurden im Stadtzentrum Gmunden 22 Delikte nach 8§ 83
und 84 (Korperverletzung u. schwere Korperverletzung) sowie § 91 (Raufhandel) angezeigt, wobei in
mehr als der Halfte der Falle Gmundner Einwohner als Tater angezeigt wurden. Im Vergleich zum
Vorjahr sank die Zahl der Koérperverletzungen um 27 %, die schweren Korperverletzungen um 40 %.
Im Halbjahresvergleich (Juli-Dezember) sogar um 40 % bzw. 33 %. Die Anzahl der Sachbeschadigun-
gen ist anndhernd gleich geblieben.

Die Differenz ist daher zu hinterfragen. Es kann natirlich sein, dass Augenzeugen wahrscheinlich
nicht so genau hinschauen, in den sozialen Medien das Thema aufgebauscht wird und viele Vorfalle
auch nicht angezeigt werden. Seitens der Polizei wird daher ersucht, Anzeigen zu machen, da bei-
spielsweise auch die Bewilligung einer Videoluberwachung von der Anzahl der Anzeigen abhéngig ist.

Sie informiert weiters, dass bei den Vorféllen der letzten Zeit nur leichte und keine massiven Verlet-
zungen vorlagen und die Ermittlungen erfolgreich verlaufen.

Wichtig sei fur sie allerdings vor allem das subjektive Sicherheitsgefiihl der Gmundner Jugend und
ihrer Eltern. Deshalb ist auch die Stadtpolizei seit einigen Monaten bereits angehalten, besonders in
der Zeit zwischen 1 Uhr und 4 Uhr friih (da passieren laut Polizeistatistik 90 % der kérperlichen Angrif-
fe) vermehrt in der Innenstadt prasent zu sein. Wer die Wachrapporte liest, der weil3, dass dies auch
befolgt wird.
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Sie weist jedoch darauf hin, dass das Gemeindegebiet von Gmunden grof3 ist und aufgrund von
dienstrechtlichen Bestimmungen am Wochenende nachts nur zwei Beamte Dienst machen kénnen.
Wenn also die Stadtpolizei zu einem Vorfall in einem anderen Stadtteil gerufen wird, dann muss die
Stadtpolizei auch dorthin fahren. Daher ist es also nicht méglich und auch nicht sinnvoll, der Stadtpoli-
zei, wie im Antrag der BIG gefordert, vorzuschreiben, von 22 Uhr bis 4 Uhr standig auf dem Rathaus-
platz zu stehen.

Vzbgm." Enzmann stellt daher folgenden Gegenantrag:

Der Gemeinderat mdge beschlieRen, dass vom Birgermeister der Stadt Gmunden nachstehende
Dienstanweisung zu erlassen ist:

Nach dienstlicher Mdglichkeit haben die Beamten der Stadtpolizei an Freitagen, Samstagen und vor
Feiertagen in der Zeit von 22:00 Uhr bis 04:00 Uhr friih in der Innenstadt von Gmunden durch Strei-
fendienst Prasenz zu zeigen. Dem Burgermeister ist Gber die dienstlichen Wahrnehmungen und das
polizeiliche Einschreiten taglich zu berichten.

Begrindung:

In der letzten Zeit hat es immer wieder Meldungen aus der Bevdlkerung gegeben, dass es in den
Néachten der Wochenenden in der Innenstadt vermehrt zu Provokationen der jugendlichen Nacht-
schwarmer durch gewaltbereite Gruppen kommt. Leider ist es dabei auch zu erheblichen Korperver-
letzungen gekommen. Ich habe auch schon gehort, dass Jugendliche sich deshalb nicht mehr in die
Stadt trauen und die Eltern um die Gesundheit ihrer Kinder flrchten. Das nehme ich sehr ernst. Das
darf nicht sein. Da die Stadtpolizei aus Dienstrechtlichen Grunden in den Nachten der Wochenenden
nur zu zweit Dienst machen kann, das ganze Stadtgebiet zu Uberwachen hat und immer wieder zu
Einsatzen gerufen wird, ist es leider nicht immer mdglich, dass die Beamten sich ausschlieBlich auf
den Rathausplatz und die angrenzenden Gassen konzentrieren. Aufgrund des derzeit herrschenden
Gefuhls der Unsicherheit in der Bevolkerung ist es jedoch unbedingt notwendig, dass die Gmundner
Stadtpolizei so viel Prasenz wie nur mdglich in der Innenstadt zeigt. Deshalb wird es auch notwendig
sein, ernsthaft Uber die Besetzung des 12. Dienstpostens in der Stadtpolizei zu diskutieren.

Bgm. Mag. Krapf erklart, dass Bedenken und Angste in der Bevolkerung vorliegen und von ihm auch
wahrgenommen werden. Er meint, dass beide Antrage fast ident sind und auch eine Evaluierungs-
phase vorgeschlagen wird. Bgm. Mag. Krapf glaubt, dass die Stadt schon gewonnen hat, wenn die
Bevolkerung die Polizeiprasenz wahrnimmt und somit die Sorgen weniger sind. Er personlich wird
zustimmen.

Vzbgm.in Enzmann erklart die Unterschiede zwischen den beiden Antrdgen und verliest diese noch-
mals. Sie weist darauf hin, dass ihr Antrag den Wortlaut ,nach dienstlicher Méglichkeit* beinhaltet
sowie die Anwesenheit nicht nur auf den Rathausplatz abzielt.

GR Dr. Hecht wiirde seine Antrag zurtickziehen, wenn sich diese dienstliche Notwendigkeit auf einen
(Not-)Einsatz und nicht z.B. auf eine Verkehrskontrolle bezieht.

GR Hochegger verweist auf die Zustandigkeit der Bundespolizei und meint, dass es dringend notwen-
dig, wére, hier den Dienstpostenplan zu erflllen. Daher sollte die Landespolizeidirektion aufgefordert
werden, ihren Verpflichtungen nachzukommen. Er ersucht ein Schreiben zu verfassen, damit die Bun-
despolizei zumindest den Dienstpostenplan erfuillt.

Vzbgm." Enzmann informiert, dass bereits vor einem Jahr ein Schreiben gemeinsam mit dem Biir-
germeister an die Landespolizeidirektion gerichtet wurde, worin die Situation dargestellt und gebeten
wurde, zusatzliche Dienstposten fir die PI Gmunden zu schaffen. Sie meint, dass hier nochmals
Druck gemacht werden sollte.

Vzbgm. DI (FH) Schlair erklart, dass es Vandalismus und Gewalt auch in anderen Stadten gibt und
berichtet von Security-Streifen mit Hunden, welche Prasenz zeigen und bei Problemen mit der Stadt-
oder Bundespolizei Kontakt aufnehmen. Er meint, dass eine solche Streife auch in Gmunden probe-
weise eingefuhrt werden konnte, auch wenn die Vergangenheit gezeigt hat, dass eine Security-Streife
gemeinsam mit der Stadtpolizei nicht funktioniert. Das ist auch versténdlich, denn diese Streife sollte
allein patrouillieren und mit der Polizei in Verbindung stehen.
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GR." Hausherr erinnert an den einstimmigen Beschluss in der Gemeinderatssitzung im September
2018, ein gemeinsames Konzept mit der Bundespolizei zu erarbeiten. Sie fragt, was bis jetzt passiert
ist und misste hier eingehakt werden. Sie meint, auch wenn die Falle zuriickgegangen sind, sind es
noch immer zu viele. Sie erklart, dass aul3erdem viele Vorkommnisse nicht angezeigt werden und es
kein gutes Image fiir die Stadt ist, wenn in den Medien Uber die Vorfalle berichtet wird.

StR. Sageder verwehrt sich gegen diese ,Hilfssheriffs“, da sie keinerlei Kompetenzen haben. Er meint,
dass die Ursachenforschung vorangetrieben werden sollte, da viele Straftaten zw. 1 und 4 Uhr auf-
grund von Alkoholeinfluss passieren. Hier sind auch die Eltern in die Pflicht zu nehmen (Vorglihen).
Es kénnte eine Vorverlegung der Sperrstunden von 4 Uhr auf 2 Uhr angedacht werden.

Vzbgm.in Enzmann meint, dass dies Sinn machen wirde, da viele Auswartige dann von vornherein
nicht mehr nach Gmunden kommen wirden. Weiters sollte auch Uber etwaige Ausnahmegenehmi-
gungen betr. Sperrstunden diskutiert und diese rigoros eingeschrankt werden.

Bgm. Mag. Krapf informiert, dass diese Gruppen niichtern sind und womdglich die falschen gestraft
werden.

GR Dr. Hecht erklart, dass er seinen Antrag zurilickziehen wirde, wirde der Gegenantrag von
Vzbgm." Enzmann betr. dienstlicher Notwendigkeit prézisiert und eine Evaluierung dem néchsten
Gemeinderat vorgelegt werden.

Vzbgm." Enzmann stellt daraufhin folgenden neu formulierten Gegenantrag:

Der Gemeinderat mdge beschlieRen, dass vom Birgermeister der Stadt Gmunden nachstehende
Dienstanweisung zu erlassen ist:

Sofern eine unaufschiebbare dienstliche Notwendigkeit nicht dagegensteht, haben die Beamten der
Stadtpolizei an Freitagen, Samstagen und vor Feiertagen in der Zeit von 22:00 Uhr bis 04:00 Uhr friih
in der Innenstadt von Gmunden durch Streifendienst Prasenz zu zeigen. Dem Burgermeister ist Giber
die dienstlichen Wahrnehmungen und das polizeiliche Einschreiten taglich zu berichten.

Beschluss: einstimmig genehmigt

GR Dr. Hecht zieht seinen Antrag zurtick.
Vzbgm." Enzmann erklart, dass sie ihren Dringlichkeitsantrag (Top 58) somit ebenfalls zuriickzieht.

58. Beratung und Beschlussfassung Uber eine Dienstanweisung an die Polizisten der
Stadtpolizei betr. Prédsenz in der Innenstadt zu kritischen Tageszeiten an Wochenen-
den (Antrag der FPO-Gemeinderatsfraktion); .

Der Antrag der FPO-Gemeinderatsfraktion wurde von Vzbgm."™ Enzmann zuriickgezogen.

59. Berichte des Blrgermeisters;

a)
Bgm. Mag. Krapf bedankt sich bei allen, die sich betr. Projekt Schiffslande und Kulturhauptstadt
2024 eingesetzt haben.

b)

Bgm. Mag. Krapf ladt zum Punschstand aller Fraktionen am Klosterplatz am Sonntag, 15.12. zwi-
schen 15 und 18 Uhr ein. Er bedankt sich bei allen, die diesen Punschstand ermdglichen bzw. die sich
fur karitative Zwecke einsetzen.

c)
AbschlieRend wiinscht Bgm. Mag. Krapf noch eine ruhige besinnliche Adventzeit, Frohe Weihnachten
und alles erdenklich Gute fur das Jahr 2020.
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60. Allfalliges;

Vzbgm." Enzmann fur die FPO, GR Hochegger fur die SPO, GR." Thallinger fur die OVP, GR Dr.
Hecht fur die BIG und GR DI Sperrer fur die GRUNEN bringen ihre Weihnachts- und Neujahrswiin-
sche vor.

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor.

Der Vorsitzende dankt fur die Teilnahme und schliet die Sitzung.

Schriftfithrerin; Gemeinderatsmitglieder: Burgermeister:

S@Jf{ X o

1006



	„Dringlichkeitsantrag
	Beratung:
	VERORDNUNG


	§ 2 Höhe der Gebühren
	§ 3 Gebührenschuldner
	§ 4 Umtausch und Neuzuweisungen von Abfallbehältern – Beginn der Gebührenpflicht
	§ 5 Abmeldungen
	§ 6 Fälligkeit
	§ 7 Umsatzsteuer
	§ 8 In-Kraft-Treten

